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Druck und Verlag der Hof-Buchdruckere 


Suland. 


Berlin den 11. Juni. Se. Hoheit der Herzog von Braunſchweig 
iſt, von Braunſchweig kommend, in Potsdam eingetroffen und im Neuen Palais 
abgetreten. — Der Fürſt zu Lynar iſt von Drehne hier angekommen. — Der 
Hof⸗Jägermeiſter von P achelbl⸗Gehag, iſt von hier nach Franzensbrunnen 
in Böhmen abgereiſt. 


Berlin den 7. Juni. Zur Gedächtnißfeier des Todestages Sr. Majeſtät 
des Hochſeligen Königs fand hierfelbit heute Vormittag 11 Uhr, in Gegenwart 
Sr. Majeſtät des Königs, JJ. KK. HH. des Prinzen und der Prinzeſſin von 
Preußen, der verwitweten Großherzogin von Mecklenburg⸗Schwerin, jo wie der 
übrigen hier anweſenden Mitglieder der Königl. Familie, in der Kapelle des Kö⸗ 
nigl. Palais, eine durch den Hofprediger Dr. Strauß gehaltene gottes dienſtliche 
Feier ſtatt. Nach Beendigung derſelben beſuchten Se. Majeſtät der König das 
Mauſoleum zu Charlottenburg und kehrten demnächſt wieder nach Sausſouci zurück. 

Die geſchmackvollen Anlagen des Friedrichshains vor dem Landsberger Thore 
verſprechen, einſt die anmuthigſten Wege zum Luſtwandeln zu werden. Nicht eine 
Statue, ſondern eine koloſſale, 5 Fuß hohe, bronzene Büſte des Hochſeligen 
Königs Friedrich Wilhelm III. läßt einer unſerer achtbarſten Mitbürger von der 
Meiſterhand des Prof. Rauch anfertigen, um ſie in dem Friedrichshain aufzu⸗ 
ſtellen. Das dazu gehörige Piedeſtal wird in Marmor gearbeitet und eine Höhe 
von 16 bis 20 Fuß haben. Wie wir hören, wollen noch mehrere patriotiſch ge⸗ 
ſinnte Männer den Friedrichshain mit ähnlichen Kunſtgegenſtänden ſchmücken. 

(Köln. 3.) Das neue Preßgeſetz, von dem nun ſeit ſo langer Zeit die Rede, 
welches bis dieſen Augenblick aber noch keinesweges in der Bundesverſammlung 
zur Sprache und Berathung gekommen iſt, war auf vertraulichem Wege den ein, 
zelnen Deutſchen Kabinetten mitgetheilt worden. Es laufen nun gegenwärtig hier 
die Erwiderungen der verſchiedenen Regierungen hierauf ein, und zwar ſollen dem 
Vernehmen nach mehrere Regierungen, namentlich die von Baden und Würtem⸗ 
berg, die beſtimmteſten Widerſpüche gegen eine wirkliche Ausführung dieſes nun 
ſchon ſeit ſo langer Zeit gewünſchten Geſetzes erhoben haben. — Deu Nürnb. 
Korreſp. wird aus Berlin geſchrieben: „Ich kanu Ihnen die ſichere Mittheilung 
machen, daß der Juſtizminiſter ſich über die Haltung des Publikums bei dem neu 

eingerichteten öffentlichen Gerichtsverſ ahren hat Bericht erſtatten laſſen, 
und daß der Bericht dahin gelautet hat, die Haltung des Publikums ſei eine durch 
aus würdige und es könne ihm die Reife für ein öffentliches Gerichtsverfahren 
durchaus nicht abgeſprochen werden. Die Ausdehnung des neuen Gerichts verfah⸗ 
rens über die ganze Monarchie ſtoͤßt eigentlich nur auf zwei Hinderniſſe, auf bie 
großen Koften und auf die hiſtoriſche Abnormitat der Patrimonialgerichte. Was 
dieſen letzten Punkt betrifft, ſo ſteht ſchon in der nachſten Woche die Veröffentlich 
ung eines Geſetzes zu erwarten, deſſen Zweck es iſt, die einzelnen. Patrimonialrich⸗ 
ter zu centraliſiren und aus ihnen größere Kollegien zu bilden und fo mehr Sicher⸗ 
heit und Harmonie in den Rechtszuſtand zu bringen.“ 

Am 7. d. M. ereignete ſich auf der Berlin-Hamburger Eiſenbahn ein Unfall. 
Es gingen nämlich drei Wagen des von Hamburg kommenden Güterzuges aus 
den Schienen, wodurch einige Perſonen verletzt und mehrere der transportirten 
Thiere, darunter einige koſtbare Pferde, getödtet wurden. Die urſache des Un⸗ 
falls iſt uns nicht bekaunt. Hoffentlich wird die Eiſenbahn-Direktion das Nähere 

darüber bekanntmachen. 

Dem Vernehmen nach follen die zum Tode verurtheilten Verbrecher in Zu⸗ 
tunft nicht mehr mit dem Beil, ſondern mittelſt einer Guillotine hingerichtet 
werden. a 

Berlin. — Die Herberufung des bekannten Predigers Krummachers zum 
Nachfolger des verſtorbenen Proſ. Marheinecke an der Dreifaltigkeitskirche, wo 
auch der große Schleiermacher das Wort Gottes von der Kanzel herab lehrte, 


ſcheint unter dem Publikum gerade feine große Freude zu erregen. — Der hieſige - 


8 
gthums Poſen. 


i von W. Decker X Comp. Verantwortlicher Redakteur: 


den 14. Juni 1847. 


G. Müller. 


Lokalverein der Guſtav⸗Adolph⸗Stiftung ſetzte die Mitglieder mitttlſt eines Cirku⸗ 
lats davon in Kenntniß, daß am 16. d. eine General-Verſammlung ſtattfinden 
wird, in welcher die Vorſtandswahl und Prüfung des Unterſtützungsplanes für 
1847 vorgenommen werden ſoll. — Die unter dem Polizei-Praſidenten von 
Puttkammer arbeitenden Beamten beabſichtigen ihrem am 1. Juli ausſcheidenden 
Chef ein Zeichen ihrer Verehrung zu geben. Daſſelbe wird in einem werthvollen, 
mit Emblemen und Inſchriften verſehenen Pokale beſtehen. Auch die Stadt dürfte 
den geſchätzten Mann, der ſeit 10 Jahren ihre Intereſſen im Geiſte der Zeit 
wahrgenommen, nicht ohne ein Zeichen ihrer Anerkennung ſeiner Verdienſte aus 
ihrer Mitte treten laſſen. — Wie man erfährt, hat der König den Straßenräuber 
Hannemann, welchen das Kammergericht zum Tode verurtheilte, dahin begnadigt, 
daß er eine 20jährige Zuchthausſtrafe vorläufig erleiden und dann über ihn referirt 
werden ſoll. — Unſere ſtädtiſche Gasbeleuchtung nimmt einen erwünſchten Fort⸗ 
gang; dieſelbe hat ſchon über 4000 Privatflammen zu ſpeiſen. 

Magdeburg. Auf unſern Uhlich ſind durch die veröffentlichten Akten⸗ 
ſtücte von neuem die Blicke Vieler gerichtet worden, und es wird vielfach gefragt, 
was er thun werde. Die Beantwortung dieſer Frage hängt mit der andern zu⸗ 
ſammen: was er bisher gethan hat. Uhlich iſt offenbar eine friedliche, aber zu⸗ 
gleich eine beharrliche Natur. Während er jeder Richtung ihr Recht wiederfahren 
läßt, indem er an einer jeden einen Inhalt von Wahrheit anerkennt, ſo denkt und 
fühlt er zugleich in der Seele eines großen Theiles der Proteſtantiſchen Gemeinden 
unſerer Zeit, ſpricht Das, was dieſe im Bewußtſein tragen, ſchlicht und klar aus, 
und iſt dadurch Sprecher der Proteſtantiſchen Freunde in Norddeutſchland gewor⸗ 
den. Seine näheren Freunde wiſſen, wie er ſtets darauf gewartet hat, daß ein 
tüchtigerer Sprecher ihn ablöſen werde. Er hat ſeine Stellung im öffentlichen 
Leben nicht geſucht, ſondern das Bedürfniß der Zeit hat ihn geſucht und hervorge⸗ 
zogen. Aus dieſer ſeiner Eigenthümlichkeit folgt aber von ſelbſt, daß nicht im 
mindeſten der Trieb in ihm ſein kann, ſich von der großen Kirche loszutrennen 
und eine freie Gemeinde zu bilden. Er ſteht mit ſeinem Herzen in der Landes⸗ 
kirche und wird, von ſeinem Rechte dazu überzeugt, feſt darin ſtehen bleiben, wenn 
nicht Gewalt ihn hinausdrängt. Daher iſt es auch natürlich, wie er jenen Brief 
an ſeinen König ſchreiben und wie er darin nicht die Rechtspunkte geltend machen, 
ſondern nur die Bitte um Schonung und Geduld niederlegen konnte. Er wollte 
nichts unverſucht laſſen, wodurch das Aeußerſte abgewendet werden könnte; und 
dazu dünkte ihm eine beſcheidene Bitte an ſeinen Landesfürſten das geeignete Mit⸗ 
tel zu ſein. Darum geht er nun auch nach empfangener Antwort noch denfelben - 
Weg, den er bisher gegangen iſt. Man hat ihm eine Oſterpredigt angefochten, 
und das Konſiſtorium hat Unterſuchung darüber veranſtaltet. Aber daſſelbe wird 
ſich bereits üherzeugt haben, daß Uhlich darin nicht ſtürmeriſch gegen ein altes 
Dogma angegangen iſt, ſondern vielmehr verſucht hat, ſeiner Gemeinde die That⸗ 


ſache der Auferſtehung nachzuweiſen, freilich nicht auf dem Wege der hergebrachten . 


Dogmatik. Ebenſo hat er bei der frühern Unterſuchung feines liturgiſchen Ver⸗ 
fahrens nachgewieſen, daß er ſich nicht von dem alten Bekenntniß losgeſagt, ſon⸗ 
dern nur offenbaren, thatſächlichen Auſtoß in feiner Gemeinde vermieden hat. Es 
darf wohl nicht ohne Grund gehofft werden, daß ſeine Wirkſamkeit der Landeskirche 
werde erhalten bleiben. Der Zudrang zu feiner Kirche bleibt ſich gleich, in mehr 
als Einer Beziehung iſt ſein Wirkungskreis im Zunehmen. So war die Menge 
der Abendmahlsgenoſſen in ſeiner Kirche am Gründonnerstag, Charfreitag und 
Bußtag ungeheuer; außerordentlich Viele ſind durch ihn für kirchliches Leben wie⸗ 
dergewonnen worden, und in allen gemeinnützigen Beſtrebungen der Stadt iſt ihm 
die Pforte des Mitwirkens geöffnet. Was ſich auch über den Segen der Bildung 
freier Gemeinden ſagen laſſe, jeder Beſonnene wird zugeſtehen „daß es ein großer 
Gewinn iſt, wenn ſich das Recht freier Entwickelung in der Landeskirche durch⸗ 
kämpfen läßt. Wer ſoll es aber durchkämpfen, wenn ihre freigeſinnteſten Mitglie⸗ 
der ſich ſepariren? [ ö 
Aus der Provinz Sachſen, den 9. Juni. Vor einiger Zeit meldeten 
die öffentlichen Blätter, daß ſich in Halberſtadt eine „freie Gemeinde“ von 


ss 300 


bedeutendem Umfang unter der Leitung des Predigers Wislicenus aus Bedra bil⸗ 
den wolle, und dies wurde dann dahin berichtigt, daß die Mitglieder der Marti⸗ 
nigemeinde, für deren Oberpredigerſtelle der Magiſtrat den Paſtor Wislicenus 
präſentirt hatte, ſich mit einer Immediateingabe an den König gewendet hätten, 
weil die Präfentation des Paſtors Wislicenus von der Regierung verworfen ſei. 
An ſeiner Stelle hatte der Magiſtrats bereits einen andern präſentirt, doch wurde 
die Wahl bis zur Entſcheidung des Königs ausgeſetzt. Aus guter Quelle erfah⸗ 
ren wir nun, daß der König ſich abſchlägig auf die an ihn gerichtete Petition ent⸗ 
ſchieden hat. In dem bereits ausgefertigten Antwortſchreiben deſſelben wird jedoch 
auf die Immediateingabe der Martinigemeinde nicht näher eingegangen, ſondern 
als Grund des Beſcheides nur angegeben, daß der Magiſtrat ſchon aufs neue prä⸗ 
ſentirt habe. Dem utſprünglichen Plane gemäß wird nun in Halberſtadt doch 
wohl noch die Bildung einer freien Gemeinde unter Wislicenus ſtattfinden. 

Aus Schleſien. Die aus der Augsburger Poſtzeitung in dieſe Zeitung 
übergegangene Exkommunikation des Fürſten Hatzfeld, welcher dadurch in 
ihrer Spezialität und ſchroffen Form auch bei uns in Preußen erſt recht bekannt 
geworden iſt, hat nicht blos ihre religiöſe oder vielmehr kirchliche, ſondern auch 
ihre politiſche Seite. Das Familienſtatut der Fürſtlich Hatzfeld'ſchen Familie be⸗ 
ſtimmt nämlich, daß der jedesmalige Beſitzer der freien Standes herrſchaft Trachen⸗ 
berg der Katholiſchen Konfeſſion angehören muß. Da nun der gegenwärtige Fürſt 


durch die beregte Exkommunikation von der Römiſch-Katholiſchen Kirche verbannt, 


folglich aus derſelben ausgeſchloſſen ift, fo entſtehen daraus ſehr verwickelte Suk⸗ 
zeſſions⸗ und Familienfragen. Unter den dermaligen Umſtänden würde der er⸗ 
kommunizirte Fürſt wahrſcheinlich zur Cvangeliſchen Kirche übertreten, allein er 
muß dann fürchten, ſeine Beſitzungen zu verlieren, weil er ſtatutengemäß katho⸗ 
liſch ſein muß. Auf der andern Seite geräth das beregte Statut mit unſern Lan⸗ 
desgeſetzen in Konflikt, da nach dem Allgemeinen Landrecht der Grundbeſitz nicht 
von der Konfeffion abhängen, ſondern völlige Religionsfreiheit in Preußen herr⸗ 
ſchen foll. Manche Juriſten find daher der Meinung, daß der Fürſt Hatzfeld auch 
bei einem Konfeſſionswechſel im Beſitze von Trachenberg bleiben müſſe; andere da⸗ 
gegen beſtreiten dies. Jedenfalls wird der Fürſt Alles aufbieten, um von ſeinem 
Banne losgeſprochen zu werden. Ob ihm dies aber bei der Erbitterung der Rö⸗ 
miſchen Behörden gegen ihn gelingen wird, ſteht dahin. Selbſt der fonft fo libe⸗ 
rale Papſt wird in dieſer Kirchenſache wenig thun können. Uebrigens hat die 
Faſſung der Biſchöflichen Exkommunikation unter der Katholiſchen Ariſtokratie gro⸗ 
ßes Aufſehen gemacht. In der That iſt es hart, die Wiedervetheirathung eines 
geſchiedenen Katholiſchen Fuͤrſten eine „Frevelthat“ zu nennen, und wenn ein welt⸗ 
licher Richter in ähnlichen Fällen ein ſolches Urtheil geſprochen hätte, würde man 
ihm einen Injurienprozeß machen können. Allein bei einer Römiſch⸗Geiſtlichen 
Behörde finden ganz andere Verhältniſſe ftatt. Wollte man daher auch den Jürſt⸗ 
biſchof wegen dieſes Ausdrucks injuriarum anklagen, ſo würde er ſich auf ſein 
Recht, auf den Ausſpruch der Bullen und Kanonen über dies kirchliche Vergehen, 
endlich auf das Beiſpiel der heiligen Paͤpſte berufen, welche, freilich in der golde⸗ 
nen Zeit des Mittelalters, nicht blos mit Fuͤrſten wie unſer Hatzfeld iſt, ſondern 
mit Kaiſern und Königen noch ganz anders geſprochen haben. Will alſo unſere 
Römiſch⸗Schleſiſche Ariſtokratie die Reſtauration des ſpezifiſch allein ſeligmachen⸗ 
den Römerthums bewirken, fo muß fie ſich ſchon ſolche ſpeeiſiſch Römiſche Phraſen 


gefallen laſſen. — (D. A. 3.) 
Ausland. 


D ene tee e Reh 

Aus Norddeutſchland. Daß Hamburg, als es vor einigen Jahren den 
jetzigen Luxemburger Biſchof Laurent nicht in ſeinen Mauern duldete, damit kei⸗ 
neswegs eine Antipathie gegen den Katholieismus an den Tag legen, ſondern ſich 
nur Römiſcher ſchädlicher Einfluſſe auf den konfeſſionellen Frieden erwehren wollte, 
zeigte ſich in dieſem Jahre deutlich, als der Senat gern in die Anſtellung eines 
dritten Geiſtlichen bei der daſigen Katholiſchen Gemeinde willigte. Dage— 
gen findet die Beſtätigung des dermalen in Schwerin interimiſtiſch fungirenden 
Katholiſchen Prieſters von Seiten des Landesherrn nicht ſtatt, weil derſelbe im 
collegio romano, alſo von den Jeſuiten zu Rom unmittelbar gebildet worden iſt. 
Alſo auch hier ſtößt der Katholicismus als ſolcher auf keinen Widerſtand, ſondern 
derſelbe trifft nur jenen Katholicismus, welcher als Ultramontanismus mit der 
Ruhe und dem Frieden der in Deutſchland durch den Weſtphäliſchen Frieden in ih⸗ 
ren Rechten gleichgeſtellten drei Konfeſſionen unverträglich iſt. 

Weimar. — Es hat ſich ergeben, daß zur vollſtändigen Herſtellung der 
„Thüringiſchen Eiſenbahn“ noch 4 Millionen Thaler erforderlich find. Nach dem 
Beſchluſſe der jüngſt ſtattgefundenen Generalverſammlung der Aktionaire dieſer 
Bahn ſoll dieſe Summe durch ein 44 prozentiges Prioritäts-Anlehen aufgebracht 
werden. 8 

Darmſtadt den 9. Juni. Man erwartet einen Regierungserlaß gegen 
die Turnfahrten. Von der katholiſchen Kanzel in Mainz iſt gegen die Turnfahr⸗ 
ten gepredigt worden. — Es wied allgemein gemißbilligt, daß Herr v. Gagern 
die Herausforderung des Abgeordneten Hofgerichtsraths Georgi (auf Piftolen) 
angenommen hat. Die ganze Sache entspringt aus einer Stelle in einer Druck⸗ 
ſchrift des Herrn v. Gagern, durch welche Georgi ſich verletzt glaubt. — Den 
Deutſchtatholiten in Mainz ift die Abhaltung des Sotteobieufteg nur in dem von 
ihnen dazu beftimmten Gebäude, nicht im en geſtattet worden. Ihre Geiſt⸗ 
lichen können alle geiſtl. Verrichtungen, Taufen, Einſegnungen, Trauungen und 
Begräbniſſe vornehmen, müſſen aber dieselben in die evangeliſchen lecheubücher 


Die ganze Verordnung iſt anerkennens⸗ 
werth tolerant. — In Mainz haben ſich 15 Kornhändler und Kornſpekulanten 
wegen des Sinkens der Preiſe für bankerott erklären n 

München, den 8. Juni. Unſere polit. Jelk. 
Verhältniſſe in Griechenland (nach der Karisk, 3.) worin ks heißt: „Hier in 
München will gerade jetzt an eine ernſte Bere i eſlerreich 


ob der neueſten Veränderungen bei uns, eine Behauptung, die au ſich ſchon ſchwer 
zu beweiſen ſein dürfte, ſollte eben dieſer Erlauchte Staatsmann, deſſen Ruhe⸗ 
und Friedensliebe ſich noch nie verläugnet haben, Dinge gebilligt haben, oder noch 
billigen, die ſehr leicht eine Erſchütterung der gegenwärtigen politiſchen Verhält⸗ 
niſſe in Europa zur Folge haben dürften? Sicher nicht“ — Alle aus Oeſterreich 
nach Bayern mit Getreideladungen bereits unterwegs befindliche Schiffe haben die 


Bewilligung der freien Ausfuhr erhalten. Allein bei Engelthardszell liegen 40 
ſolche Getreideſchiffe, ſo daß nun ein bedeutendes Sinken der Getreidepreiſe ſicher 
zu erwarten iſt. 0 

Galizien. 

Krakau, den 7. Juni. Es iſt bekauntlich ſeit einiger Zeit die Getreideaus⸗ 
ſuhr aus den K. K. Oeſterreichiſchen Staaten verboten worden und hat bereits 
wegen der großen Noth im Erzgebirge Anlaß zu einer erſten Beſchwerde ſeitens 
der Sächſiſchen Regierung gegeben. Unbegreiflicherweiſe iſt dies Verbot aber nicht 
auf Galizien ausgedehnt worden. Gleich nach dem Bekanntwerden des Ausfuhr⸗ 
verbotes, wendeten ſich einige ſpeculative Krakauer Juden, da jenes Verbot gegen 
alles Erwarten weder hieororts noch in Galizien amtlich bekannt gemacht wurde, 
an Graf Deym mit der Anfrage, ob die Ausfuhr auch aus Galizien und Krakau 
verboten wäre oder nicht? Die Antwort lautete: Da beſagten Herrn keine amt⸗ 
liche Mittheilung gemacht worden ſei, fo wiſſe er auch nichts von einem ſolchen 
Verbot in Betreff unſerer Stadt. Jedoch wolle er ſie warnen wegen der gefähr- 
lichen Stimmung der Bauern, die in einem Verbot der Getreide-Ausfuhr das ein⸗ 
zige Mittel zu erblicken glauben, die übermäßigen Preiſe zu erniedrigen, und 
könne ihnen, im Falle man fie an der Ausfuhr mit Gewalt hindern wolle, durch⸗ 
aus feine kräftige Hülfe leiſten. Das war gewiß ſehr vernünftig geſprochen; indeß 
der gutgemeinte Rath wurde in den Wind geſchlagen, und was war die Folge? 
Am vergangenen Freitag wurden 70 Korzec Weizen, welche beſagte Juden nach 
Preußen verkaufen wollten, von den darüber entrüſteten Bauern bei Babice nicht 
nur am Weitertransport gebindert, ſondern für gute Priſe erklärt. Die hungri⸗ 
gen Bauern nahmen ſchleunigſt von dem prächtigen Weizen Beſitz, und die von 
ihrem Eigenthum ſo unerwartet befreiten Juden eilten wehklagend zum Grafen 
Deym und machten Anzeige von dem ſchrecklichen Ereigniſſe. Sie wurden aber 
unter Berufung auf die frühere Warnung und Erklärung abgewieſen und zum 
Stillſchweigen verurtheilt. 8 5 

Frankreich. . 

Paris, den 7. Juni. Die Aeußerung der Preſſe vom 12. Mai, deret⸗ 
wegen Herr Girardin vor die Pairs⸗Kammer geladen iſt, war eine Antwort auf 
einen Artikel des Journal des Débats und lautete: „Seien wir demüthig, 
denn dieſe Stellung geziemt ſich am beſten für unſere Schwäche. Was find wir? 
Ein ſchwaches Journal, deſſen Griftenz zu untergraben wahrhaftig weder das Mi⸗ 
niſterium noch der General- Prokurator Hebert unterlaſſen haben; ein ſchwaches 
Journal, dem man einen Prozeß machte, der ihm 170,000 Fr. koſtete, ein 
ſchwaches Journal, dem man eine Konkurrenz ſchuf, die während ihrer Dauer 
von 15 Monaten 4,100,000 Fr. verzehrte, außer den Summen, die aus dem 
Verkaufe von Theater⸗Privilegien zu 100,000 Fr., Pairs⸗Ernennungs⸗Verſpre⸗ 
chungen, die man für 80,000 Fr. verkaufte, jo wie aus dem Verkaufe von Adels- 
briefen, Ehrenlegions-Kreuzen, Audienz⸗Vewilligungen und ſelbſt Miniſterlächeln, 
gelöſt wurden.“ Der Conſtitutionnel meint, die Deputitten Kammer müſſe 
zuvor genau unterſuchen, ob die in der Preſſe enthaltenen Angaben begründet 
ſeien; wenn es wirklich wahr ſei, daß ein Journal im Stande geweſen, Theater⸗ 
Privilegien, Adelstitel, Zuſicherungen der Pairie und dergleichen zu verkaufen, 
ſo falle die Schmach auf den, der zu ſolchen Verkäufen ermächtigt habe, keines⸗ 
weges aber auf den Journaliſten, durch den ſolcher Unfug veröffentlicht worden 
ſei; der betreffende Miniſter und nicht Herr von Girardin ſei daun der Straſbare. 
Was übrigens die Pairs⸗Kammer betreffe, fo fe ihre Würde bei der Sache gar 
nicht betheiligt, indem der angeſchuldigte Artitel auf keines ihrer Mitglieder auch 


nur entfernt hindeute. 


Der Commerce hatte von Gerüchten über eine ſehr unangenehme Scene 
geſprochen, die zwiſchen einem alten Generale und einem Königlichen Prinzen 
ſtattgefunden und in deren Folge der Prinz noch immer Zimmers Arreſt habe. 
Hierauf bezieht ſich ohne Zweifel eine Erklärung des Moniteur, daß gewiſſe, ſeit 
einigen Tagen in den Journalen umlaufende Gerüchte, durch welche die Ehre 
hochſtehender Perſonen angetaſtet werde, völlig unbegründet und bloße Verleum⸗ 
dungen feien. E 504 \ | 1 

Der Erzbiſchof von Paris hat eine Broſchüre über den Geſetz⸗ Entwurf in 
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Betreff des Kapitels von St. Denis veröffentlicht und in der Deputirten⸗Kammer 
vertheilen laſſen. Sie greift den Geſetz⸗ Entwurf ſcharf an und hofft, daß kein 
einziger Prieſter Frankreichs denſelben billigen werde. Das beabſichtigte Königl. 
Kapitel habe durchaus kein Recht, ſich ſeiner, des Erzbiſchofs, Oberaufſicht zu 
entziehen und direct mit dem Papſt zu verkehren. 

Die Gegner des geſtern von der Deputirten⸗Kammer angenommenen Geſetzes 
über die exceptionelle Beförderung der Lieutenauts machten geltend, daß dies dem 
Favoritismus Thür und Thor öffne. Der Courrier francais jagt, dies 
Geſetz würde wohl die Armee nicht der Regierung gewogen machen. Unter dem 
Vorwande einem Offizier eine Spezial⸗Miſſion zu übertragen, würde ſich Guaſt 
und mit ihr Corruption auch in die Armee einſchleichen, und die Rechte, welche 
Anciennetät und treue Dienſte beanſpruchen, würden dadurch gemindert. 

Aus Toulon wird unterm 1ſten Juni gemeldet, daß das Dampfſchiff „Ache⸗ 
ron“ mit Depeſchen für den Befehlshaber des Franzöſiſchen Tajo-Geſchwaders und 
für den Franzöſiſchen Geſandten in Portugal direct nach Liſſabon abgegangen war. 
Man verſichert, daß Prinz Joinsille durch bereits abgeſchickte Depeſchen den Be⸗ 
fehl erhalten habe, mit feinem Geſchwader von Algier nach Liſſabon zu ſegeln. 

Jatob Grimm in Berlin iſt vorgeſtern zum auswärtigen Mitgliede des Ins 
ſtituts gewählt worden. Die anderen in Vorſchlag gebrachten Kandidaten waren 
Karl Ritter in Berlin, Wilſon in London, Abbé Peyron in Turin, Welcker in 
Bonn und Lobeck in Königsberg. . 

Die Herzogin von Orleans, deren Reife in bie Bäder von Vichy deshalb 
nicht ftattgefunden haben ſoll, weil der König die Erlaubniß, den Orafen von 
Paris dahin mitzunehmen, nicht habe ertheilen wollen, hat ſich ohne ihre Kinder 
auf zwei Tage nach Dreur begeben, um, wie alljährlich, ihren Vermählungstag 
am Grabe ihres Gemahls und in stiller Zurückgezogenheit zuzubringen. 

Der National greift das Kabinet wegen der Griechiſchen Frage an. Nur 
durch Frankreichs Beiſtand und Rath habe das Griechiſche Kabinet bisher in jener 
Differenzfrage Widerſtand gezeigt, und jetzt höre man, daß Griechenland um 
Hefterreich Vermittelung nochſuche, obgleich Oesterreich auf der Seite der Tür- 
tei ſich gehalten. Es ſcheine mithin, daß das Griechiſche Gouvernement zu viel 
von Frankreichs Unterſtützung gehofft hätte, das durchaus keine Neigung zeige, 
hier mit Energie aufzutreten, jo daß die Griechiſche Regierung freilich nachgeben 
müſſe. Sogar heiße es, daß, wenn die Pforte auf Muſſuru's Rückkehr nach 
Athen beſtehen wollte, nunmehr England ſich dem widerſetzen würde. Da die 
Sache mithin auf Unkoſten Griechenlands und Frankreichs ſich ſchlichte, ſo könne 
das Journal des Débats Niemanden mehr mit der Behauptung täuſchen, als 
fiege Frankreichs Politik in dieſer Frage, da offenbar die Franzöſiſche Diplomatie 
bier den Kürzeren ziehe. l 

Die Lüſternheit des Pariſer Publikums nach ärgerlichen Vorfällen 

broht alle Grenzen zu überſchreiten. Die Skandale, die ihm mehr als Ein Tri- 
bunal ſeit mehreren Monaten zur Ausbeute gegeben, haben die Gier noch nicht 
befriedigt, womit es derlei Begebenheiten verſchlingt. Dieſe Stimmung ſcheint 
einem erfindungsreichen Geiſte nicht entgangen zu ſein, der eine Geſchichte in Um⸗ 
ſchwung gebracht, die weniger durch ſich ſelbſt als durch den Helden, der darin 
eine bedeutende Rolle ſpielt, einen nicht ganz untergeordneten Platz in der Chro⸗ 
nique ſcandalenſe verdiente, wenn dem Abenteuer nicht ſonſt alle hiſtoriſche Wahr⸗ 
heit abginge. Wie auffallend es aber auch alle Kennzeichen der Unwahrſcheinlich⸗ 
keit an der Spitze trägt, geht das boshafte Hiſtörchen doch von Mund zu Mund, 
und bereits haben einige Blätter und Blättchen mehr, andere unverſtändlich dar— 
über gemunkelt i 
es mir in den Sinn kommen, dieſes Produkt eines erfinderiſchen Geiſtes hier zu 
erwähnen, wovon man ſich ſeit faft acht Tagen hier unterhalt. Da aber der 
Widerlegung nothwendigerweiſe die Erzählung vorausgehen muß, beginne ich mit 
bleſer. Einer der Königlichen Prinzen, der überdies ſich nicht der größten Volts⸗ 
thümlichteit erfreut — ein Umſtand, der den Dichter wahrſcheinlich bei der Wahl 
des Helden für ſeine Stadtuovelle geleitet hat —, Tell das Haus des Generals 
häufig mit ſeinem Beſuche beehrt haben. Dieſem fielen die Beſuche auf, 
und er machte ſeiner Frau Vorſtellungen über die Misdeutung, zu welcher eine 
auffallende Freundlichkeit des Prinzen mit feinem Haufe berechtigen fönute. Die 

Generalin fol die Bedenken ihres Mannes nicht getheilt und ſich Höchlich gewun⸗ 

dert haben, daß dieſer für die Ehre, die ihrem Hauſe widerfahre, jo gleichgültig 

fein könne, und erklärt haben, fie werde keineswegs etwas thun, was den Prin⸗ 
zen ahnen laſſen könnte, daß man ſeine Beſuche nicht zu ſchaͤtzen wiſſe; was den 

General zu der Erklärung beſtimmte, er werde an ihrer Stelle handeln. Der 

Bring ſetzte ſeine Beſuche fort, und der General glaubte bemerkt zu haben, daß 

biefelben feiner Tochter gälten, die bereits auf vertraulichem Fuße mit dem Prin- 

zen umgehe. Eines ſchönen Tages ſoll nun der General dem Letzteren auf eine 
eben nicht zarte Weiſe zu verſtehen gegeben haben, die Ehre feines Hauſes erhei⸗ 
ſche es, deſſen Beſuche nicht mehr anzunehmen. So erzählt die Sage, deren 

Unwahrſcheinlichkeit zuvörderſt darin liegt, daß die Mutter einen gefährlichen Um. 

gang des Prinzen mit ihrer Tochter begünſtigt habe, ferner, daß der General, 

wenn er wirklich die Beſuche des Prinzen für bedenklich hielt, nicht wenigſtens ſo 
viel Achtung vor ihm gehabt, daß er ihm ſchriftlich und unter den Formen des 

Anſtandes den Wunſch geäußert, jeden Schein der Zweideutigkeit feiner Verhält⸗ 

niſſe zu ihm zu vermeiden. Ein anderer, vielleicht noch angemeſſenerer und un⸗ 

fehlbarer Ausweg wäre es geweſen, wenn der General an den Vater des Prinzen 
geſchrieben hätte. Daß er aber gerade ſo ungeziemend als feine Frau unverzeih⸗ 
lich bei der Sache ſich benommen, beweiſt eben, daß der ganze Vorfall dem Ge⸗ 


e 


Weniger alſo um es zu erzählen als um es zu widerlegen konnte 


Of 


hirn eines müßigen Erfindungsgeiſtes allein feinen Urſprung verdankt. Anderet⸗ 


ſeits iſt es jedoch ein Zeichen der Zeit, daß man derlei Ausgeburten der Bosheit 
ohne alle weitere Prüfung von Mund zu Mund verpflanzt. Um die Nemeſis 
nicht ganz aus dem Spiele zu laſſen, fügt die geſchäftige Sage hinzu, der König 
habe, als er das Abenteuer erfuhr, dem Prinzen Hausarreſt auf unbeſtimmte 
Zeit auferlegt und werde ihn nach überſtandener Haft zur Strafe nach Afrika ſchik⸗ 
ten. Zufälligerweiſe habe ich den Prinzen ausfahren ſehen, als ihm der Mythe 
zufolge die Thore des Schloſſes verriegelt waren. 
Spanien. 

Paris, den 5. Juni. Wir haben Nachricht von der Cataloniſchen Grenze 
bis zum 31ſten Mai. Es ergiebt ſich daraus, daß die Hinrichtungen Triſtanp's 
und Ros de Eroles wenigſtens inſofern Wirkung auf den Zuſtand der Dinge ge⸗ 
macht haben, als ſeitdem keine Banden im Großen ſich mehr zeigen. Doch ſchei⸗ 
nen die Karliſten noch keinesweges alle Hoffnung aufgegeben zu haben. Wenn 
man ſie jetzt hört, ſo haben ſie in ihm keinen in ſtrategiſcher Hinſicht bedeutenden 
Führer verloren, und es würde nicht ſchwer halten, ihn durch einen fähigeren 
Mann zu erſetzen; aber ein ven Allen anerkannter Schlag liegt darin, daß kein 
anderer Mann ihrer Partei in gleich hohem Grade Einfluß und Vertrauen bei der 
Bevölkerung der gebirgigen Diſtrikte von Hocheatalonien genießt, wie dies bei 
Triſtany der Fall war. Nun haben die ehemaligen Chefs zweiten Ranges ſich 
in das erledigte Ober-Kommando getheilt. Der Einäugige von Ratera legt ſich 
den Titel eines General-Kommandanten des Bezirks von Seu de Urgel bei; Vil⸗ 
lela nennt ſich Ober⸗General in den Bezirken des Panades und der Segarra, und 
Grau legt ſich dieſelbe Eigenſchaft bei in den Bezirken von Vich, Olot und dem 
Lampurdau. Man verſichert aber, daß es allen dieſen Chefs an Geld fehle, ohne 
welches nichts von Bedeutung auzufangen iſt. Aber gerade deshalb haben die 
Einzelnen um ſo mehr von den Ueberreſten der zerſprengten Banden zu fürchten, 
die überall nehmen, was ihnen unter die Hand fällt, und ihr Unweſen noch lange 
forttreiben können. b 

Der Gemeinderath von Blanes iſt vom Genetal-Capitain zu einer Geldftrafe 
von 1000 ſchweren Piaſtern verurtheilt worden, weil er kein Allarmzeichen gege⸗ 
ben hatte, als die Karliſten eindrangen. Am 19ten Mai find, wie man nun 
mit Beſtimmtheit vernimmt, abermals 5 Karliſten zu Belageur erſchoſſen worden. 
Am 22ſten in der Nacht drang eine Bande zu San Juan de Villa Torta ein und 
raubte was ihr anſtand. Die Privat-Exceſſe, die iſolirten Verbrecher werden 
zahlreicher; darauf mußte man ſich aber gefaßt machen. Leute, die bis zur Aus⸗ 
rottung verfolgt werden, deren Chefs von der Begnadigung ausgeſchloſſen bleiben, 
find zu Allem fähig. Man ſpricht von der Ermordung eines jungen Mädchens, 
von der Wegſchleppung eines anderen und von einem Angriffe auf den Poſtwagen 
zwiſchen Saragoſſa und Barcelona in der Nähe von Gervera. 

Madrid den 30. Mai. Die Königin erſcheint jetzt Abends nach Sonnen⸗ 
Untergang gewöhnlich zu Pferde in Prado, von ihrem Schwiegervater und deſſen 
Tochter begleitet. Gegen 11 Uhr beſucht ſie die Oper. Der König verweilt da⸗ 
gegen fortwährend im Pardo, wo er nicht ſelten die Beſuche des Franzöſiſchen 
Geſandten empfängt. Vorgeſtern wurden von hier 4 Kompagnieen des Regiments 
„Reina Governadora“ nach dem Pardo geſchickt, angeblich um dem Könige als 
Ehrenwache zu dienen. Letzteren ſoll jedoch das unerwartete Erſcheinen dieſer 
Truppen in Beſtürzung verſetzt haben. Er kündigte an, daß er den Pardo zu 
verlaſſen denke, um ſeinen Aufenthalt in einer Provinzial Hauptſtadt zu nehmen. 
Die Regierung wird jedenfalls ihre Erlaubniß dazu verſagen. 

Man glaubt, daß die Königin am 10. Juni das Luſtſchloß la Granja (S. 
Ildefonſo), 10 Meilen von hier, beziehen werde. 

Die Königin Ehriſtine hat von Toulon ein Schreiben an den Minifter: Präft- 
denten gerichtet, um ihm anzuzeigen, daß ſie die Abſicht hege, ſich von Neapel 
aus über Valencia hierher zu begeben, und zugleich angefragt, ob die Miniſter 
etwas gegen dieſes Vorhaben einzuwenden hätten. Die Antwort ſoll verneinend 
ausgefallen ſein. Ob in der Perſon der Königin Mutter hier ein Element der 
Eintracht erſcheinen werde, läßt ſich nicht füglich berechnen. Vielleicht führt nur 
der Wunſch, gewiſſe Geld- Angelegenheiten zu berichtigen, fie hierher. Es ſind 
namlich letzthin mehrere Wechſel zum Belaufe von 2— 300,000 Piaſtern, welche 
der Herzog von Rianzares auf die hieſige Bank zog, mit Proteſt zurückgewieſen 
worden. Die regierende Königin ſcheint ihrerſeits ſich keinesweges nach ihrer 
Mutter zu ſehnen. Vor einigen Wochen erhielt der Franzöſiſche Geſandte von 
der Königin Chriſtine den Auftrag, ihrer Tochter mehrere Geſchenke und einen 
Brief perſöulich zu überreichen und zugleich eine Antwort auf denſelben von ihr zu 
erbitten. Als der Geſandte dieſen Auftrag ausrichtete und um die Antwort bat, 
zerriß, wie man erzählt, die Königin den Brief ihrer Mutter und ſagte: „Hier 
haben ſie die Autwort!“ Die Geſchenke vertheilte ſie an ihre Umgebungen. 

ee . 

Brüſſel, den 7. Juni. (Köln. 3) Wir entnehmen der höchſt intereſſan⸗ 
ten Wahl⸗Chronit in den heutigen Belgiſchen Blättern Folgendes: Ein Vicar, 
Herr Davidh, hat in Tielemont von der Kanzel herab die Liberalen „Gaſſenbu⸗ 
ben“ (Polissons) geſcholten und dieſe Bezeichnung mit folgenden Worten illuſtrirt: 
„Die Jeſuiten find die Laternen der Welt, die Liberalen aber wollen die Jeſuſten 
vernichten; ſie ſind daher den Gaſſenbuben gleich, welche auf der Straße die La⸗ 
ternen einwerfen.“ Ueber dieſe Ungebührlichkeiten von ſeinen Vorgeſetzten zurecht⸗ * 
gewieſen, entſchuldigt ſich Herr Davidh in einer zweiten Rede, worin er fagt, er 
habe unter dem Ausdrucke „Gaſſenbuben“ nicht die ruhigen Liberalen gemeint, ſon⸗ 
die unrichtigen, welche Friedrich der Erſte befreite Galeerenſtlaven nannte. 
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Es verſteht ſich von ſelbſt, daß der größere Theil des Belgiſchen Clerus ſolche 
übertriebene, wenn auch unſchädliche Demonſtrationen verabſcheut. 

Das Dampfboot „Sir Robert Peel“ hat wieder mit 370 Deutſchen Auswan⸗ 
derern, die ſich in England nach Amerika einſchiffen wollen, Antwerpen verlaſſen. 

Die Erndteausſichten ſind im ganzen Lande ſehr günſtig. Einſtweilen dauert 
auch die Lebensmittel-Einfuhr in Antwerpen fort. 

rk i. 

Konſtantinopel, den 18. Mai. Griechenland und die Pforte haben 
alſo den Fürſten v. Metternich zum Schiedsrichter in ihrer Differenz erkoren. 
Frankreich hatte den König von Niederland vorgeſchlagen, aber die Pforte verwarf 
dieſen Vorſchag, der auch ſowol von den Mitgliedern des Divans als von denen 
der fremden Diplomatie mehr ſpöttiſch als ernſt aufgenommen wurde. Die Sache 
ſcheint demnach friedlicher zu verlaufen, als man anfangs glaubte. Zwar haben 
ſich fo die Pforte wie das Griechiſche Kabinet dabei kompromittirt, und auch Das 
iſt ein Vortheil für die Ruſſiſchen Pläne. Die Breſche iſt eröffnet und das Ka⸗ 
binet von St. Petersburg braucht nur die erſte Gelegenheit zu erfaſſen, um auf 
Koſten der Sicherheit des Osmaniſchen Reiches und folglich des ganzen Europas 
um ſich zu greifen. — Man ſpricht ſoeben davon, daß Halil-Paſcha in den 
Divan kommen werde. Das wäre inſofern ein Vortheil für die Türkei, als er an 
die Stelle des Khosrew-Paſcha, eines Rußland ergebenen und an dieſes verkauf⸗ 
ten Mannes, käme. 

Griechenland. 


auch einige Unbeſonnene zurückzuweiſen. Als z. B. in Patras Herr Ruphos in 
ſeiner Rede ſich zu den Worten hinreißen ließ: das Griechiſche Volk werde bei 
etwaniger Einmiſchung in die Wahlen ſeine Freiheit mit den Waffen zu verthei⸗ 
digen wiſſen, entgegnete der König mit gerechtem Unwillen: „Wenn das Volk 
die Waffen ergreift, werde ich Truppen ſenden, um es zur Vernunft zu bringen.“ 


Theater. 

Die beiden am letzten Freitag hier zur Aufführung gekommenen Luſtſpiele: 
„Meine Frau iſt ausgegangen“, und „Mein Mann geht aus“, haben zwar 
einen ſtarken Beigeſchmack der weiland frivolen Kotzebuc'ſchen Schule, ſcheinen 
aber doch Beifall gefunden zu haben. Die Darſtellung verdient im Ganzen Lob. 
Herr Goppe (Scumble im erſtern Stück) ſpielte mit Gewandtheit und Effekt, 
nur ſchien er faſt zu beweglich; Dem. Tanz (Laura) war gut, doch hätte fie in 
der Uniform wohl mit einem Bart erſcheinen müſſen, um ſich ihrem Gatten ge⸗ 
genüber hinlänglich unkenntlich zu machen. Warum Herr Sulzer (Dobbs) 
ein Türkiſches Fez trug, finden wir nicht recht begreiflich, zumal das Stück in 
England ſpielt. Mad. Pfiſter (Betty) ſpielte mit Einſicht und verdient daher 
unbedingtes Lob. — In dem zweiten Stück hätten wir Herrn Goppe (Duroſ⸗ 
ſel) doch etwas mehr Haltung gewünſcht, fo gewandt er auch auftrat; auch müſ⸗ 
fen wir ihn warnen, nicht durch ununterbrochenes forcirtes Lächeln Effekte zu er⸗ 
haſchen. Herr Sulzer (Bertholin) war ausgezeichnet brav, und auch die Da⸗ 
men Pfiſter und Tanz waren untadelig. Herrn Pfuntner's Rolle (Beau⸗ 
gaillard) haben wir nicht begriffen, ob er ſelbſt ſie begriffen, wiſſen wir nicht. — 
Als Zugabe haben wir noch einer großen Arie zu erwähnen, die von Demoiſelle 
Hölzl gut geſungen wurde, wiewohl fie ihre Kräfte faſt überſtieg, fo wie des 
ſchönen Duetts aus „Lucia di Lammermoor“, das die Herren Curti und 


Athen, den 23. Mai. Se. Majeftät der König ift gekräftigt von der Reiſe 
und gebräunt von der Sonne am 21ſten hierher zurückgekehrt. 
heit gehabt, auf der Reiſe viel aufrichtige Huldigungen entgegenzunehmen und 


Stadttheater in Poſen. 8 
Dienſtag den 15ten Juni zum Benefiz für Mad. 
Pfiſter: Die Grabesbraut, oder: Guſtav 
Adolph in München; dramatiſches Gemälde 
aus den Zeiten des dreißigjährigen Krieges, in fünf 
Aufzügen, mit einem Vorſpiel: Die Verlobten, 
in 1 Aufzuge von J. F. Bahrdt. 
f Ediktal⸗ Citation. 

Der Kaufmann Friedrich Landgraf zu 
Genthin hat die Amortiſation eines ihm angeblich 
verloren gegangenen, unterm 23ſten Oktober 1846 
von Pieſchel & Comp. daſelbſt ihm girirten, von 
Joſeph Herrmann zu Schwerin / W. auf J. 
Moſer an die Ordre von Abraham Moſes 
Boas am 27ſten Juli 1846 gezogenen, 3 Monat 
nach dato zahlbaren, von J. Moſer acceptirten 
Wechſels über 400 Rthlr. beantragt. 

Es werden demnach alle diejenigen, welche an die: 
ſem Wechſel als Eigenthümer, Ceſſionarien, Pfand— 
oder ſonſtige Briefinhaber Anſprüche machen, bier- 
durch aufgefordert, ſich mit denſelben in dem vor 
unſerem Deputirten, Ober-Landesgerichts-Aſſeſſor 
Haslinger auf 

den 25ſten Oktober cur. Vormittags 

10 Uhr 
anſtehenden Termine zu melden, widrigenfalls ſie 
damit werden präkludirt werden. 

Schwerin, den 19. Mai 1847. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Im Auftrage des Königlichen Provinzial-Steuer— 
Direktors zu Poſen wird das unterzeichnete Haupt⸗ 
Amt und zwar in ſeinem Dienſtgelaſſe hierſelbſt, am 
25ſten d. Mts. Nachmittags 2 Uhr, die Chauſſee⸗ 
geld-Erhebung zu Rado mitz, zwiſchen Liſſa und 
Schmiegel, an den Meiſtbietenden mit Vorbehalt 
des höhern Zuſchlages vom Iſten Oktober d. J. 
ab, anderweit zur Pacht ausſtellen. Nur dispoſi⸗ 
tionsfähige Perſonen, welche vorher mindeſtens 120 
Thaler baar oder in annehmlichen Staatspapieren 
bei uns zur Sicherheit niedergelegt haben, werden 
zum Bieten zugelaſſen. 4 

Die Lizitations- und Pachtbedingungen können 
ſowohl bei uns, als bei dem Königl. Steuer Amte 
zu Schmiegel von heute ab, während der Dienſt⸗ 
ſtunden eingeſehen werden. 

Liſſa, den 1. Juni 1847. 

Königl. Haupt⸗Steuer⸗ Amt. 


Bekanntmachung. 
Der Neubau einer auf 1181 Thlr. 1 Sgr. 10 Pf. 
excl. Hand⸗ und Spanndienſte, veranſchlagken Scheu⸗ 
ne auf der Probſtei zu Sommendery bei Poſen 
ſoll in dem daſelbſt am 22. Juni c. Vormittags 10 
Uhr anſtehenden Termine in Entreprife aus gethan 
werden. : 
Bauunternehmer können die beim girchen⸗Colle⸗ 
ium in Commendery offen liegenden Bedingun⸗ 
gen, Anſchlag und Zeichnung einſehen und ihre Ent⸗ 
ſchließungen in dem Termine abgeben, die e 
lichen Hand⸗ und Spanndienſte werden von den Ein⸗ 
gepfarrten unentgeltlich geleiſtet. 
Kobylopole, am 7. ag 1847. 
Königl. Polizei⸗Di r.⸗Commiſſarius 


Merk. 


Er hat Gelegen⸗ 


Vereins-Auktion von Geſtütpfer⸗ 
den in Litthauen (Regierungsbezirk 


Gumbinnen), in Preußen. 


Der landwirthſchaftliche Verein für Litthauen wird 
auch in dieſem Jahre eine Vereins-Auktion werth⸗ 
voller Gebrauchs- und Zuchtpferde veranſtalten und 
ſolche am Tage nach der Auktion in Trakehnen 

am ten Auguſt d. J. in Gumbinnen 
abhalten. Die Theilnahme vieler Geſtüts-Beſitzer 
der Provinz ſichert eine zahlreiche Zuſammenſtellung 
ausgezeichneter Pferde, welche zuvor von einer hierzu 
erwählten Kommiſſion von Mitgliedern des land⸗ 


wirthſchaftlichen Vereins ſtrenge geprüft ſind und de⸗ 
ren etwaige Fehler vor der Ausbietung angegeben 


werden. Vollſtändige Verzeichniſſe der hier zum 
Verkauf geſtellten Pferde, mit Angabe der Nationale 
und den Bemerkungen der Prüſungs-Kommiſſton, 
liegen den Käufern am Auktionstage zur Einſicht be⸗ 
reit und ſoll auf die Weiſe das Intereſſe der Käufer, 
wie die Solidität des Unternehmens ſelbſt möglichſt 
geſichert werden. 
Gumbinnen, den 5. Juni 1847. 


Das Direktorium des landwirthſchafllichen 
Central⸗Vereins für Litthauen. 


Gegen pupillariſche Sicherheit werden 2000 Rthl. 
auf ein Grundſtück von über 20,000 Rthir. ges 
richtlicher Taxe auf zwei Jahre geſucht. Das 
Nähere iſt bei Herrn Chemiker Lipo witz, Berliner⸗ 
Straße No. 15. c. zu erfahren. 


Das Vorwerk Steſzeweko, zwiſchen Pudewitz 
und Murowana-Goslina und 24 Meile von 
Poſen belegen, mit einem Flächeninhalte von 849 
Morgen, ſoll aus freier Hand ohne Unterhändler 
verkauft oder verpachtet werden. Die nähern Bes 
dingungen ſind bei Herrn T. Zychlinski in Po⸗ 
fen, Friedrichsſtraße No. 28. zu erfahren. 


Ein Sohn redlicher Eltern, welcher wünſcht Ma⸗ 
ler zu werden, kann ſich melden bei 
Wittwe Penack, 
Gerberſtraße im „Hotel zum ſchwarzen Adler.“ 


Bei Abnahme ansehnlicher Quantitäten verkaufe 
ich meine so gut renommirten Kottowoer Mau- 
ersteine zu möglichst billigen zeitgemässen Prei- 
sen, und übernehme erforderlichen Falls auch die 
Anfuhr. » Leis de eki 

Graben 3. b. im Lüdke schen Hause. 


Beachtungswerth. — 
In meiner Ziegelei — die erſte hinter dem großen 
agazine — find ganz mergelfreie, gut gebrannte 
ach⸗ und Mauerſteine, ftiſch gebrannter Mergel⸗ 
Kalk beſter Qualität, fo wie auch ganz weißer Mer⸗ 


Jäckel ausgezeichnet gut vortrugen, das aber vom Orcheſter nicht discret genug 
begleitet wurde. — Der Steyriſche Tanz der beiden Töchter des Herrn Geſſau 
war recht anſprechend; die Maſurka haben wir nicht abgewartet. G. 


gel zu Töpferarbeiten, zu möglichſt billigen Preiſen 
zu haben und zwar gegen meine Anweifungen. 

Auch iſt in meinem Haufe in der Iſten Etage eine 
geräumige Familien-Wohnung vom Iſten Oktober 
und im Hofe Parterre eine kleine Wohnung vom 
Iſten Juli d. J. ab zu vermiethen. 


E. E. Schniege, Wronkerſtr. No. 3. 


Büttelſtraße No. 18. find 3 Zimmer Parterre 
jederzeit zu vermiethen. 


Milchpacht offen von Johanni an beim Do: 
minium Luſſowo, 14 Meile von Poſen. 


Friſche Ananas aus Radoje wo find jezt täglich 
zu haben Martinsſtraße No. 78. eine Treppe hoch. 


SEIFE, 
SAHNKAESE, “ti Ser 


G. Pincus, Wilhelmsſtr., Hotel de Dresde. 


gut und trocken, 9 Pfund für 
1 Rrihlr., 


Mit hoher obrigkeitlicher Erlaubniß wird Mon⸗ 
tag den Aten Juni Unterzeichneter die Ehre haben, 
in dem frühern Kubickiſchen Garten, jetzt bei 

Herrn Zander, ein 


großes Kunſt⸗Feuerwerk 


in ſechs Abtheilungen 
zu veranſtalten. Indem in demſelben faſt alles neue 
Vorſiellungen vorkommen werden, fo erlaube ich mir 
die ganz gehorſame Bitte, daß ein hochgeehrtes Pu⸗ 
blitum mich mit einem recht zahlreichen Beſuche bes 
ehren wolle. 

Von 6 Uhr ab findet Garten-Konzert flatt. 
Bald nach 9 Uhr beginnt das Feuerwerk. Alles 
Andere werden noch die Anſchlagezeltel beſagen. 

Poſen, den 12. Juni 1847. 


u Kopp, 
früher Oberfeuerwerker in der K. 5. Artill.-VBrigade- 


Thermometer» und Varometerſtand ſo wie Wind⸗ 
richtung zu Poſen, vom 6. bis 12. Juni. 
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Laudtags⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 4. Juni. 
(Schluß.) 

Abg. Winzler: Ich würde mir, in Bezug auf den erſten Antrag der 

Abtheilung, die gehorſamſte Bemerkung erlauben, daß, zu dieſem Antrage, 
den ich mir nicht zu formuliren erlaube, ſondern welchen ich dem beſſeren 
Ermeſſen der hohen Verſammlung anheimgebe, noch eine Verwahrung hin⸗ 
zugefügt werde, des Inhalts, daß in dem Fall die Bitte nicht erfüllt würde, 
wir dennoch eine ſolche Vefugniß der Deputation weder übertragen, noch, 
wenn ſie ausgeſprochen werden ſollte, als rechtsbeſtehend anerkennen werden. 
Was den zweiten Antrag betrifft, nämlich: ausdrücklich auszuſprechen: „daß 
Se. Majeſtät das unbeſtreitbare Recht der Krone behalten möge, in allen 
Fällen, in welchen die Emberufung des Vereinigten Landtags unausführbar 
ift, ohne Zuzithung ſtändiſcher Organe Anleihen zu kontrahiren.“ fo muß ich 
mich dieſem Antrage entſchieden widerſetzen, denn ich habe für meine Perſon 
die unabweisbare Pflicht, meinen Machtgebern das wichtige Recht der Ein⸗ 
willigung und Mitgarantie bei Staatsſchulden um ſo mehr zu wahren, als 
nach den großartigen Zugeſtändniſſen unſeres Königs und Herrn vom 3. Fe⸗ 
bruar d. J. ein ſolches Recht, als unbeſtreitbares der Krone bezeichnet, nicht 
mehr da ſein kann, ich mich alſo keinesweges berufen fühlen darf, in meiner 
Stellung ein ſolches durch Anerkennung und Zuweiſung ſelbſt von neuem her⸗ 
vorzurufen. Uebt dagegen Se. Maj. ohne eine ſolche ausdrückliche vorherge— 
gangene Einwilligung der Verſammlung in Zeiten der Gefahr und Noth aus 
eigener Machtvollkommenheit einmal ein ſolches Recht, ſo würde ich doch die 
ganz unläugbar jetzt beſtehenden Rechte des Volkes und der Stände nicht für 
gefährdet halten, weil unſere angeſtammten Herrſcher aus früheren, eben ſo 
ſchmerzlichen als glorreichen Erfahrungen der Vergangenheit die eine Ueber⸗ 
zeugung gewonnen haben, daß Volksvertrauen der werthvollſte Edelſtein in 
Preußens Krone ſei, weil ihm allein Gehorſam, Liebe und Treue, die un⸗ 
wandelbarſten Stützen aller Throne, entkeimen, ſie ein ſolches Vertrauen, wie 
jetzt in Preußen lebt, auch immer gewiß zu ehren, zu achten und zu vermeh⸗ 
ren ſuchen werden. Wo alſo die Einberufung der Reichsſtände unausführbar 
iſt, wo ihre Einwilligung nicht ausgeſprochen werden kann, wo aber die Er⸗ 
haltung, Wohlfahrt und Ehre des Vaterlandes eine augenblickliche Hülfe er- 
fordert, da möge mein König und Herr, dem ich vertraue, aber nicht eine 
ſolche Deputation, der ich nicht vertraue und nimmermehr vertrauen werde, 
beſtimmen und eine ſolche Hülfe ſelbſt verſchaffen, und kein Preuße wird ſpä⸗ 
ter feine Beiſtimmung verſagen. Aber ein fo hochwichtiges Recht der Stände 
und des Volkes, wie die Abth. vorſchlägt, der Krone von ſelbſt und als uns 
beſtreitbar derſelben gehörig zurückzugeben und es zu behalten und bitten, da 
weiß ich zwar nicht, meine Herren, was Sie davon denken; ich will aber fa- 
gen, wie ich davon denke; ich halte dieſen Vorſchlag für eine Mißachtung der 
wahrhaft Königl. Gabe, für eine Nichtachtung der beſtehenden und gegebenen 
Rechte des Volkes und würde ihm beizutreten für eine Verletzung meiner 
Pflicht anſehen; deshalb ſtimme ich für Verwerfung des Antrags der Abtheil. 

Abg. Dittrich: Dem letzteren Antrage entgegen, kann ich nur meine 
Freude über das ausſprechen, was die Abth. votirt hat. Mir ſcheint nicht, 
daß durch Annahme dieſes Vorſchlags den von uns Vertretenen irgend etwas 
vergeben wird, indem wir Vertrauen zeigen, wo uns Vertrauen geworden iſt, 
und ich bin der Meinung, daß gerade hier das Vertrauen am rechten Orte iſt. 

(Ruf zur Abſtimmung) 

Landtags⸗Kommiſſar: In der Hoffnung, daß es vielleicht zur Ab- 
kürzung der Debatte beitragen möge, will ich der Verſammlung die Erklä— 
rung abgeben, daß es niemals in der Intention des Geſetzgebers gelegen hat, 
daß die durch das Geſetz vom 3. Februar d. J. kreirte Deputation des Ver⸗ 
einigten Landtags für das Staatsſchuldenweſen dazu beſtimmt ſei, den Letzte⸗ 
ren in ſeine Befugniſſen hinſichtlich der Konſentirung der Staatsſchulden ir— 
gendwie zu erſetzen oder zu vertreten, und daß, wenn die Verſammlung ſich 
dem Wunſche ihrer Abth. dahin anſchließt, daß dieſe Erklärung noch einmal 
von Sr. Maj. dem Könige gegeben werde, der König dann unbedenklich und 
auch noch während des Landtags dieſem Wunſche nachkommen würde. 

Abg. Graf v. Helldorff: Ich habe mit der größten Befriedigung die 
Erklärung des Herrn Landtags-Kommiſſar vernommen, wie nach Anſicht des 
Gouvernements keinesweges aus den Verordnungen vom 3. Februar 1847 
hervorgehe, daß die ſtändiſche Deputation für das Staatsſchuldenweſen be⸗ 
ſtimmt ſei, den Vereinigten Landtag in feinen Befugniſſen hinſichtlich der 
Konſentirung von Schulden zu erſetzen. Die ſeitherige desfallſige allgemein 
verbreitete Anſicht mußte die größten Bedenken erregen, als der Fall hiernach 
hätte eintreten können, daß Fünf, ſogar Drei, nicht blos freiwillige, ſondern 
ſogar Zwangsanleihen zu dekretiren befugt ſeien. Deſſenungeachtet aber und 
unter allen Umſtänden kann ich mich nicht mit dem Antrage des Ausſchuſſes 
einverſtanden erklären, welcher will, daß die Stände-Verſammlung Sr. Maj. 
als unbeſtreitbares Recht der Krone zugeſtehen möge in allen Fällen, in wel⸗ 
chen die Einberufung des Vereinigten Landtags unausführbar iſt, ohne Zu⸗ 
ziehung ſtändiſcher Organe Anleihen zu kontrahiren. Es iſt in ſolchen Zeiten 
gerade wichtig für das Vaterland, daß die Krone ſich auf das Vertrauen 
und die Sympathieen der Stände ſtützen kann. Die Stände werden in der 
Zeit der Gefahr gewiß Alles bewilligen, was für des Vaterlandes Wohlfahrt 
Noth thut; das haben die letzten Jahre bewieſen. 

Referent v. d. Schulenburg: Ich erlaube mir nur wenige Worte. 
Es iſt der Abth. vorgeworfen worden, wie fie hätte dazu kommen konnen, 
dieſen Vorſchlag zu machen. Die Abth. hat ſich den Fall gedacht, daß es nicht 
möglich ſei, die Stände zuſammenzuberufen, dab gleichwohl eine Anleihe zu 
machen wäre, daß dann nothwendigerweiſe Jemand da fein müſſe, der die 
Anleihe beſchafft, und die Abth. hat geglaubt, daß Sr. Maj. dem Könige of⸗ 
fenbar das Recht zuſtehen müſſe und zuſtehen werde, und daß Se. Maß. der 


König nie anders Gebrauch davon machen werde, als wenn er die Stände. 


nicht hat einberufen können, und darum haben wir uns zu dieſem Antrage 
veranlaßt geſehen. Es iſt nicht eine Zurückgabe, ſondern ein ganz einfaches 
Ausſprechen der Anſicht der Abtheilung. x ; 

Abg. v. d. Heydt: Ich würde meinerfeits wünſchen, daß in Bezug auf 
Kriegsſchulden keine Ausnahme gemacht werde, weil es ſich von ſelbſt vers 


ſteht, daß das, was unmöglich iſt, unausführdar bleibt und für ſolche nicht 
vorzuſehende Umſtände keine Veſtimmung getroffen werden kann. 

Abg. Naumann: Die Frage, welche gegenwärtig der Gegenſtand der 
Berathung iſt, iſt hervorgerufen durch die Beſtimmung der Verordnung vom 
3. Februar d. J., worin geſagt iſt, daß die Zuſtimmung des Vereinigten 
Landtags zwar eingeholt werden ſoll zur Kontrahirung von Schulden in Frie⸗ 
denszeiten, daß aber dieſe Zuſtimmung nicht eintreten ſolle bei Schulden für 
Kriegzeiten oder in Kriegszeiten, und man hat einen Widerſpruch darin ges 
funden mit dem Geſetze vom 17. Januar 1820, weil dieſe Geſetzgebung kei⸗ 
nen Unterſchied macht zwiſchen Friedens- und Kriegsſchulden, ſondern weil fie 
faſt ausdrücklich auch von Kriegsſchulden handelt, indem die Worte „Anleihen 
zur Erhaltung des Staats“, meines Erachtens, keine anderen Schulden be= 
zeichnen können. Eben wird mir bemerkt, es könnten Fälle eintreten, wie z. 


B. Hungersnoth, die auch darunter zu verſtehen ſeien; indeß es kann darauf 


nicht ankommen, und ich halte mich lediglich an den Wortlaut des Geſetzes 
vom Jahre 1820, welches keinen Unterſchied macht. Es kommt darauf an, 
den Widerſpruch zwiſchen dem Geſetze vom 17. Januar 1820 und dem vom 
3. Februar d. J. zu heben. Ich hätte geglaubt, man würde zu einem ande⸗ 
ren Reſultate kommen, als die Abth. gekommen iſt. Die Geſetzgebung vom 
3. Februar läßt noch einen Schein übrig von dem Geſetze vom 17. Januar 
1820; ſie ſagt zwar nicht, der Vereinigte Landtag oder die reichsſtändiſche 
Verſammlung, wohl aber die Deputation ſoll zugezogen werden, um zu ſehen, 
was geſchehe. Was ſchlägt aber die Abth. vor? Sie ſagt: Die Deputation 
nehmt ganz weg; alſo ſie will auch nicht einmal, daß Jemand von den 
Ständen da ſei und ſehe, ob das aufgenommene Anlehen nothwendig war. 
Sie geht aber noch weiter und ſagt: wir wollen der Krone ausdrücklich ſa⸗ 
gen, ſie könne Schulden kontrahiren, ohne daß die ſtändiſchen Organe darüber 
gehört werden. Das geht, ich wiederhole es, weiter, als ich erwartet hätte. 
Ich befinde mich nicht in der Lage, zu ſagen, wie man aus dieſem Dilemma 
auf die zweckmäßigſte Weiſe herauskommen könnte, und ich muß geſtehen, daß 
ich es bedenklich finde, von Seiten der Totalität der Verſammlung für diefe 
Frage die Iniitative zu ergreifen. Ich habe daher eine Petition eingebracht 
und mich ſtreng darauf beſchränkt, auf den Widerſpruch aufmerkſam zu ma⸗ 
chen zwiſchen den Geſetzen vom 17. Januar 1820 und vom 3. Februar 1847, 
und ich habe der Verſammlung vorſchlagen zu müſſen geglaubt, auch die 
Krone darauf aufmerkſam zu machen und anheimzugeben, im Wege der Ge— 
ſetzgebung den Ständen einen Geſetzentwurf vorzulegen, um eine Ausgleichung 
des Widerſpruchs herbeizuführen. Es wird dadurch namentlich auch dem 
Uebelſtande entgegen zu treten fein, daß, wenn Umſtände eintreten, in welchen 
eine Verſammlung, wie dieſe, nicht zuſammentreten könne, dann wegen der 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 17. Januar 1820 die Gefahr eintreten könnte, 
daß in außerordentlichſten Fällen der Noth ſich der Staat der Geſetzgebung 
wegen verhindert ſehen könnte, Schulden aufzunehmen, die allein zu ſeiner 
Erhaltung nothwendig ſind. Ich glaube, daß der von mir bezeichnete Weg 
der einzige iſt, der zur Vereinbarung führen könne, nicht aber der, wie er 
der Verſammlung von der Abth. vorgeſchlagen iſt. g 

Abg. Sperling: Ich ſtimme dem erſten Antrage der Abth. aus den 
von ihr angegebenen Gründen bei und erkläre mich dagegen wider den zwei⸗ 
ten Antrag derſelben. Auf Grund der Geſetze ſind wir kommittirt und zu dem 
Vereinigten Landtage zuſammengetreten, um die nach denſelben den Ständen 
zuſtehenden Rechte auszuüben und zu wahren, keinesweges aber davon etwas, 
wenn es auch nur zum Schein wäre, aufzugeben. 

Abg. Tzſchocke: Meine Herren, ich ſchließe mich ganz dem Antrage der 
Abtheil. an, welcher dahin geht, daß die Schulden-Deputation wegfalle. Meine 
Gründe für dieſen Anſchluß ſind die Geſetze von 1815 bis 1820. In jenen 
Geſetzen iſt an eine ſolche Staats-Schulden-Deputation, wie ſie das Patent 
und die Verordnung vom 3. Februar vorſchreiben, nicht gedacht. In jenen 
Geſetzen ſind die Anleihen den geſammten Reichsſtänden vindizirt und zugeſi⸗ 
chert worden. Jene Geſetze enthalten aber, wenn wir weiter darüber nachden⸗ 
ken wollen, das Minimum der Rechte, welche durch die deutſche Bundesakte 
dem deutſchen Volke und ſomit auch den preußiſchen Ständen zugefidert und 
verbürgt find. Dieſes Minimum werden wir nicht aufgeben wollen. Im Pu⸗ 
blikum, im Volke hat ſich dagegen der Begriff feſtgeſtellt, daß das Patent 
vom 3. Februar nur ein Minimum von jenem Minimum iſt. (Viele Stim⸗ 
men: Oh! Oh!) Jetzt aber geht der Ausſchuß auf ein Feld über, das, wie 
ich glaube wahrgenommen zu haben, mir und dem weit größeren Theile der 
Verſammlung einmal unangemeſſen ſcheint, das zweitemal aber uns in Vers 
legenheit ſetzt. Ich werde nicht viel ſprechen von dem Vertrauen zu Sr. Maj., 
weil mir dies gewiſſermaßen zu hoch ſteht, und weil das Vertrauen der Un— 
terthanen, der Staatsbürger gegen ihren angeſtammten Herrſcher als etwas 
Natürliches, Vorhandenes zu betrachten iſt, das ſich von felbft verſteht. Wenn 
es darauf ankommt, von meiner Seite dies thatſächlich zu zeigen, ſo ſtehe ich 
dafür, daß ich Keinem in dieſem Saale nachſtehe. Durch meine Kräfte und 
Mittel, durch meine mit ſaurem Schweiß erworbenen Mittel, ſo weit es mir 
möglich iſt, bin ich bereit, dies zu beweiſen. Wenn es ſich aber darum han⸗ 
delt, Se. Maj. zu bitten, ein Recht wieder anzunehmen, was Sie abgelehnt 
und den Ständen übertragen haben, dann, meine Herren, drängen ſich in 
mir die mannigfaltigſten Vorſtellungen, ſo mannigfaltig, daß ich nicht weiß, 
wie ich ſie ausſprechen ſoll Sollen wir denn dem Schein oder der Vermu⸗ 
thung Raum geben, als ob wir nicht befähigt, nicht befugt oder noch nicht 
gekräftigt genug ſeien, unter allen Umſtänden von dem Rechte der Zuſtim⸗ 
mung zu Anleihen einen zweckmäßigen Gebrauch zu machen und da zu ra⸗ 
then, wo es noththut und der König es fordert? Ich mache Sie aber, meine 
Herren, befonders noch auf etwas aufmerkſam. Se. Maj. hat uns geſagt, 
wir ſollen unſere Pflichten gegen die Krone und unſere Pflichten gegen das 
Volk erfüllen, wir ſollen das Recht der Krone wahren, wir ſollen aber auch 
das Recht derer wahren, die uns hierher entſendet haben. Wenn ich alſo 
erkläre, daß ich mich dieſem Theile des Gutachtens nicht anſchließe, fo thue 
ich es in der gewiſſeſten Ueberzeugung, daß ich Se. Maj. den König nicht verletze 
und eben fo wenig der ſchuldigen Ehrfurcht zu nahe trete. Ich thue dies zu⸗ 
gleich mit der vollſten Ueberzeugung, daß ich auch das Recht meiner Kom⸗ 
mittenten nicht verletze, vielmehr bewahre, ein Recht, welches mir immer heili 
war und immer heilig bleiben wird. Darum ſtimme ich gegen dieſen Theil 
des Gutachtens. 
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Abg. b. Vincke: Ich kann den meiſten der geehrten Redner nur darin 
beipflichten, daß man ſich dem zweiten Antrage der Abth. entſchieden wider⸗ 
fegen muß, und kann dabei nur bemerken, daß bisher die Anſicht vieler ver⸗ 
ehrten Mitglieder dahin ging, daß, — wenn auch die Intention Sr. Maj. 
nicht beabſichtigt habe, uns Rechte zu entziehen, doch die Verheißungen der 
früheren Geſetze, namentlich des von 1820, nicht erfüllt ſeien. Die Abtheil. 
dagegen will auch das Wenige uns noch nehmen, was in dem Patente von 
den älteren Beſtimmungen noch zu entdecken iſt. Deshalb habe ich mir er⸗ 
laubt, um beide Konkluſa der Abth. in eine Faſſung zu bringen, dem Herrn 
Marſchall vor einigen Tagen folgendes Amendement zu überreichen, nämlich: 
„Se. Maj. den König zu bitten, Allergnädigſt anerkennen zu wollen, daß 
nur mit Zuſtimmung des Vereinigten Landtags Landesſchulden rechtsgültig 
kontrahirt werden können, falls jedoch der unbedingten Anwendung dieſes 
Grundſatzes erhebliche Bedenken entgegenſtehen möchten, dem Vereinigten Sands 
tage eine darauf bezügliche Propofition huldreichſt vorlegen laſſen zu wollen.“ 
Der Weg der Propoſition würde dann eintreten, wenn des Königs Maj. für 
Ausnahmefälle Ausnahme-Maßregeln für nothwendig hielte. Aber von vorn⸗ 
herein unſere ſtändiſchen Rechte aufzugeben, das ſcheint mir nicht in unſerer 
Befugniß zu liegen, und dem muß ich auf das entſchiedenſte widerſprechen. 

(Bravo! Bravo!) 

Abg. v. Beckerath: Nach der von dem Königl. Herrn Kommiſſarius in 
Bezug auf den erſten Vorſchlag der Abth. gegebenen Erklärung iſt es wohl 
unnöthig, noch in weitere Erörterungen dieſes Punktes einzugehen, denn die 
Verſammlung wird ſich durch dieſe Erklärungen um ſo mehr bewogen füh⸗ 
len, jene Frage bejahend zu beantworten und eine derſelben entſprechende Bitte 
an Se. Majeſtät den König zu ſtellen. Was den zweiten Antrag betrifft, fo 
möchte ich mich an das geehrte Mitglied der Provinz Schleſien wenden, deſ— 
ſen hier vorgetragene Anſicht von einem anderen geehrten Redner berührt 
wurde, ohne daß der Redner, wie er erklärte, an dieſes Mitglied gedacht hat. 
Ich denke aber an dieſes Mitglied und denke mit Wohlgefallen an die Ge⸗ 
ſinnung, die es ausgeſprochen hat, denn ich theile dieſelbe; allein ich glaube, 
daß der geehrte Redner ſich in einem Mißverſtändniß befunden hat, indem 
er annahm, es handle ſich hier um einen Akt des Vertrauens, den wir Sr. 
Majeſtät dem jetzt regierenden Könige zu erweiſen hätten. Meiner Meinung 
nach handelt es ſich aber, um eine ſtaatsrechtliche Beſtimmung, bei welcher 
auf Zeiten und auf Perſonen keine Rückſicht genommen werden kann. Han⸗ 

delte es ſich um einen Akt des Vertrauens gegen Se. Majeſtät den König, 
ſo würden gewiß alle diejenigen, ich glaube es in ihrem Namen ſagen zu 
können, die den zweiten Antrag der Abth. nicht annehmen, Alle dieſe würden 
wahrlich nicht die letzten ſein in der freudigen Vereitwilligkeit, dieſen Akt zu 
vollziehen. Meine Herren! Die Geſchichte zeigt, daß in allen Ländern, in 
denen das Staatsrecht ein klares, feſt begründetes war, auch das Vertrauen 
zwiſchen Regierung und Volk am wenigſten irgend eine Trübung er⸗ 
litt. Da aber, wo das Staatsrecht ſchwankend und unſicher war, ſo daß es 
eine verſchiedene Deutung zuließ, da war immer dem Mißtrauen Thür und 
Thor geöffnet, und eben einem ſolchen Zuſtande in Bezug auf unſer Land 
vorzubeugen, iſt heute unſere Aufgabe. Meine Herren! Ich kann mich nicht, 
wie von dieſer Stelle ein Mitglied der Ritterſchaft von Weſiphalen gethan 
hat, auf meine Vorfahren berufen, — ich ehre das Gefühl, mit dem er es 
gethan hat, — ich meinestheils habe keine lange Reihe von Ahnen aufzuzählen, 
meine Wiege ſtand am Webſtuhl meines Vaters; aber ich habe deshalb nicht 
einen geringeren Antheil an der großen Errungenſchaft unſeres Volkes von 
meinen Vätern geerbt, und ich fühle, daß der Zeitpunkt gekommen iſt, dieſe 
unſchätzbaren Güter auf immer zu ſichern; deshalb erkläre ich, daß ich dem 
zweiten Antrage der Abth. nicht beiſtimmen kann. (Bravo! Bravo!) (Ver⸗ 
ſtärkter Ruf zur Abſtimmung; mehrere Redner werden von dem Marſchall 
aufgerufen, welche jedoch auf das Wort verzichten.) h a 

Marſchall: Es handelt ſich hier um ein Mittel darüber, was geſche— 
hen ſoll, wenn eine Anleihe gemacht werden muß und es unmöglich iſt, den 
Vereinigten Landtag oder einen großen Theil deſſelben zu berufen. Das Ge⸗ 
feg hat eine desfallſige Beſtimmung darüber getroffen; die Abth. ſchlägt an 
deren Stelle eine andere vor; es liegen aber zwei Amendements vor, welche 
noch weiter gehen, indem fie gar keine ſolche Veſtimmung wollen. Wenn 
wir jetzt zur Abſtimmung kommen, ſo iſt meine Meinung, die Amendements 
vorausgehen zu laſſen und dann erſt zu der Abſtimmung über den Vorſchlag 
der Abth. zu kommen. Die Amendements der Herren Abg. von Vincke und 
Hanſemann ſtimmen im Weſentlichen überein; dasjenige des Herrn Abg. v. 
Vincke macht aber den Vorſchlag den Ausweg einer Propoſition anheimzu⸗ 
ſtellen, welche Se. Majeſtät der König dem nächſten Vereinigten Landtage 
vorlegen laſſen möge. 381 n 

Abg. Hanſemann: Mein Amendement wird jetzt noch nicht vorkom⸗ 
men, weil daſſelbe auf den folgenden Theil des Gutachtens Bezug hat. 

a Marſchall: Dann würde alſo das Amendement des Herrn Abgeordn. 
von Vincke das erſte ſein. ; . 

Abg. v. Brünneck: Ich wollte nur darauf aufmerkſam machen, daß 
ſich wohl beide Amendements auf den zweiten Theil des Gutachtens beziehen. 

Abg. Frhr. v Binde: Wenn der Herr Marſchall eine derartige Frage 
an mich richtet, ſo würde ich dies negiren, denn im erſten Theile des Abth.= 
Gutachtens 0 ausdrücklich geſagt (lieſt vor): „Mit Bezug auf die aus dem 
Geſetz vom 17. Januar 1820 ſich ergebenden Rechtsgründe Se. Majeſtät zu 
bitten, die Verordnungen vom 3. Februar 1847 dahin ändern zu wollen, daß 
unzweifelhaft aus ihnen hervorgehe, daß die ſtändiſche Deputation für das 
Staats⸗Schuldenweſen nicht beſtimmt ſei, den Vereinigten Landtag in ſeinen 
Befugniffen hinſichtlich der Konſentirung von Staats⸗Schulden zu erſetzen.“ 
Dies liegt in meinem Anfrage auch mit begriffen, denn wenn nur mit Zu⸗ 
ziehung des Vereinigten Landtages Schulden kontrahirt werden können, ſo 
kann die Deputation den Landtag nicht erfegen. Alſo mein Amendement tritt 
an die Stelle der beiden Konkluſa der Abtheilung, und wenn es angenom⸗ 
men wird, ſo haben wir über nichts mehr abzustimmen. 5 

Abg. Graf v. Schwerin: Un OanDRR daß in dem Amendement des 

Abg. der weſtphäliſchen Ritterſchaft A en iſt und habe mich eben um 

deswillen anch leg Wortes begeben, weil ich glaube, dieſem Amendement 
ure mich anſchließen zu können. RE 

5 a EL. Hiernach ſtelle ich das e ben Herrn Abg. für 
Weſtphalen zur Frage, und ich bitte, es noch einmal zu leſen. (Dies geſchieht.) 


Ich bitte diejenigen, welche dem Antrage beitreten wollen, aufzuſtehen. (Mit 
großer Majorität angenommen.) 

Referent von der Schulenburg: Ich habe noch eine Bemerkung zu 
machen. Nach dem gefaßten Beſchluſſe iſt der Punkt G. ebenfalls erledigt, 
weil derſelbe in dem Amendement des Herrn von Vincke enthalten iſt. 

Marſchall: Die Erwägung dieſer Bemerkung wird der nächſten Siz⸗ 
zung vorbehalten bleiben müſſen. Indem ich die heutige ſchließe, zeige ich an, 
daß wir morgen in der heutigen Debatte fortfahren, und da bofendtic nad) 
Beendigung derfelben noch Zeit übrig fein wird, fo ift die fernere Tagesord⸗ 


nung folgende: 
Tages⸗Ord nung 

in der Sitzung der Kurie der drei Stände am 5. Juni c., Vormittags 10 Uhr. 

Fortſetzung der Berathung über die Petitionen auf Aenderung der Pa⸗ 
tente vom 3. Februar o. Berathung des Gutachtens wegen der Nichteinbe⸗ 
rufung des ritterſchaftlichen Abg. v. Koczorowski zum Vereinigten Landtage. 
Gutachten wegen der Nichteinberufung des ritterſchaftlichen Abg. v. Niemo⸗ 
jewski zum Vereinigten Landtage: hinſichtlich der Anftelung: a) von katholi⸗ 
ſchen Militair-Geiſtlichen bei der Armee, b) katholiſcher Religions⸗Lehrer in 
den Kadetteu-Häuſern des Staates; wegen Abänderung des Verfahrens bei 
der Wahl und Anſtellung von evangeliſchen Geiſtlichen; wegen Vereidigung 
der Schulzen und Gerichtsmänner auf dem Lande; wegen Anſtellung eines 
Polizei-Verwalters an jedem Ort und wegen Erbauung oder Errichtung von 
Gefängniſſen in jedem Dorfe zur erſten Inhaftirung von Vagabunden und 
Verbrechern. Die Sitzung iſt geſchloſſen. (Schluß der Sitzung 44 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 5. Juni. 

Die Sitzung wird um 111 Uhr unter dem Vorſitze des Landtags⸗Mar⸗ 
ſchalls von Rochow eröffnet; als Secretaire fungiren die Abg. von Bockum⸗ 
Dolffs und Kuſchke J. 

Secretair (verlieſt das Protokoll der vorigen Sitzung). 

Marſchall: Findet ſich gegen das Protokoll etwas zu bemerken? (Nie⸗ 
mand erhebt ſich.) Das Protokoll iſt genehmigt. Von dem Marſchall der 
Herren-Kurie iſt eingegangen eine Bitte dieſer Kurie. (Lieſt.) 


Allerunterthänigſte Bitte 


Herren-Kurie des erſten Vereinigten Landtags, betreffend eine Allerhöchſte Be- 
ſtimmung über die zwiſchen Brennerei-Veſitzern und dritten Perſonen über 
Spiritus Lieferungen geſchloſſenen Verträge, deren Erfüllung in Folge der 
Allerhöchſten Ordre vom 1. Mai 1547 unmöglich geworden iſt. 

Veranlaßt durch eine Petition des Freiherrn von Maſſenbach, hat die 
hat die Herren-Kurie, mit geſetzlicher Stimmen⸗Mehrheit beſchloſſen, Se. Ma⸗ 
jeſtät den König um den Erlaß einer Allerhöchſten Beſtimmung allerunter⸗ 
thänigſt zu bitten: daß für den Zeitraum von Publication der Allerhöchſten 
Ordre vom Iſten d. M. bis zum 1. September d. J. in Beziehung auf Ver⸗ 
träge, durch welche Brennerei-Veſitzer vor Publication der gedachten Aller⸗ 
höchſten Ordre ſich zum Verkauf oder zur Lieferung von Spiritus an dritte 


erſonen verpflichtet haben, die geſetzliche Vermuthung gelten ſoll, daß dieſe 
RN kit Ih dem in der Brennerei des betreffenden Auen fol. e tzers 


fabrizirten oder zu fabrizirenden Spiritus handeln. 

Berlin, den 31. Mai 1847. 

Die Herren-Kurie des erſten Vereinigten Landtags. 

Ich weiſe dieſen Gegenſtand der ſechſten Abtheilung zur Begutachtung 
zu. Der Herr Abg. v. Gottberg wünſcht das Wort in einer allgemeinen An⸗ 
gelegenheit zu haben. 

Abg. v. Gottberg: Der Herr Landtags-Marſchall haben nach Beendi⸗ 
gung der vorliegenden Debatte die Berathung über mehrere eingegangene 
Petitionen angekündigt. Ehe die Gutachten über dieſe Petitionen uns zuge⸗ 
gangen ſind, iſt das Gutachten einer Königl. Propoſition, die Verhältniſſe der 
Juden betr., bereits in unſeren Händen geweſen. Wenn ich gleich annehmen 
kann, daß den Herren Marſchall und Landtags-Kommiſſar das Recht zuſte⸗ 
hen muß, zu beſtimmen, wann und ob Königl. Propofitionen zur Berathung 
kommen ſollen, ſo glaube ich doch, daß in dem gegenwärtigen Fall die Sache 
anders liegt, weil in dem Gutachten über die Königl. Propoſition zugleich 
auch das Gutachten über meine denſelben Gegenſtand betreffende 12 2 ent⸗ 
halten iſt. Ich erlaube mir nun, geſtützt auf das vorher Angeführte, an den 
Herrn Marſchall, der im Laufe unſerer Verhandlungen mit ſo großer Un⸗ 
parteilichkeit die Geſchäfte geleitet hat, die Bitte zu ftellen, das Gutachten 
über die Petition, die Verhältniſſe der Juden betreffend, jetzt vorzugsweiſe 
zur Berathung kommen zu laſſen. 0 

Marſchall: Ueber die Reihefolge, in welcher die Gegenſtände zur Be- 
rathung kommen ſollen, iſt dem Landtags⸗Marſchall nur eine Regel gegeben, 
nämlich die, daß die Allerhöchſten Propoſttionen den Vorzug haben ſollen. 
Außerdem habe ich bisher den Grundſatz befolgt, die Gutachten über Petitions⸗ 
Anträge in der Reihefolge, wie ſie mir zugegangen ſind, zur Berathung zu 
bringen, es ſei denn, daß die hohe Verſammlung gewünſcht hätte, den einen 
oder den anderen Gegenſtand früher zu behandeln. Was den vorliegenden 


Fall betrifft, ſo habe ich die Hoffnung, daß wir die angefangene Berathung 


heute werden ſchließen können; allein es wird jedenfalls für die anderen Ge⸗ 
genſtände der Tagesordnung nur noch eine kurze Zeit übrig bleiben, ſo daß 
es nicht angemeſſen ſein würde, den Vortrag über eine umfangreiche Königl. 
Propofition noch anzufangen. Es wird dies um ſo weniger angehen, als ich 
von dem Herrn Marſchall der Herren-Kurie bereits eine Aufforderung erhal⸗ 
ten habe, für den nächſten Montag eine Sitzung beider Kurien zur Bera⸗ 
thung des Gutachtens über die Eiſenbahn⸗Angelegenheit anzukündigen. 

Abg. v. Gottberg: Ich darf alſo annehmen, daß, ſobald die Berathung 
des Vereinigten Landtages über die ia ben beendigt ſein wird, dann die 
Königl. Propofition, die Juden⸗Verhältniſſe betr., zur Verhandlung kommt. 

Marſchall: Das liege in der geſetzlichen Vorſchrift. MR 

Abg. v. Auerswald: Der Herr Landtags-Kemmiſſar hat geſtern in 
Beziehung auf die, wenn ich nicht irre, in einer der erſten Sitzungen 1 
Andeutung die Mittheilung gemacht, daß in Vetreff der Mißverſtändniſſe, die 
aus den Paragraphen der Allerhöchſten Verordnung vom 3 Februar d. J., 
die ſich auf die Einrichtung der Staatsſchulden⸗Deputationen beziehen, erge⸗ 
ben haben, wir eine authentiſche Interpretation zu erwarten haben, wenn die 
Verſammlung es wünſcht. So habe ich wenigſtens die Erklärung verſtanden. 


905 


Obgleich dieſe Erklärung geſtern von Einzelnen dankbar angenommen worden 
iſt, ſo vermiſſe ich doch in dem Protokoll, daß der Wunſch der hohen Ver⸗ 
ſammlung, eine ſolche authentiſche Interpretation zu erhalten, ausdrücklich 
ausgeſprochen worden iſt. Da ich dieſen Wunſch für gerechtfertigt und die 
baldmöglichſte Erfüllung deſſelben für ſehr wichtig halte, fo ſtelle ich an den 
Herrn Marſchall die Vitte, die hohe Verſammlung darüber zu befragen, ob 
fie ſich zu dieſem Wunſche vereinen will. Ich glaube, daß eine Erklärung 
zu Protokoll zu dieſem Zweck vollkommen ausreicht und es keines beſonderen 
Antrags bedarf. g 

Landtags-Kommiſſar: Ich habe allerdings geſagt, daß ich die Ver⸗ 
ſicherung abgeben könne, daß eine Interpretation, wie ich ſolche geſtern for⸗ 
mulirt habe, gegeben werden würde, wenn der hohe Vereinigte Landtag ſie 
wünſchen ſollte. Sobald alſo der Wunſch ausgeſprochen wird, ſo wird auch 
die Erfüllung meines Verſprechens keinen Anſtand finden. a 

Abg. v. Auerswald: Ich muß mir noch die wiederholte Bitte erlaus 
ben, daß in dem Wunſche zugleich die baldmöglichſte Erfüllung ausgeſprochen 
werde. 

Abg. Sperling: Ich mache darauf aufmerkſam, daß geſtern der Be⸗ 
ſchluß gefaßt wurde, die Bitte an Se. Majeſtät den König zu richten, daß 
dieſe Deputation ganz und gar wegfällt. 

Landtags-⸗Kommiſſar: Mir iſt ein ſolcher Beſchluß nicht bekannt 
geworden. 

A Abg. v. Auerswald: Auch ich muß dies mit der größten Beſtimmtheit 
beſtreiten. 

Marſchall: Findet ſich irgendwie etwas zu erinnern, daß dieſer Wunſch 
von der Verſammlung ausgeſprochen werde. (Es erhebt ſich von keiner Seite 
ein Widerſpruch.) Die Verſammlung spricht alfo dieſen Wunſch einſtimmig aus. 

Abg. v. Thadden: Meine Herren! Ich bin ein großer Verehrer einer 
aufrichtigen Oppoſttion, und Sie finden in meinem Vortrage über die 
Beredtſamkeit auch das Wort des großen Miniſter Pitt: „Ich würde mir 
eine Oppoſition kaufen, wenn ich keine hätte.“ Ich ehre auch in dieſer ho⸗ 
hen Verſammlung die Oppoſition, es find theure Ehrenmänner darunter, 
wenn ich auch keinesweges mit ihnen übereinſtimme. Aber gleiche Waffen! 
Sonne und Wind müſſen redlich getheilt werden. Meine Herren! Nun 
komme ich zu einem ernſten Gegenſtande, ich will aber Niemand damit belei⸗ 
digen: Innerhalb dieſer 8 Wochen, die wir hier beiſammen ſind, 
find Acußer ungen vorgekommen, die, möchte ich ſagen, mir das 
Herz im Leibe umgedreht haben! Ich bin manchmal aus dieſem Saale 
hinausgegangen mit einem ſehr, ſehr ſchweren Gewiſſen, und mein Gewiſſen 
hat mir ſagen müſſen, ich hätte in einzelnen Fällen reden ſollen, und wenn 
ich keine Zunge im Leibe gehabt hätte. Aber, meine Herren, ich habe auch 
ein Pflaſter auf mein Gewiſſen bekommen! Meine Herren! Die Männer 
aus meiner Provinz werden mir bezeugen, daß ich kein Schmeichler bin! Und 
darum werde ich folgendermaßen fortfahren. Ich habe eben meine Bewunde— 
rung vor dieſer Vertheidigung ausgeſprochen, aber ich komme jetzt auf einen 
anderen Gegenſtand der Bewunderung. (Unruhe in der Verfammlung:) 
bitte Sie, meine Herren, was ich recht eigentlich von Grund des Herzens 
lobe — es klingt etwas parador — das ſind die Fehler, die bei der 
Vertheidigung vorgefallen ſind! Meine Herren! Wir haben Urtheile 
zehört von Männern, die ein gutes Gewiſſen haben, die mit Freimuth ge- 

rochen haben, und wenn Fehler vorgekommen ſind, wo iſt hier das Vehm⸗ 
gericht, das ſie anklagen wird? Es iſt von verantwortlichen Miniſtern die 
Rede geweſen. Ich frage Sie, thun Sie einen Blick in die Weltgeſchichte, 
thun Sie einen Blick hin auf die Länder, wo conſtitutionelle Miniſter ſind, 
thun Sie einen Blick auf die Miniſterbank in Frankreich. Es hat dort ei⸗ 
nen Mann gegeben, einen weltberühmten Diplomaten, ich glaube, er hat 7 
bis 10 Eide A la charte geſchworen. Ich frage Sie, ja — was war das 
Motto dieſes berühmten Mannes? Er ſagte: „Die Sprache iſt blos dazu 
da, um die Gedanken zu verbergen.“ Meine Herren! Wollen Sie auch ein 
ſolches verantwortliches Miniſterium? Erlauben Sie mir noch ein Wort, 
es wird vielleicht das letzte ſein. Ich bin auch für ein verantwortliches Mi⸗ 
niſtetium, aber dann muß man die Opponenten auch fragen können — dann 
muß die Oppoſttions⸗Partei auch zur Verantwortung gezogen 
werden, — dann laß ich mir die Sache gefallen! (Gelächter) Meine 

erren, ich will Niemanden beleidigen, ich erlaube mir an ein altes Deut⸗ 
ches Sprüchwort zu erinnern. Ich wiederhole es, ich will Niemanden belci- 
digen: „Ein Narr kann mehr fragen, als zehn kluge Leute ant⸗ 
worten können! (Stürmiſches Gelächter, dazwiſchen Pochen mit den Fü⸗ 
fen.) Meine Herren! Ich bitte, ich will folgendermaßen ſchließen. (Hefti⸗ 
ges Pochen und ben Im Namen des Volkes — (Verſtärktes Po⸗ 
chen.) „Sire, geben Sie Gedankenfreiheit““ Meine Herren! Ich ſchließe 
alſo folgendermaßen: im Namen des Volkes, im Namen der Freiheit, unſer 
treuer König und Herr, Er lebe hoch! Aber ich ſage, Krieg allen Heuch⸗ 
lern, allen Schmeichlern — Krieg den parlamentarifhen Tyrannen! 

(Allgemeines Gelächter) 

Marſchall: Wir kommen zur Tages-Ordnung. Ich bitte den Herrn 
Referenten, feinen Platz einzunehmen, um den geſtern abgebrochenen Vortrag 
des Gutachtens wieder aufzunehmen. 

Referent v. d Schulenburg (lieſt vor): G. Ferner iſt in Bezug auf 
die Kontrahirung von Staatsſchulden von einzelnen Petenten und in Ueber⸗ 
einſimmung mit den ſämmtlichen Mitgliedern der Abtheilung hervorgehoben, 
daß die Verordnung vom 3. Februar 1847 über die Bildung des Vereinig⸗ 
ten Landtags im §. 4. verordnet: dem Vereinigten Landtage übertragen Wir 
die im Art. II. der Verordnung vom 17. Januar 1820 vorbehaltene ſtändi⸗ 
ſche Mitwirkung bei Staats- Anleihen, und ſollen demgemäß nur Darlehen, 
für welche das geſammte Vermögen oder Eigenthum des Staats zur Sicher⸗ 
heit beſtellt wird (Art. III. der Verordnung vom 17. Januar 1720) fortan 
nicht anders als mit Zuziehung und unter Mitgarantie des Vereinigten Land⸗ 
tages aufgenommen werden. Der Zwiſchenſatz „für welche“ bezeichnet die 
Qualität der neuen Darlehne, und dies ſcheinen dem Wortlaute nach nur 
ſolche fein zu ſollen, für welche das geſammte Vermögen des Staats. zur 
Sicherheit beſtellt wird, und daraus würde folgen, daß andere Darlehne, für 
welche nicht das geſammte Staats⸗Vermögen als Sicherheit beſtellt wird, ohne 
is u und Mitgarantie der Reichsſtände aufgenommen werden können. 

ies widerſpricht indeſſen nach einſtimmiger Anſicht der Abtheilung dem 


Art. II. der Verordnung vom 17. Januar 1820, der ganz klar ſagt: daß 
ein neues Darlehen — ohne Rückſicht auf die zu gewährende Sicherheit und 
ohne Unterſchied — nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der künftigen 
Reichsſtände aufgenommen werden darf. Somit würde das Geſetz vom 17. 
Januar 1820, das in Bezug auf das Staats-Schuldenweſen unwiderruflich 
erklärt iſt, weſentlich alterirt fein, und deshalb ſchlägt die Abtheilung der ho⸗ 
hen Verſammlung gehorfamft vor: Se. Majeſtät den König allerunterthänigſt 
zu bitten, dieſen ſcheinbaren Widerſpruch zwiſchen beiden Verordnungen Al⸗ 
lergnädigſt zu beſeitigen. Ich wollte mir hierbei noch zu bemerken erlauben, 
daß, wenn ich das Amendement, welches ein geehrter Abgeordneter aus der 
Mark eingebracht hat und von der hohen Verſammlung angenommen wor⸗ 
den iſt, richtig verſtanden habe, dieſer Punkt G. dadurch ebenfalls feine Er⸗ 
ledigung gefunden hat. 

Landtags-Kommiſſar: Es würde dieſer Gegenſtand meines Erach⸗ 
tens nur dann als erledigt anzuſehen ſein, wenn mit Gewißheit vorausgeſetzt 
werden könnte, daß Se. Majeſtät der König eine Proposition vorlegen würde, 
welche dieſen Zweifel beſeitigte, und wenn ſolche zum Geſetz erhoben würde. 
Da aber dieſerhalb noch keine Gewißheit vorliegt, ſo halte ich dieſen Gegen⸗ 
ſtand nicht für erledigt, ſondern bin der Meinung, daß der Zweifel aufge⸗ 
klärt werden muß. Ich habe bereits in der Sitzung vom 15. April d. J. er⸗ 
klärt, daß dieſer Paragraph des Geſetzes keinesweges eine ſo enge Umziehung 
des ſtändiſchen Rechts beabſichtigt habe, als man nach dem Wortlaute hinein⸗ 
legen könne, und daß eine authentiſche Interpretation, welche den wahren 
Sinn dieſes Paragraphen, wie er von dem Geſetzgeber gedacht iſt, heraus⸗ 
ſtellen werde, keinem Bedenken unterliegen würde. Dieſe Erklärung wieder⸗ 
hole ich jetzt, und damit meine Worte genau ſind, ſo habe ich ſie eben kurz 
aufgeſchrieben und will mir ausnahmsweiſe die Erlaubniß erbitten, fie abzule⸗ 
ſen. (Mehrere Stimmen: Ja!) Die Intention des betreffenden Paragra⸗ 
phen der Verordnung vom 3. Februar d. J. iſt dahin zu verſtehen: „daß 
alle zur Deckung der Staatsbedürfniſſe in Friedenszeiten zu kontrahirenden 
Staats⸗Darlehen, für deren Verzinſung und Amortiſation das unbewegliche 
Staatseigenthum oder die Staatsrevenüen als Sicherheit beſtellt werden ſol⸗ 
len, mit anderen Worten, ſogenannte fundirte Schulden, nicht ohne Zuſtim⸗ 
mung des Vereinigten Landtags aufgenommen werden dürfen. Jenen gegen⸗ 
über ſtehen nun die fogenannten „Verwaltungs- (ſchwebenden) Schulden, 
d. h. Anticipiationen der Staats-Revenüen auf kurze Zeit, welche das Land 
mit keinen neuen Laſten beſchweren.“ Dies iſt der Sinn, den der Paragraph 
hat haben ſollen, und dies authentiſch zu erklären, wird Se. Majeſtät der 
König keinen Anſtand nehmen. 

Abg. Hanſemann: Meine Herren! Die ſo klare Erklärung des Herrn 
Landtags-Kommiſſars macht es um fo nothwendiger, wie derſelbe ſelbſt an⸗ 
gedeutet hat, daß die hohe Verſammlung noch eine Bitte ſtelle, wodurch die⸗ 
jenigen Zweifel beſeitigt werden, die fie in Beziehung auf den Umfang und 
die Form von Staatsſchulden haben könnte. Ich ſchlage Ihnen zu dem Ende 
folgendes Amendement vor: „Se. Majeſtät den König ehrfurchtsvoll zu bitten: 
a. Allergnädigſt anerkennen zu wollen, daß nach der Veordnung vom 17. 
Januar 1820 (das Staatsſchuldenweſen betreffend), überhaupt keine Staats⸗ 
ſchulden⸗Dokumente irgend einer Art, alſo weder verzinsliche noch unver⸗ 
zinsliche Papiere, und alſo auch keine Erklärungen über Schuldgarantieen, 
ohne Zuziehung und Mitgarantie des Vereinigten Landtages rechtsgültig 
ausgeſtellt werden dürfen; b inſofern aber die unbedingte Anwendung dieſes 
Grundſatzes bedenklich erachtet würde, dem Vereinigten Landtage dieſerhalb 
eine Allerhöchſte Propofition vorlegen laſſen zu wollen, und endlich c. dem 
Vereinigten Landtage einen Geſetzentwurf vorlegen laſſen zu wollen, durch 
welchen diejenigen Finanz-Operationen, welche ſeit der Verordnung vom 17. 
Januar 1820 im Widerfpruch mit dem sub a. ausgeſprochenen Grundſatze 
etwa gemacht worden find, regularifirt und in Gemäßheit dieſer Verordnung 
dem Vereinigten Landtage untergeordnet werden.“ Ich werde jetzt dieſes 
Amendement näher erläutern und motiviren. Das Bedürfniß einer klaren 
Beſtimmung über dieſe Gegenſtände geht ſchon aus den verſchiedenen Anſich⸗ 
ten hervor, die ſeitens des Gouvernements geäußert worden ſind bei Gelegen⸗ 
heit der Diskuſſton des Rentenbank-Geſetzes; es geht auch ferner dies Be⸗ 
dürfniß daraus hervor, daß nothwendig diejenigen Zweifel gelöſt werden 
müſſen, welche hinſichtlich einer theilweiſen Garantie und einer theilweiſen 
Verpfändung der Einnahmen, ſo wie auch hinſichtlich des Unterſchiedes, ſtatt⸗ 
finden, der gemacht worden iſt zwiſchen fundirter und unfundirter Schuld. 
Um Ihnen die Sache anſchaulich zu machen, zähle ich einige der Schulden 
auf, die nach meiner Ueberzeugung auch dem Vereinigten Landtage unterge⸗ 
ordnet werden müſſen. Es beſteht erſtlich eine Schuld, die von den Amts⸗ 
Cautionen herrührt, welche früher in Staats-Schuldſcheinen geleiſtet wurden 
und ſpäter in Geld verwandelt worden ſind. Für die Verzinſung dieſer 
Schuld ſind in dem Ausgabe-Vudget 227,000 Thaler angnnommen. Nach 
meiner Ueberzeugung gehört eine ſolche Schuld mit zur Staatsſchulden⸗Ver⸗ 
waltung. Weitere Schulden find diejenigen, die von der Seehandlung für 
Rechnung des Staats kontrahirt worden ſind; davon führe ich nur diejenigen 
an, deren Zinſen ebenfalls im Staats-Budget mit 600,000 Thalern aufge⸗ 
nommen worden find. Dann kommen die Eiſenbahn⸗Garantieen, für welche 
auf eine lange Reihe von Jahren hinaus jährliche Ausgaben beſtimmt worden 
ſind; es iſt in dem Budget dafür die Summe von 1,200,000 Thalern aus⸗ 
gelegt. Endlich kommen die Garantieen von Papiergeld oder die VBankzettel 
dazu. Es iſt in der Verordnung vom II. April 1846, die Ausdehnung der 
bisherigen Wirkſamkeit der Bank betreffend, beſtimmt worden, daß die von 
dieſer Bank auszugebenden Bankzettel in allen Staatskaſſen ſtatt baaren 
Geldes, insbefondere ſtatt Kaſſen-Anweiſungen, in Zahlung angenommen 
werden. Nach meiner Überzeugung ſind alle dieſe verſchiedenen Gegenſtände, 
nach dem Geſetz von 1820 über das Staats- Schuldenweſen, der Kontrolle 
und der Mitwirkung des Vereinigten Landtages in gleicher Weiſe unterzu⸗ 
ordnen, wie alle übrigen Schulden. In dieſer Sinſicht mache ich darauf 
auſmerkſam, daß bisher gewöhnlich nur Darlehen angeführt worden ‚find, 
wenn die Rede davon war, daß die Mitwirkung des Vereinigten Landtags 
bei Staatsſchulden einzutreten habe. Das iſt aber, ſo wie ich die Sache an⸗ 
ſehe, nach dem Geſetz von 1820 nicht ganz richtig; denn das Weſen dieſes 
Geſetzes ſpricht klar dagegen. Im Artikel II. heißt es: „Wir erklären dieſen 
Staatsſchulden-Etat auf immer für geſchloſſen. Ueber die darin angegebene 
Summe hinaus darf kein Staatsſchuldenſchein oder irgend ein anderes Staats⸗ 
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ſchulden⸗Dokument ausgeftellt werden.“ Ebenfalls ift im Artikel X., wo von 
den Pflichten der Staatsſchulden-Verwaltung die Rede iſt, geſagt: „Dieſe 
Behörde iſt Uns und der Geſammtheit der Staats⸗Gläubiger dafür ver⸗ 
antwortlich, daß nach Artikel II. weder Ein Staatsſchuldſchein mehr, noch 
andere Staatsſchulden-Dokumente irgend einer Art ausgeſtellt werden, als 
der von Uns vollzogene Etat beſagt.“ Sollte man nun ſagen, das Geſetz 
von 1820 beziehe ſich nur auf die verzinslich fundirte Schuld, ſo erwiedere 
ich darauf: daß das Geſetz von 1820 ſich auf den beigefügten Etat bezieht, 
daß darin die unverzinsliche Schuld mit aufgenommen iſt, und daß die Mit⸗ 
glieder der Staatsſchulden⸗ Verwaltung, jo viel ich weiß, darauf, daß als 
unverzinsliche Schuld ebenfalls keine neuen Verpflichtungen eingegangen wer⸗ 
den, vereidet ſind. Das iſt gerade die Urſache geweſen, weshalb zwei ehren⸗ 
werthe Mitglieder der Staatsſchulden-Verwaltung es mit ihrem Gewiſſen 
nicht vereinbar hielten, eine Mitwirkung bei Ausgabe der neuen Bankzettel 
zu übernehmen. Nach meiner Meinung haben fie vollkommen Recht gehabt; 
denn wenn der Staat erklärt, die Bankzettel follen gleich den Kaſſen-Anwei⸗ 
ſungen bei allen Zahlungen an den Staat für voll angenommen werden, fo 
iſt das, wenn auch nicht das Wort der Garantie ausgedrückt wird, doch 
völlig gleichbedeutend damit. Der Staat übernimmt hierdurch thatſächlich 
völlig die Garantie, und es kommt in dieſer Beziehung ganz auf eins hinaus, 
ob der Staat direkt die Summe der Kaſſen-Anweiſungen vermehrt hätte, oder 
ob er auf jene Weiſe neue Bankzettel garantirt. Mindeſtens wird man zu⸗ 
geben müſſen, daß, wenn auch nicht jede dieſer Operationen in direktem Wi⸗ 
derſpruch mit dem Wortlaut des Geſetzes ſich befinden ſollte, durch dieſelben 
als eine Umgehung des Geſetzes, welche ſeiner Zeit durch die Nothwendigkeit 
gerechtfertigt ſein mochte, zu betrachten ſind. Meine Herren! Es iſt nun von 
der höchſten Wichtigkeit, daß ein ſolcher Zuſtand nicht fortdaure; mein Amen⸗ 
dement bezweckt alſo, zuerſt den Grundſatz auszuſprechen und dann zum 
zweiten Se. Majeſtät zu bitten, inſofern die unbedingte Anwendung dieſes 
Grundſatzes Schwierigkeiten haben möchte, dem Vereinigten Landtage eine 
desfallſige Propoſttion zukommen zu laſſen. Der dritte Theil der Bitte geht 
darauf hin, Se. Majeſtät zu bitten, für diejenigen Operationen, die ſeit 1820 
gemacht worden ſind, die Regulariſation eintreten zu laſſen und zu verordnen, 
daß dieſe, gleich den übrigen Schulden, dem Vereinigten Landtag, wie im 
Geſetz von 1820 gefagt worden iſt, untergeordnet werden. Den Gründen des 
Rechts füge ich nun noch andere, die ich von der Zweckmäßigkeit und der 
Nothwendigkeit hernehme, hinzu. Nachdem durch die Verordnungen vom 3. 
Februar die Stände in ihrer Geſammtheit verſammelt worden find, nachdem 
auf dieſe Weiſe die früheren Verheißungen einer reichsſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung inſofern ihre Verwirklichung erhalken haben, iſt es nach meiner Über⸗ 
zeugung unerläßlich, daß nun das geſammte Staatsſchuldenweſen, es mag von 
fundirter oder von unfundirter Schuld, verzinslichen oder unverzinslichen 
Papieren, von direkter Schuld oder Garantie die Rede ſein, auch dem Ver⸗ 
einigten Landtage untergeordnet werde. Zweifel oder gar Streit darüber 
würde das nachtheiligſte ſein, was dem Staats-Kredit begegnen könnte. Es 
iſt gerade für den Staats⸗Kredit, nachdem der große Schritt der Bildung 
eines preußiſchen Parlaments geſchehen iſt, unumgänglich nothwendig, daß 
man nicht auf halbem Wege ſtehen bleibe; jede Halbheit in dieſer Beziehung 
würde auf den Staats-Kredit nach meiner Meinung ungünſtig wirken. Es 
iſt die Ausführung nach meiner Überzeugung auch gar nicht ſchwer. Für die 
Vergangenheit wird, wie ich überzeugt bin, Niemand von uns irgend ein 
Bedenken haben, nachträglich gut zu heißen, was geſchehen iſt, und es wird 
ſich nur darum handeln, daß in gehöriger Form die Verwaltung dieſer 
Schulden und die Mitwirkung des Vereinigten Landtages dabei feſtgeſtellt 
werde. Für die Zukunft werden meiner Überzeugung nach eben ſo wenig 
Schwierigkeiten vorhanden ſein. Würde man etwa ſagen, eine unfundirte 
Schuld müſſe doch das Gouvernement auch ohne Genehmigung des Wereis 
nigten Landtages kontrahiren können, weil auf einmal Bedürfniſſe vorkommen 
möchten, die nicht vorher zu ſehen waren, fo antworte ich darauf, daß das 
Gouvernement für dergleichen Fälle ſich die Ermächtigung geben laſſen kann, 
bis zu einer gewiſſen Summe eine unfundirte Schuld zu kontrahiren; fo ge- 
ſchieht es auch in anderen Staaten. Eben ſo kann bei der Garantie von 
Eiſenbahnen der Staat den Antrag ſtellen, daß eine gewiſſe Summe dazu 
verwendet werden darf. Aber ich wiederhole es, der Zuſtand, wie er jetzt iſt, 
würde dem Kredit ſchaden. Denken Sie Sich, daß nach der Bank-Inſtitution, 
ohne Ihre Mitwirkung der Staatsgewalt vorbehalten iſt, die Summe der 
auszugebenden Bankzetkel nach eigenem Ermeſſen erhöhen zu laſſen, daß alſo 
ohne Ihre Mitwirkung die unverzinsliche Schuld geſteigert werden kann. 
Dieſer eine Fall wird genügen, Ihnen anſchaulich zu machen, daß die ganze 
Mitwirkung des Vereinigten Landtages bei dem Staatsſchuldenweſen gewiffer- 
maßen illuſoriſch fein würde, wenn nicht das ganze dazu Gehörige ihm unter⸗ 
geordnet würde. Auch die bisherigen Erfahrungen zeigen ſchon deutlich, daß 
ein ſolcher Zuſtand für den Staatskredit ſchädlich iſt; wer von Ihnen auch 
nicht Finanzmann iſt, wird es doch leicht begreifen, daß ein Papier, welchem 
37 pCt. Zinſen völlig geſichert find, welches aber zugleich noch Ausſicht auf 
eine größere Rente hat, der Natur der Sache gemäß, einen höheren Cours 
haben müßte, als ein Papier, welches nur 33 PCt. Zinſen einbringt und 
nichts mehr. Das Gegentheil hat aber mehrfach ſtattgefunden. Eiſenbahn⸗ 
Papiere, welche Ausſicht auf Gewinn haben, und für welche 33 pCt. Zinſen 
garantirt ſind, haben eine geraume Zeit hindurch und, fo viel ich weiß, noch 
heute einen niedrigeren Cours gehabt, als die Staatsſchuldſcheine, die nur 33 
pCt. einbringen; — ein klarer Beweis, daß das Geldpublikum die Garantie 
des Staates dabei nicht fo hoch veranſchlagt hat, als die bei den Staats- 
ſchuldſcheinen. Wenn das Publikum einen ſolchen Unterſchied macht, fo iſt 
das nachtheilig für den Staatskredit, und ein ſolcher Zuſtand muß im In⸗ 
tereſſe des Gouvernements, in dem des Vaterlandes aufhören, und deshalb 
bitte ich, mein Amendement zu unterſtützen. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich bitte ums Wort! Ich glaube, daß der 
geehrte Herr Redner nicht ganz bei dem Gegenſtande geblieben iſt, der zur 
heutigen Debatte vorliegt; ich glaube dies um ſo mehr, als er einen Gegen⸗ 
ſtand, und zwar, wie mir ſcheint, von Grund aus berührt hat, der in einer 
beſonderen, von demſelben geehrten Hertn Redner ausgehenden Petition hier 
verhandelt werden ſoll, ich meine die Lehre von den Staats⸗Garantieen. Ich 
bedaure dieſe Anticipation, weil durch dieſelbe ich und meine Herren Kollegen 
außer Stande geſetzt ſind, ſo gründlich zu antworten, als es in dem anderen 
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haben, müßte ich nicht gegen die eine Seite dieſes Bao ae 
nement verwahren. Ich meine nämlich den Theil des Antrages, wonach der 
hohe Landtag Bitten und Anträge an Se. Majeſtät den König nicht nur in 
Beziehung auf ſeine künftige Function bei dem Staatsſchuldenweſen richten, 
ſondern auch ſeine Kontrolle und Cenſur auf diejenigen Finanz⸗Operationen 
ausdehnen ſoll, welche in den letzten 27 Jahren gemacht ſind. Eine ſolche 
Kontrolle und Cenſur finde ich in dem Geſetz vom 3. Februar c. nicht be⸗ 
gründet, und ich glaube alſo, die Staats-Regierung davor verwahren zu 
müſſen. Zu dem einzelnen Punkte, welchen der geehrte Herr Antragſteller 
aufgeführt hat, glaube ich einige vorläufige Erläuterungen geben zu können. 
Was die Cautions⸗Kapitalien anbetrifft, ſo gebe ich der hohen Verſammlung 
die beruhigende Verſicherung, daß durch dieſelben ſchon ſeit geraumer Zeit 
ſchon länger als ſeit dem Antritt der Regierung des jetzt regierenden Königs 
Majeſtät, keine Vermehrung der Staats- Verpflichtungen „ keine neue Laſten 
erwachſen, weil der Ueberſchuß der eingezahlten über die zurückzuzahlenden 
Cautionen zu einem beſonderen Fonds angeſammelt wird, welcher ſich ſchon 
dem Betrage nähert, um ſämmtliche Cautionen daraus zurückzahlen oder 
wenn dieſe Zurückzahlung nicht beliebt wird, das Paſſivum durch das Aktivum 
balanziren zu können, ſo daß die zu anderen Zeiten durch die Cautionen ge⸗ 
machte Verpflichtung der That nach getilgt ſein wird. Ueber die Prämien⸗ 
Schuld der Sechandlung habe ich nichts zu erläutern, das iſt ein offenes 
Faktum, das dem ganzen Lande ſeit 16 Jahren vorliegt; wenn aber der ge⸗ 
ehrte Redner glaubt, daß der Staats-Kredit dadurch gelitten habe daß die 
von den Ständen nicht anerkannte Verpflichtung ſich keines großen Kredits 
erfreute, ſo muß ich dies in Beziehung auf die Seehandlungs-Prämienſcheine 
ablehnen, da dieſe, wie bekannt, einen ſehr hohen Cours haben. Was die 
Eiſenbahn-Garantieen für die Zukunft betrifft, ſo wird ſich dieſe Frage erle⸗ 
digen, wenn die Petition des Antragſtellers hier in fundamento verhandelt 
wird. Vorläufig habe ich mich ausgeſprochen, daß eine dauernde Garantie, 
welche mit Wahrſcheinlichkeit zu einer neuen Belaſtung der Unterthanen 
führen könnte, der durch die in dem Staatsſchulden-Geſetz angeordneten Kon⸗ 
trolle des Vereinigten Landtags unterliegen ſollte. Sollten daher in Zukunft 
ähnliche Operationen vorgeſchlagen werden, ſo würde Se Majeſtät der König 
wahrſcheinlich denſelben Weg wählen, den Sie in Bezug auf die Landrenten⸗ 
Banken gewählt haben. Was aber den niedrigen Cours einiger garantirten 
Eiſenbahn-Actien betrifft, jo kann ich die Schlußfolgerung, die der geehrte 
Redner gemacht hat, nicht gelten laſſen, ich meine die Behauptung, daß der 
Cours niedrig ſei, weil die Zins⸗Garantie kein gehöriges Vertrauen genieße. 
Ich komme jetzt auf die unverzinslichen Schulden. Es iſt keinesweges die 
Abſicht, dauernde unverzinsliche Schulden zu machen, als z. B. neue Kaſſen⸗ 
Anweiſungen und ähnliche Papiere ohne Zuſtimmung der Stände zu kreiren 
weil es anerkannt iſt, daß dies eben ſo gut eine Schuld iſt, wie jede andere. 
Was aber die Bankſcheine betrifft, ſo ſind dieſe nach dem Statute der 
preußiſchen Bank vom Staate nicht garantirt worden, und daß durch deren 
Annahme in den Königlichen Kaſſen eine ſolche Garantie begründet ſei, das 
kann ich nicht anerkennen; denn, wenn die Bank jemals inſolvent werden 
ſollte, fo würde der Staat höchſtens den Werth derjenigen Papiere verlieren 
die ſich augenblicklich in ſeiner Kaſſe befänden; für alle anderen aber fiele 
ihm keine Garantie zur Laſt. So ſteht die Sache in dieſem Augenblick und 
für die Zukunft. 


Marſchall: Bevor ich die Verſammlung frage, ob ſte das Amende⸗ 
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daß daſſelbe zwei Haupttheile hat, welche zwar in Beziehung zu einander ſte⸗ 
hen, aber von einander unabhängig ſind; der eine geht auf die Zukunft, der 
andere auf die Vergangenheit. Ich werde zunächſt fragen, ob die Verſamm⸗ 
lung den erſten Theil unterſtützt, und dann zu dem zweiten kommen. Der 
zweite Theil geht dahin, daß auch die Finanz-Operationen der Vergangenheit 
dem Vereinigten Landtage unterworfen werden ſollen. Ich frage daher, wird 
der erſte Haupttheil unterſtützt? Er ſoll noch einmal vorgeleſen werden. 

Abg. Hanſemann (lieſt vor): „Se. Majeſtät den König ehrfurchts⸗ 
voll zu bitten: a. Allergnädigſt anerkennen zu wollen, daß nach der Verord⸗ 
nung vom I7ten Januar 1820 (das Staatsſchuldenweſen betreffend), über 
haupt keine Staatsſchulden-Dokumente irgend einer Art, alſo weder verzins⸗ 
liche uoch unverzinsliche Papiere, und alſo auch keine Erklärungen über Schuld⸗ 
garantieen, ohne Zuziehung und Mitgarantie des Vereinigten Landtages rechts⸗ 
gültig ausgeftellt werden dürfen; b. inſofern aber die unbedingte Anwen⸗ 
dung dieſes Grundſatzes bedenklich erachtet würde, dem Vereinigten Landtage 
dieſerhalb eine Allerhöchſte Propofition vorlegen laſſen zu wollen. 

Marſchall: Wird dieſes Amendement unterſtützt? (Geſchieht hinrei⸗ 
chend.) Wir kommen zur Vorleſung des zweiten Haupttheils. 

Abg. Hanſemann: Der zweite Haupttheil lautet: Dem Vereinigten 
Landtage einen Geſetzentwurf vorlegen laſſen zu wollen, durch welchen die— 
jenigen Finanz-Operationen, welche ſeit der Verordnung vom 17. Januar 
1820 im Widerſpruch mit dem sub a. ausgesprochenen Grundſatze etwa ge⸗ 
macht worden ſind, regulariſirt und in Gemäßheit dieſer Verordnung dem 
Vereinigten Landtage untergeordnet werden. 0 r 

Marſchall: Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht hinreichend.) 

Abg. Knoblauch: Ich muß gefichen, daß ich auf einen anderen Vor⸗ 
trag vorbereitet war, der ſich an eine frühere Erklärung des Herrn Land⸗ 
tags⸗Kommiſſarius anſchließen ſollte; indeſſen hat die Sache in dieſem Augen⸗ 
blick eine von ihrer bisherigen Lage ganz verſchiedene Wendung genommen. 
Hierauf bin ich aber in keiner Beziehung vorbereitet. Auch ſuche ich vergeb⸗ 
lich nach geeigneten Worten, um mein Erſtaunen auszudrücken und die Ver⸗ 
ſammlung auf den überaus wichtigen Umſtand aufmerkſam zu machen, der 
dadurch herbeigeführt worden iſt, daß der Herr Landtags⸗Kommiſſar erklärt 
hat, wie die für den in Rede ſiehenden Fall zu erwartende Declaration fo 
ſo weit ausgedehnt werden würde, daß die Regierung ſich künftig nicht ſo⸗ 
wohl die Veſtimmung überlaufende, binnen kurzer Zeit zu beſtreitende Ver⸗ 
waltungs⸗Schulden, was ſich, meines Erachtens, von ſelbſt verſtehen würde, 
ſondern auch die neue Einführung ſchwebender Schulden vorbehalten hat. 
Was wird aber unter ſchwebender Schuld verſtanden? In dem Geſetz vom 
17. Januar 1820 iſt keine Spur davon enthalten, und wir haben es ſtets 
als eine Segnung betrachtet, daß wir es bei uns nur mit konſolidirten Schul⸗ 
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den zu thun haben; alle unſere Beſtrebungen ſind dahin gegangen, die in 
dieſer Beziehung beſtehenden heilſamen geſetzlichen Beſtimmungen aufrecht zu 
erhalten. Nun ſoll aber dem Staate für die Folge vorbehalten bleiben, auch 
eine ſchwebende Schuld zu bilden. Welch' ein weiter, unbeſtimmter Begriff! 
der, einmal eingeführt, den ganzen disherigen Zuſtand unſeres Schuldenwe⸗ 
ſens völlig verändern würde. Wir ſind oft vor dem Beiſpiel eines Nachbar⸗ 
landes gewarnt worden, und nun ſoll auch über unſer Vaterland die unglück⸗ 
liche Fluth einer ſchwebenden Schuld einbrechen können? Ich bitte Sie in⸗ 
ſtändigſt, auf das, was hierüber geſagt worden iſt, Ihre ganze Aufmerkſam⸗ 
keit zu richten. Mit dem erſten Abſchnitte des von dem Herrn Abgeordneten 
der Stadt Aachen geſtellten Antrages bin ich einverſtanden, dem zweiten Theile 
habe ich aus innerer Bewegung nicht folgen können. Mein angelegentlicher 
Wunſch geht dahin: daß, falls in dem Antrage etwas Neues enthalten ſein 
follte, was einer nochmaligen Berathung bedürfen möchte, daß alsdann auch 
die ihrer Wichtigkeit halber niedergeſchriebene Declaration des Königl. Herrn 
Kommiſſars, welche ſo tief in das Weſen des Staatsſchulden-Geſetzes ein⸗ 
greift und daher nicht ſorgfältig genug berathen werden kann, ebenfalls der 
betreffenden Abtheilung zur gründlichen Vorbereitung eines Beſchluſſes über⸗ 
wieſen werden möge. Dieſe wichtige, von fo unermeßlichen Folgen begleitete 
Erklärung verdient dies gewiß vorzugsweiſe. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich bedaure ſehr, wenn ein Wort, ein un⸗ 
ſchuldiges Wort, ein geehrtes Mitglied dieſer Verſammlung in ſolche Unruhe 
gebracht hat. Ich habe, wenn ich den Ausdruck ſchwebende Schuld als ein 
näher bezeichnendes Wort in Parentheſt gebraucht habe, nichts Anderes dar⸗ 
unter verſtanden, als Verwaltungs⸗Schulden, weil dies doch wirklich ſchwe⸗ 
bende Schulden ſind; wenn heute ein Miniſter einen Kontrakt abſchließt und 
ſich verpflichtet, nach ſechs Monaten das Geld zu zahlen, ſo iſt das eine 
ſchwebende, aber keine fundirte Schuld. Ich hade ſchon bei einer früheren 
Veranlaſſung geſagt, daß wir dergleichen ſchwebende Schulden wenig oder 
gar nicht beſäßen, weil wir gewohnt ſind, was wir bedürfen, gleich baar zu 
zahlen, und daß es auch nicht die Abſicht ſei, von dieſem Prinzip abzugehen. 
Ich habe heute hier erklärt, daß es keinesweges die Abſicht ſei, dauernde un⸗ 
verzinsliche Schulden, wie die Kaſſen-Anweiſungen, ohne Mitwirkung der 
Stände zu vermehren. Darum durfte ich um ſo weniger fürchten, daß in 
dem eingeſchalteten Ausdrucke „ſchwebend“ irgend etwas Bedenkliches oder 
Verfaͤngliches gelegen habe; hätte ich das vorausſetzen können, jo würde ich 
das Wort nicht gebraucht haben. Ich wiederhole alſo, daß nur von ſoge⸗ 
nannten Verwaltungs-Schulden, d. 9. von Anticipationen auf kurze Zeit, die 
Rede ift, welche das Land mit keinen neuen Laſten beſchweren. Und ich wie⸗ 
derhole, daß, wenn es dazu kommen ſollte, dieſe Declaration von Sr. Ma⸗ 
jeſtät dem Könige in authentiſcher Form zu geben, dann gewiß Ausdrücke ge⸗ 
wählt werden ſollen, die das geehrte Mitglied vollkommen beruhigen, wie 
denn auch etwas Beunruhigendes in meinen Worten nicht hat liegen ſollen. 

Abg. Knoblauch: Wenn ich mir gehorfamft ein Wort erlauben darf, 
ſo will ich nur bemerken: Der Königliche Landtags⸗Kommiſſar hat ſelbſt auf 
die Erklärung ein ſolches Gewicht gelegt, daß er die Güte gehabt hat, ſie 
ſchriftlich abzufaſſen. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe fie allerdings ſchriftlich abgefaßt, 
aber erſt vor wenigen Minuten, um eines präziſen Ausdruckes gewiſſer zu 
ſein. Sie lautet: (Die Erklärung wird nochmals verleſen.) Findet nun 
das Wort „ſchwebende“ Anſtoß, fo verſichere ich, daß es in der authenti⸗ 
ſchen Declaration nicht vorkommen ſoll. 

Abg. Knoblauch: Dürfen wir von dem Königlichen Herrn Kommiſ⸗ 
ſar noch eine weitere Erklärung über die Garanticen, von denen neulich die 
Rede war, erwarten? Das würde doch weſentlich eine Abweichung von dem, 
was man mögliherweife unter ſchwebenden Schulden verſtehen könnte, enthalten. 

Landtags-⸗Kommiſſar: Ich habe ſchon vorhin den Wunſch ausge⸗ 
ſprochen, daß die Verhandlungen über die Staats> Garantien vorbehalten 
bleibeo möchten, bis zu dem Augenblicke, wo die Petitionen, die ſich mit ihr 
ex fundamento beſchäftigen, hier zum Vortrage kommen werden. 

Abg. Stöpel: Was ich ſagen wollte, paßt nicht mehr zum Gang 
der Debatte a 

Abg. Naumann: Bei der Petition, welche ich der hohen Verſammlung 
vorgeſchlagen hatte, an Se. Majeſtät den König zu richten, bin ich davon 
ausgegangen, daß die Geſetzgebung vom 17. Januar 1820 in Beziehung auf 
das Schuldenweſen, wonach ohne Zuziehung und Genehmigung der Stände 
feine Schulden kontrahirt werden können, maßgebendes Geſetz geblieben fei 
trotz der Verordnungen vom 3. Februar d. J. Ich muß auch dieſe Anſicht 
ſeſthalten, und es ſei mir erlaubt, auf eine Frage noch zurückzukommen, 
welche hier ſchon früher zur Sprache gebracht würde, ob überhaupt die ſtän⸗ 
diſchen Befugniſſe einſeitig — wenn ich fo fagen darf — von der Krone ohne 
Genehmigung der Stände alterirt werden dürfen. Ich glaube, daß in der 
früheren Debatte, welche über dieſe Frage ſtattgefunden, man nicht unter⸗ 
ſchieden hat zwiſchen den Anſprüchen, welche die Stände von der Krone für 
die Geſetzgebung erhalten haben, und zwiſchen den Anſprüchen, welche aus 
dieſen Rechten erſt entſpringen. Daß ich mich deutlicher ausſpreche: Die 
Krone hatte das unbegränzie Geſetzgebungsrecht; dieſes Recht war bis zum 
Jahre 1820 und formell bis zum Jahre 1823 ungeſchmälert. Mit dem 
Jahre 1823 änderte es ſich auch formell; die Krone ſagte: ich will das Recht 
der Geſezgebung nicht mehr ganz felbfiftändig ausüben, ſondern ich will mein 
Geſetzgebungsrecht binden an den Beirath der Stände. Dieſes Recht wurde 
den Ständen ohne alle Bedingung unwiderruflich eingeräumt. Daraus ſolgt 
nach meiner Anſicht, daß, ſoll an dieſem Rechte etwas geändert werden, es 
nur geſchehen kann unter Genehmigung und Zuſtimmung der Stände. Davon 
iſt ganz verſchieden das Recht, das den Ständen gegeben iſt. Dieſes Recht 
iſt freilich nur der Beirath, und dieſer Beirath iſt nicht bindend für die Krone 
bei Ausübung des Geſetzgebungsrechts; wohl aber halte ich die Krone für 
verpflichtet, bei allen den Gefegen, welche durch die Verordnungen vom Jahre 
1823 bezeichnet worden find, den ſtändiſchen Beirath einzuholen, und weiter- 
gehend auch zu allen denjenigen Geſetzen, welche unter dit Verordnung vom 
Jahre 1820 fallen, die ſtändiſche Zuſtimmung zu fordern, und daher halte 
ich auch eine Alteration des Geſetzts vom 17. Januar 1820 ohne dieſe Zu⸗ 
ſtimmung der Stände für unzuläſſig. Es iſt daran erinnert worden, daß 


dieſe Anſicht mit der Anſicht, welche bei der Geſetzgebung vom 3. Februar c. 
leitend geweſen, nicht übereinſtimme. Die Krone jagt: Das Geſetz vom 3. 
Februar c, iſt allein gültig; die Stände ſagen: Die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 17. Januar 1820 find für uns maßgebend. Man hat daran er⸗ 
innert, daß die Stände in Konflikt kommen könnten mit der Krone, und man 
könne nicht abſehen, wohin das führen ſolle. Es wurde nicht erwähnt, was 
daraus gefolgert werden könne; allein ich glaube mich nicht zu irren, wenn 
ich annehme, daß damit darauf habe hingewieſen werden ſollen, daß die 
Stände faktiſch machtlos der Krone gegenüberſtehen, nach dem bekannten 
Satz: Wer die Macht hat, hat auch das Recht. Ich muß geſtehen, dieſer 
Grundſatz hat ſich ſo vielfach ausgeſprochen und geltend gemacht, daß er ge⸗ 
wiſſermaßen immer der Leitſtern war. Jedes Blatt der Geſchichte weiſt dieſes 
nach. Allein dieſer Grundſatz iſt der Grundſatz des Krieges. Bei uns iſt 
der Grundſatz umgekeyrt; wir ſagen: Wer das Recht hat, muß auch die 
Macht haben. Habe ich das Recht, und ich mache es auf geſetzlichem Wege 
geltend, dann verfolge ich es, ohne daß es zu einem Konflikt führt. Von 
einem Abgeordneten wurde erwähnt, daß, wenn ein ſolcher Konflikt vorhan⸗ 
den ſei, und wenn es an einem Richter fehle, ſo ſei unſer Weg der Weg 
der Bitte an des Königs Majeſtät. Das iſt auch meine Anſicht. Dieſen 
Weg wollen wir verfolgen, und wenn wir es thun, ſo wird Niemand, auch 
der höchſte Träger der Krone nicht, annehmen, daß wir es in einer Weiſe 
thun, um an der Macht der Krone rütteln zu wollen. Darum nehme ich 
keinen Anſtand, meine Meinung zu erklären, daß die ſtändiſchen Rechte durch 
das Geſetz vom 17. Januar 1820 untangirt geblieben ſind durch die Ver⸗ 
ordnungen vom 3. Februar. Die Folgerungen ſind, wie ich hier aufführen 
werde, folgende. Das Gefeg vom 17. Januar 1820 jagt: „Kein Darlehen 
ſoll kontrahirt werden ohne Zuziehung und Mitgarantie der Reichsſtände“ 
Das Geſetz macht keinen Unterſchied zwiſchen Schulden für den Krieg oder 
für den Frieden. Das Recht der Zustimmung gebührte alſo den Ständen 
immer. Es war aber damals noch keine Stände-Verſammlung vorhanden, 
die das Recht der Zuſtimmung hätte ausüben können; ſie war faktiſch nicht 
ins Leben gerufen. Erſt die Allerhöchſte Verordnung vom 3. Februar hat 
die Verſammlung zuſammenberufen, welcher die Attribute gegeben werden 
konnten, die das Geſetz vom 17. Januar 1820 vorgeſehen hat. Die weitere 
Frage iſt nun die: Sind dieſe Attribute dem Landtage durch das Allerhöchſte 
Patent übertragen? Ich muß bekennen, nach meiner Anſicht ſind ſie dem 
Landtage noch nicht vollſtändig übertragen. Es iſt dem Vereinigten Landtage 
nur das Recht übertragen, für Schulden, die in Friedenszeiten kontrahirt 
werden, und für welche das geſammte Vermögen und Einkommen des Staats 
haften ſoll, die Garantie zu übernehmen. Die Schlußfolgerung iſt, daß, 
wenn die Verſammlung in Beziehung auf andere Darlehne daſſelbe Recht 
nicht erhalten hat, dann auch die Staatsverwaltung in den Fällen, wo nach 
den Beſtimmungen des Geſetzes vom 17. Januar 1820 dieſelbe Mitwirkung 
der Stände nöthig ifl, ſich außer Stand ſehen muß, Schulden zu kontrahiren, 
und das ſind diejenigen Darlehen, für welche nicht das Geſammtvermögen 
des Staates haften ſoll. Das Geſetz läßt alſo eine Lücke, und dieſe Lücke 
muß ausgefüllt werden, wenn nicht die Regierung in große Verlegenheit bei 
dem Eintritt mancherlei Umſtände kommen ſoll. Der einzige Weg, dieſe 
Lücke auszufüllen, iſt der, daß die Krone der Stände⸗Verſammlung einen 
Gefeg- Entwurf vorlegen läßt, damit unter ihrer Mitberathung diejenigen 
Beſtimmungen erlaſſen werden, die nothwendig ſind, jene Lücke auszufüllen. 
In dieſem Sinne habe ich die Petition eingebracht und formulirt. Ich glaube 
aber, daß der Antrag des Abgeordneten aus der Rhein⸗Provinz, welcher 
amendementsweiſe eingebracht iſt, im Weſentlichen dieſen Anſichten entſpricht 
und zu demſelben Reſultat führt. Ich werde mich alſo dieſem Antrage in 


Beziehung auf den erſten Punkt anſchließen, der dahin geht: die Geſetzge⸗ 


bung zu vervollſtändigen, das Geſetz vom 17. Januar 1820 zur Anerkennung 
und Beſtätigung zu bringen. Denn das iſt die Tendenz des erſten Theils 
des Amendements. Der zweite Theil betrifft die Application des Geſetzes 
vom 17. Januar 1820 auf die Maßregeln, die ſeit jener Zeit bis auf den 
heutigen Tag von der Verwaltung ohne Zuziehung der Landſtände getroffen 
worden find. Der geehrte Antragſteller iſt nämlich der Meinung, daß das 
Gouvernement eine Menge Handlungen vorgenommen habe, welche gegen das 
Geſetz vom 17. Januar 1820 verſtoßen, und daß, um dieſen Handlungen 
den Stempel der Geſetzlichkeit aufzudrücken, es einer nachträglichen Genehmi⸗ 
gung der hohen Verſammlung bedürfe. Ich will zugeben, daß auf dieſem 
Wege die angegriffenen Operationen des Gouvernements zur nothwendigen 
Legalität gelangen würden; es würde dies aber vorausſetzen, daß vorher die 
hohe Verſammlung auch durch das Geſetz das Recht bekäme, in dieſer Ve⸗ 
ziehung ſich erklären zu können. Sie hat es nicht, wie ich vorhin bemerkte, 
weil fie nur das Recht hat, ſich über Schulden zu äußern, für welche die 
geſammte Staats-Einnahme und das geſammte Staats⸗Vermögen haften 
ſollen, nicht aber in Veziehung auf andere Schulden, wie diejenigen ſind, 
welche von dem geehrten Herrn monirt worden find. Hätte ſie es aber auch, 
fo würde ich mich doch in dieſem Augenblicke nicht für das Amendement er⸗ 
klären, weil ich allerdings anerkenne, daß die Vorlage, wie fie von dem ge- 
ehrten Herrn gemacht worden iſt, nicht hierher gehört, da wir die Geſetzge⸗ 
bung ſelbſt zum Gegenſtande der Berathung haben, während der Antrag 
darauf abzielt, die Application ſchon auf beſtimmte, der Vergangenheit ange» 
hörige Fälle ſtattfinden zu laſſen. Daher wiederhole ich, ich werde mich für 
den erſten Theil des Amendements erklären, gegen den zweiten indeß nicht 
aus dem Grunde der Unzeitigkeit. . 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich erkläre mich gleichfalls für den erſten Theil 
des Amendements des geehrten Abgeordneten für Aachen; auch würde ich nicht 
der Anſicht ſein, daß durch das Amendement, welches ich mir geſtern vorzu⸗ 
ſchlagen erlaubte, und welches die Zuſtimmung der hohen Verſammlung er⸗ 
langte, die Sache bereits erledigt werde. Sie würde dadurch erledigt werden 
können, wenn die Auslegung des Geſetzes von 1820, welche die große Mehr⸗ 
zahl der Verſammlung zu hegen ſcheint, von dem Gouvernement adoptirt 
würde und namentlich in der Vergangenheit immer adoptirt worden wäre 
denn dann würde kein Zweifel beſtehen. Ich verſtehe unter Landes ſchulden 
Schulden, welche das Gouvernement als ſoches macht, mag dafür ein Theil 
oder das ganze Staatsvermögen zur Hypothek geſetzt oder überhaupt gar keine 
Hypothek gewährt werden, mögen fie fundirt oder nicht fundirt fein, mögen 
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fie Darlehne oder nur Garantien fein. Das iſt meine Auslegung, und bei 
dieſer Auslegung würde mit dem Worte „Landesſchulden“ die Sache er⸗ 
ledigt fein. Was den zweiten Theil des Amendemenis betrifft, jo kann ich 
nur der Anſicht ſein, daß, wenn anch die Sache hierher gehört, was vorher 
durch die Unterſtützung des Amendements ausgeſprochen iſt, ich deſſenungeach⸗ 
tet dieſelbe hiermit nicht in Verbindung bringen möchte. Dieſen Punkt möch⸗ 
ten wir alſo mit Stillſchweigen übergehen und uns auf den erſten, entſchieden 
wichtigeren beſchränken. T 

Abg. Hanſemann: Meine Herren, den zweiten Theil meines Amen⸗ 
dements, die Verhangenheit betreffend, habe ich nur im Intereſſe der Finan⸗ 
zen geſtellt, weil ich die Ueberzeugung habe, daß es einer wohlgeordneten 
Finanz⸗Verwaltung angemeſſen ſei, dieſe Angelegenheit in gleicher Weiſe, wie 
das übrige Schuldenweſen, zu ordnen. a 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Es iſt von einem Redner wiederum der Rechts⸗ 
punkt zur Diskuſſion gezogen worden. Wir haben in drei Sitzungen über 
den Rechtspunkt geſprochen, und es haben darüber Abſtimmungen ſtattgefun⸗ 
den; wenn wir denſelben wiederum zur Diskuſſion ziehen wollen, ſo weiß ich 
nicht, wann wir dieſe Diskuſſton enden werden Zwei Rechts-Anſichten ſte⸗ 
hen ſich gegenüber, eine Entſcheidung kann durch die Majorität der Ver⸗ 
ſammlung unmöglich getroffen werden, wie ich ſchon früher die Ehre gehabt 
habe zu bemerken. Außerdem muß ich gegen eine Aeußerung Proteſt einlegen. 
Es iſt nämlich geäußert worden, wenn ich es recht verſtanden habe, daß nach 
dem Geſetz des Stärkeren, wer die Macht habe, auch das Recht habe, ſelbſt 
wenn es auch nicht das wahre Recht ſein ſollte, und es ſcheint mir beinahe, 
als ob damit dem Gouvernement hätte ein Vorwurf gemacht werden ſollen. 
Dagegen muß ich das Gouvernement verwahren, da es einen ſolchen Grund⸗ 
ſatz wohl nie in Anwendung gebracht hat. 

Finanz⸗Miniſter v. Dües berg: Da der Abgeordnete aus der Rhein⸗ 
Provinz den zweiten Theil ſeines Amendements, für jetzt wenigſtens zurückge⸗ 
zogen hat, ſo habe ich darauf nichts zu antworten und will mich daher nur 
auf einen ſpeziellen Punkt aus dem erſten Theile des Amendements beſchrän⸗ 
ken. Es iſt hierin die Behauptung aufgeſtellt worden, daß die Beſtimmung, 
wonach die Bankſcheine bei den Staats-Kaſſen ſtatt baaren Geldes angenom⸗ 
men werden, eine Garantie des Staates für die Vanknoten enthalte. Dem 
muß ich widerſprechen. — Es handelt ſich hier nur um eine Anordnung ad⸗ 
miniſtrativer Natur, darüber, welche Zahlungsmittel, ob auch ſolche, welche 
nicht in baarem Gelde beſtehen, bei den Staatskaſſen angenommen werden 
ſollen. — Dies iſt eine Sache, welche die Regierung zu beurtheilen hat. Es 
konnte daher für letztere nur die Frage fein: Gewähren die Banknoten, wie 
fie nach der Bank⸗Ordnung ausgegeben werden, völlige Sicherheit, fo daß 
man fie ohne Bedenken annehmen kann? Die Regierung hat keinen Anſtand 
genommen, dieſe Frage zu bejahen, da dieſe Noten auf jede Weiſe ſicher ge⸗ 

ſtellt ſind und daher auch in dem unglücklichen Falle, wenn die Bank ihre 
Zahlungen einſtellen und liquidiren müßte, doch für die Banknoten hinrei⸗ 
chende Deckung zu erwarten iſt. Ich meine, daß mit dem Moment, wo die 
Bank zu zahlen aufhört, auch ihre Noten außer Umlauf treten müſſen und 
die Inhaber bei dem alsdann einzuleitenden Liquidations-Verfahren ihre Ve⸗ 
friedigung zu ſuchen haben, eine unbedingte Verpflichtung der Staats⸗Kaſſen 
zur ferneren Annahme der Banknoten aber für dieſen Fall nicht beſteht. 

Abg. Naumann (vom Platze): Von Seiten des Herrn Juſtiz⸗Mini⸗ 
ſters iſt auf den Satz Bezug genommen worden, welchen ich früher ausge— 
ſprochen habe. Es iſt mir der Vorwurf gemacht worden, als hätte ich die 
Frage über den Rechtspunkt wieder aufgenommen und zur Diskuſſion gebracht, 
ohne daß es nothwendig geweſen wäre. Ich wende mich deshalb an den 


Herrn Landtags⸗Marſchall mit der Frage, ob ich dadurch gegen die Ordnung 


gefehlt habe? 

Marſchall: Dies wird auch nicht von dem Herrn Juſtiz-Miniſter 
behauptet worden ſein. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Keinesweges. Ich habe nur darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht, daß eine weitere Diskuſſton über den Rechtspunkt zu keinem 
Reſultate führen dürfte, da nicht die Verſammlung, ſondern ein höherer 
Richter über die ſtreitige Rechts⸗Anſicht definitive Entſcheidung treffen könne. 
Ich habe mir nicht das Necht anmaßen wollen, dem Redner einen Vorwurf 
zu machen, als ob er gegen die Ordnung gefehlt habe. Das iſt mir nicht 
in den Sinn gekommen. 

Abg. Naumann: Ich abſtrahire alſo hiervon und komme nun zu einer 
zweiten Bemerkung. Der Herr Juſtiz-Miniſter hat gemeint, ich hätte auf 
das Gouvernement abgezielt, wenn ich mich auf jenen Ausſpruch bezog, als 
hätte ich dadurch gewiſſermaßen ſupponirt, es habe die Krone nach dem Aus⸗ 
ſpruche gehandelt: Macht gebe Recht. Das iſt mir aber gar nicht in den 
Sinn gekommen. Ich habe mit meinen Worten keinen der Herren Staats- 
Miniſter gemeint, im Gegentheil bezogen ſie ſich auf die Aeußerungen, die, 
wenn ich nicht irre, von einem Abgeordneten aus der Mark Brandenburg 
gemacht worden ſind. ? 2 1 ; 

Jiauſſtiz⸗Miniſter Uhden: Nach dieſer Erklärung fühle ich mich aller» 
dings gedrungen, das, was ich geſagt habe, zurückzunehmen, ich weiß dann 
aber nicht, wen der Vorwurf hat treffen ſollen. 

bg. Naumann: Ich wiederhole, ich habe durchaus keinen Vorwurf 
dem Gouvernement damit machen wollen, durchaus nicht! 

Abg. Knoblauch: Mein angelegentlicher Wunſch wäre geweſen, auf 
keinen der bisher vorgekommenen ſpeziellen Fälle zurückzugehen, da indefleu 
in dieſem Augenblic durch den Herrn Finanz⸗Miniſter die beiläuſige Bemer- 
kung des Herrn Landtags ⸗Kommiſſars beſtätigt worden iſt, daß die Königl. 
Kaffen im Falle der Auftöſung oder einer Liquidation der Bank nicht mehr 
verpflichtet fein. würden, die Bankuoten anzunehmen, fo erlaube ich mir die 
Frage, wie auf dieſe Weiſe die Beſtimmung fortgeſchafft werden kann, daß 
diefer Zettel hier in allen Staatskaſſen zu jeder Zeit ſtatt baaren Geldes 
und ſtatt der Kaſſen⸗Anwelſungen in Zahlung angenommen werden 
ſoll? Wie eine ſolche Behauptung möglich ist, geſtehe ich, liegt außer mei⸗ 
ner Faſſungskraft, und ich bekenne, daß eine ſolche Erklärung leicht dazu 
beitragen konnte, den Staatskredit zu erſchüttern. (Vielſeitiger Bravoruf.) 

s handelt ſich darum, ob eine Garantie wirklich ausgeſprochen worden iſt 
ober nicht. Wenn dies nun auch in der Bank Ordnung nicht mit ausdrüd- 
lichen Worten geſchehen, ſo iſt doch faktiſch durch die undedingte vorge⸗ 
ſchriebene Annahme der Banknoten in allen öffentlichen Kaſſen ftatt des baa⸗ 


ren Geldes eine ganz beſtimmte Garantie gegeben worden. Ich ſtelle anheim, 
ſpäterhin, wenn die Frage wegen der Garantie zur Sprache kommen wird, 
wird, dieſen damit genau verwandten Abſchnitt des Gutachtens wieder ins 
Auge zu faſſen; indeſſen will ich meinerſeits nicht damit beginnen, behalte 
mir aber vor, mich alsdann ausführlicher über jene Frage im Allgemeinen zu 
äußern. (Bravoruf.) r f h 

Finanz⸗Miniſter von Dürsberg: Da die Frage wegen der Garantie 
noch beſonders zur Sprache kommen wird, ſo werde ich gegenwärtig auf eine 
weilläuſige Erörterung nicht eingehen, muß mir aber doch geſtatten, meine 
Anſicht mit ein paar Worten rechtfertigen Ich beziehe mich zunächſt auf die 
Bank⸗Ordnung ſelbſt, in dieſer iſt eine Spezial⸗ Garantie des Staats für die 
Banknoten nirgends ausgeſprochen; fie. iſt es aber für eine andere Art von 
Bank⸗Schulden und zwar in Bezug auf die Sepoſtial. Sapitalr, Im F. 21 
iſt beſtimmt, daß es hinſichtlich der Depoſital⸗Kapitale bei der durch die Ver⸗ 
ordnungen von 1768 und 1769 übernommenen Spezial⸗Garantie verbleibe, 
und dieſe Beſtimmungen haben längſt vor dem Staaksſchulden⸗Geſetz exiſtirt. 
In Beziehung auf die Banknoten iſt weiter nichts geſagt worden, als, daß 
fie bei den Staatskaſſen angenommen werden, alſo ohne Spezial - Garantie 
denn ſonſt hätte man, da für die Bank eine Staats- Garantie im Allgemei⸗ 
meinen nicht beſteht, in den Beſtimmungen über die Banknoten die Garantie 
wieder beſonders feſtſetzen müſſen. Wenn der kaum denkbare Fall eintreten 
ſollte, daß das Inſtitut zum Liquidiren genöthigt wäre, fo wird der Stand 
der Sache dadurch rechtlich ſo verändert, daß ich nicht glaube, daß die Kaſ⸗ 
ſen dieſe Papiere dann noch unbedingt annehmen müßten. Dies iſt indeſſen 
eine Rechtsfrage, die nicht auf einfache Weiſe zu beantworten iſt. Ich habe 
die Ehre gehabt, eine lange Zeit dem Stande der Juriſten anzugehören, und 
halte dafür, daß durch eine Zahlungs⸗Einſtellung und Liquidation von Sei⸗ 
ten der Bank deren Papiere aufhören müſſen Umlauf zu haben, und daß, 
wenn die Liquidation veranſtaltet iſt, auch die Banknoten dabei liquidirt wer⸗ 
den müſſen. Die Spezial⸗Garantie des Staats erſtreckt ſich nur auf die bei 
bei dem Inſtitute von den Gerichts- und Vormundſchafts⸗Behörden ꝛc. beleg⸗ 
ten Depoſital⸗Gelder. 1 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Ich will noch eine Bemerkung hinzufügen. Es 
war von einem Ober⸗Landesgericht wegen der Spezial⸗Garantie bei mir an⸗ 
gefragt worden, ob daſſelbe eine bedeutende Summe ſolcher Bankſcheine, die 
in Folge einer Subhaſtation eingezahlt worden, annehmen dürfe? Ich habe 
darüber mit dem Herrn Finanz- Miniſter korreſpondirt und in Folge deſſen 
das Ober⸗Landesgericht dahin beſchieden, daß es dieſe Bankſcheine nicht un⸗ 
bedingt annehmen dürfe, weil fie nicht garantirt ſeien. 

Abg. Knoblauch: Die gegenwärtige Verſammlung und das Land ſind 
freilich in dieſem Augenblicke durch die übereinſtimmende Erklärung zweier 
Herren Miniſter belehrt, daß keine Verpflichtung für die Königlichen Kaſſen 
beſtehtt die Bankzettel unter allen Umſtänden anzunehmen, und ich muß ge- 
ſtehen, das ich das nicht erwartet hätte. Ich habe vielmehr die moraliſche 
Verpflichtung für ſo bindender Natur gehalten, daß ich ſie viel höher ſtellte, 
als den todten Buchſtaben des Geſetzes. ede Beifallruf.) i 

Juſtiz⸗Miniſter Uy den: Es iſt nicht behauptet worden, daß die Bank⸗ 
noten überhaupt nicht bei Königlichen aſſen anzunehmen feien, fondern es 
war die Frage, ob fie Garantie hätten, und weil dies nicht der Fall iſt, habe 
ich das Ober⸗Landesgericht, wie gedacht, beſchieden. 

Abg. Hanſemann: Meine Herren! Auch ich kann nicht umhin, mei⸗ 
nen tiefen Schmerz auszudrücken über die Erklärung, die wir ſo eben von 
dem Herrn Finanz-Miniſter und dem Herrn Juſtiz⸗Miniſter gehört haben. 
Wie! ein Königl. Geſetz ſagt: Die Banknoten ſollen in allen Staatskaſſen 
ſtatt baaren Geldes, beſonders flatt der Kaſſenanweiſungen, in Zahlung an⸗ 
genommen werden; auf den Banknoten ſelbſt iſt dies gedruckt, — und nun 
hören wir, daß trotz des klaren Wortlautes dieſer Beſtimmung eine ſolche 
Verpflichtung doch nicht ſicher beſtehe. Ich theile ganz die Anſicht des geehr⸗ 
ten Abgeordneten der Stadt Berlin, daß Erklärungen dieſer Art dem Staats⸗ 
kredit gefährlich ſind. Ich mache bei dieſer Gelegenheit darauf aufmerkſam, 
daß gerade in dieſem Umſtande Sie die Erklärung der Erſcheinung haben, 
daß die garantirten Eiſenbahnpapiere nicht den nämlichen Cours hatten, wie 
die directen Staatsſchulden, weil gerade das Publikum wahrſcheinlich auch 
die Beſorgniß hat, daß ſeiner Zeit die Dinge einmal ausgelegt werden möch⸗ 
ten, wie wir es hier gehört haben. Wenn irgend etwas, ſo ſind es die heu⸗ 
tigen Verhandlungen, die es uns zur dringenden Pflicht machen, den ehr⸗ 
furchtsvollen Antrag, wie er von mir geſtellt iſt, an Se. Majeſtät zu richten 
und durch eine nähere Declaration dieſen Zuſtand abzuſtellen. Dahin zielt 
mein Amendement und ich bitte wiederholt, es anzunehmen. f 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Wenn der geehrte Redner durch das, was ich 
angeführt habe, ſchmerzlich berührt worden ift, fe muß dies auf ein Mihver⸗ 
ſtändniß beruhen, und wenn ich mich nicht deutlich ausgedrückt haben ſollte, 
ſo bin ich gern bereit, mich näher zu erklären. Es ſollte in Folge einer Sub⸗ 
haſtation eine bedeutende Summe ad depositum eingezahlt werden. Das 
Depoſitortum iſt aber keine Königl. Kaffe in dem angegebenen Sinne, ſon⸗ 
dern in demſelben wird Privat-Vermögen aufbewahrt, beſonders auch das 
von Minderjährigen. Der Zweifel war deshalb nur der, ob die Annahme 
der Bankſcheine als nicht ſpeziell garantirter Papiere erfolgen könne. 

Finanz⸗Miniſter von Düesberg: Ich habe durchaus nicht gejagt oder 
irgend in Frage geſtellt, daß die Banknoten nicht bei allen Staatskaſſen in 
Zahlung angenommen werden müßten, ich habe nur geſagt, daß ſie nach der 
Bankordnung vom 5. Oktober v. J. eine Spezial⸗Garantie des Staats nicht 
härten, es iſt nur einer Art von Bankſchulden, den Depoſitengeldern, eine 
ſolche Garantie gewährt. Die Frage reduzirt ſich alſo darauf, wie wird das 
Verhältniß fich ſtellen, wenn der unglückliche Fall jemals eintreten follte, daß 
die Bank genöthigt wäre, ihre Zahlungen einzuſtellen und zu liquidiren? 
Es fragt ſich, ob in dieſem Falle die Verpflichtung der Staatskaſſen zur An⸗ 
nahme der Banknoten fortbeſtehen bliebe? Das iſt eine Rechtsfrage und ich 
glaube fie, wie vorher geäußert, beantworten zu müſſen. Es ist dies aber 
allerdings ein Gegenſtand, der eine viel tiefere Erörterung erfordert, als hier 
möglich iſt. Ich bemerke aber, und das bleibt immer fliehen, daß die Spe⸗ 
zial⸗ Garantie, wie fie in einer einzigen Klaſſe von VBankſchulden, nämlich 
den Obligationen über Depofitalgelder, gewährt worden, den Banknoten im 
Geſetz nicht ertheilt if: und kann danach die Anordnung, nach welcher die 
eine befondere Sicherheit gewährenden Banknoten bei den Kaſſen angenommen 
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werden, im Weſentiichen nur für eine Verwaltungs Anordnung angeſehen 
werden. 

Abg. Sperling: Die Worte, welche auf den Bankſcheinen ſtehen, 
find deutlich genug; dieſe ſollen nach denſelben zu jeder Zeit von den Kö⸗ 
niglichen Kaſſen angenommen werden. Ich kann mir daher nicht denken, daß 
itgend jemals ein Gerichtshof eine Königliche Kaſſe von der Annahme dieſer 
Bankſcheine entbinden würde, ſelbſt wenn ein Zahlungsunvermögen der Bank 
eintreten ſollte. Jedoch ſind ſchon die Erörterüngen, welche hierüber ſtattge⸗ 
funden haben, bedauerlich genug. Ich will ſie nicht fortſetzen und begebe 
mich daher des Wortes. a 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Wenn ein Zweifel darin geſetzt wird, fo be⸗ 
greift ich das nicht; ich habe erklärt, daß dies geſchehen iſt, und ich muß er⸗ 
klären, daß nicht die Frage von Königlichen Kaſſen war, ſondern von Des 
poſttorien. Ich muß alſo bitten, dies wohl zu unterſcheiden. 

Abg. Sperling: Ich habe meinerſeits eine eben ſo beſtimmte Anſicht 
geäußert, jedoch nicht von dem Depofitorium, ſondern von den Königl. Kaſſen. 

Abg. Schauß: Ein ſchmerzliches Gefühl hat mich zwar nicht bewegt 
darüber, daß Aeußerungen von der Miniſterbank gefallen find und über die 
Art wie ſte ſielen, wohl aber ein großes Erſtaunen. Allerdings muß ich ſa⸗ 
gen, daß, wenn die Sicherheit der Bankſcheine in einer Weiſe gedeutet wer- 
den kann, wie es heute von der Miniſterbank geſchehen iſt, und wenn im 
Publikum die 1 Hu davon verbreitet wird, dieſelben in Mißkredit gera⸗ 
then werden, der ſehr bedeutend fein würde, daß das ganze Bank-Inſtitut 
mir überhaupt auf eine Art gefährdet zu ſein ſcheint, die einen großen nach⸗ 
theiligen Einfluß üben muß. Ich muß meinem Kollegen aus Berlin ganz 
beipflichten, daß, wenn einmal auf den Banknoten gedruckt ſteht, daß fie in 
allen Königlichen Kaſſen in Zahlung genommen werden, dann auch ihre An⸗ 
nahme zu allen Zeiten unabweislich fein muß, gleichviel, ob die Bank in 
Liquidation ſich befindet oder nicht. Warum iſt dieſe Erklärung darauf ge⸗ 
druckt? doch allein nur, um den Noten eine größere Sicherheit zu geben; 
denn ſonſt wüßte ich wahrlich nicht, welchen Zweck das Anerkenntniß der An⸗ 
nahme auf den Scheinen haben ſollte, wozu es überhaupt nöthig geweſen 
wärt. Wenn von Privatleuten aus eigenen Mitteln 10 Millionen Thaler 
hinterlegt worden ſind, um als eigentliches Fundations⸗Kapital zu dienen, fo 
würden die dagegen ausgegebenen Scheine ſo gut wie die Scheine des Kaſſen⸗ 
Ok oder anderer ähnlicher Inſtitute in der kaufmänniſchen Welt volle 
geltung haben. Aber weil die Bank auch Gelder für Minorenne und für 
Armenſtiftungen hat, und weil man fie als ein Königliches Inſtitut berück⸗ 
ſichtigen wollte, die Zeit der Noth und der Geld-Kalamität überhaupt es er⸗ 
forderte, daß man den gewerblichen Intereſſen vermehrte, ganz zum Ueber⸗ 
fluß geſicherte Circulationsmittel verſchaffte, deshalb wahrſcheinlich nur iſt die 
doppelte Garantie gegeben worden. Iſt dieſe Garantie nun aber einmal ge⸗ 
geben, fo glaube ich nicht, daß irgend welche Rechtswiſſenſchaft und irgend 
welche Miniſter der Jufliz fo viel Weisheit herausbringen werden, um ſagen 
und beweiſen zu können, daß, wenn immer ein ſolcher Vermerk auf dem 

Schein gedruckt iſt, derſelbe doch nicht Gültigkeit haben ſollte für alle Zeiten, 
beliebigenfalls vielmehr als nicht vorhanden und nicht rechtsverbindlich betrach⸗ 
tet werden könnte. Dem Amendement, welches das geehrte Mitglied von 
Fei. hat, muß ich mich übrigens anſchließen, was den erſten Theil 
trifft. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich glaube noch mit wenigen Worten auf 
die unangenehme Materie der Bankſcheine zurückkommen zu müſſen. Es iſt 
hier das Wort gefallen, daß die heutige Diskuffion dem Cours dieſer Pas 
piere einen Stoß verſetzen würde. Ich glaube dies zwar nicht; wäre es abrr 
richtig, ſo wäre dies als ein Unglück zu betrachten. Es fragt ſich alſo, was 
iſt zu thun? Zunächſt müſſen wir die Sache nochmals ins Auge faſſen. Im 
Geſetz iſt allerdings unterſchieden zwiſchen denjenigen Schulden der Bank, für 
welche der Staat Garantie leiſtet (es find dies die deponirten Kapitalien) 
und zwiſchen ſolchen, für welche der Staat keine förmliche Garantie übernom⸗ 
men hat (die Bankſcheine). Dagegen ſteht in dem Geſetz, daß die Bant- 
ſcheine von allen öffentlichen Kaſſen als baar angenommen werden ſollen, 
und damit dieſe Beſtimmung die größtmöglichſte Verbreitung erhalte, iſt ſol⸗ 
che auf den Scheinen ſelbſt abgedruckt. So lange dieſe Vorſchrift beſteht, ſo 
lange hat ſie unbedingte Geltung; das, glaube ich, wird auch der Finanz⸗ 
Seite anerkennen. Wenn alfo der ganz unerwartete Fall eintreten follte, 
daß die Bank liquidiren müßte, ſo würden dann allerdings anderweitige ge— 


ſetzliche Vorkehrungen getroffen werden müſſen, — denn ich glaube nicht, daß 


man wünſchen kann, der Staat müſſe auch dann noch und für immer die 
Scheine als baar in den Kaffen annehmen; ich glaube namentlich nicht, daß 
man dieſe Vorſchrift auf diejenigen Vorräthe ausdehnen könnte, die ſich bei 
der Bank ſelbſt befinden. Laſſen Sie uns aber dieſe unwahrſcheinlichen, faſt 
unmöglichen Eventualitäten nicht näher unterſuchen, laſſen Sie uns daran 
feſthalten, daß das Geſetz beſteht, wonach die Bankſcheine als baar in den 
Königlichen Kaſſen angenommen werden müſſen, daß dies Geſetz unzweifel⸗ 
haft volle Wirkung hat, und daß dadurch der Pari⸗Cours derſelben hinläng⸗ 
lich geſichert iſt. Hegen wir nun alle den Wunſch, daß durch dieſe Diskuſ⸗ 
ſton der Cours der Bank. Actien und überhaupt der Kredit der Bank nicht 
efährdet werde, jo knüpft ſich daran die Andeutung, daß dieſe ſpezielle Dig- 
galten über die Bankſcheine vielleicht aus dem Protokolle wegzulaſſen ſei. 

Abg. Milde: Ich wollte mir dagegen erlauben, zu bemerken, ein Ge⸗ 
heimniß von 500 Perſonen iſt, wie der Herr Landtags⸗Kommiſſar mir zuge⸗ 
ben wird, kein Geheimniß mehr. Nach den Erklärungen, welche hier gegeben 
worden ſind, glaube ich, wird es im Gegentheil, wenn auch nur theilweiſe, 
zur Beruhigung des Publikums dienen, wenn die ganze Debatte in extenso 
abgedruckt wird. (Mehrere Mitglieder ſchließen ſich dieſer Anſicht an.) 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe den Ausweg nur angedeutet. Iſt 
die Verſammlüng der Anſicht, daß die vollſtändige Veröffentlichung der Ver⸗ 
handlungen dem Kredite weniger ſchade, als die Nichtveröffentlichung, ſo will 
ich meine Andeutung in dieſer Beziehung nicht weiter verfolgen. 

Marſchall: Der Herr Landtags⸗Kommiſſar würde ohnehin das Recht 
gehabt haben, dieſe Diskuſſton nicht zu veröffentlichen; er hat aber darüber 
die Meinung der hohen Verſammlung vernehmen wollen; ich frage deshalb, 
ob die Verſammlung der Meinung iſt, daß die Debatte geheim gehalten wer⸗ 
den ſoll. Diejenigen, welche es wünſchen, bitte ich aufzuſtehen. (Es erhebt 
ſich nicht die erforderliche Zahl.) Die Frage iſt verneint. 


Abg. Camphauſen: Die Geſchichte der Banken lehrt uns, daß häu⸗ 
ſig Umſtände eintreten, wo die Noten zur Einlöſung ſich andrängen. In 
ſolchen Fällen kann es dahin kommen, daß man im Publikum eine Note von 
100 Thalern etwa für 99 verkaufen möchte. Dann iſt nichts natürlicher, als 
daß man ſie wo möglich an die Staatskaſſen bringt, und ob für einen ſol⸗ 
chen Fall die Noten Geltung haben ſollen oder nicht, muß klar ausgeſprochen 
ſein. Ich ſetze alſo voraus, daß die Verſammlung damit einverſtanden ſei, 
daß der Gegenſtand nicht heute, ſondern ſpäter gründlich erörtert werde. 

Marſchall: Ich finde den Antrag des geehrten Redners für ſehr an⸗ 

gemeſſen dem ſpeziellen Fall der Verhältniſſe der Bank für jetzt auf ſich be⸗ 
ruhen zu laſſen, da es ſpäter noch Gelegenheit giebt, ſich darüber ausſprechen 
zu können, und daß wir jetzt zum eigentlichen Gegenſtand der Debatte zu— 
rückkehren. 
Finanz- Miniſter: Ich kann dies nur wünſchen; ich habe vorhin 
ſchon bemerkt, daß der praktiſche Punkt der Frage ein ſolcher ſei, der nicht 
ſogleich und ſo leicht abgethan werden kann. Ich habe bemerkt, daß die 
Banknoten bei allen Königl. Kaſſen angenommen werden müſſen, und habe 
nur beigefügt, daß eine Spezial-Garantie dieſen Noten nicht beigelegt iſt, 
wie aus den von mir angeführten Beſtimmungen der Bank-Ordnung folgt. 
Die Annahme der Banknoten bei allen Königlichen Kaſſen ſteht jetzt auf keine 
Weiſe in Frage; und wenn je der Fall einer Einſtellung der Bankzahlungen 
eintreten ſollte, ſo iſt dies ein Gegenſtand, welcher alsdann einer ſpeziellen 
Behandlung vorbehalten bleibt. 

Marſchall: Es ſind noch mehrere Redner, die ſich gemeldet haben. 
Ich will übrigens die hohe Verſammlung dahin vernehmen, ob ſie, wie ſich 
vielfältig kundgiebt, den Schluß der Debatte wünſcht. (Die Majorität der 
Verſammlung ſpricht ſich für den Schluß aus.) Nun werde ich den erſten 
Theil des Antrags des Herrn Abgeordneten Hanſemann und, wenn dieſer die 
Majorität nicht erhalten ſollte, den Antrag der Abtheilung zur Abſtimmung 
bringen. Es wird nöthig ſein, dieſen erſten Theil des Antrages nochmals 
zu verleſen. (Hanſemann verlieſt ſofort denſelben.) 

Marſchall:. Diejenigen, welche für das Amendement ſtimmen, bitte 
ich, aufzuſtehen. Es iſt mit mehr als zwei Drittel der Stimmen angenommen. 
Wir fahren fort. 

Referent von der Schulenburg (lieſt) : H. Der $. 9 der Verord⸗ 
nung vom 3. Februar 1847 über die Bildung des Vereinigten Landiages 
gewährt den Petenten noch in anderer Beziehung ein Moment, in welchem 
fie die Geſetzgebung vom 3. Februar 1847 nicht in Einklang mit der frühe⸗ 


ren halten zu können glauben. Es wird behauptet, daß nach dem Geſetze vom 


22. Mai 1815 und 5. Juni 1823 der Beirath zu allen Geſetzen, die ſich auf 


"Steuern, ſei es Schaffung neuer oder Aenderung der alten, beziehen, ſeien 


es direkte oder indirekte, jedenfalls der reichsſtändiſchen Verſammlung, alſo 
jetzt dem Vereinigten Landtage gebühre, und daß von dieſen Steuern über⸗ 
haupt keine ausgenommen werden könnten, wenn man die frühere Geſetzge⸗ 
bung nicht alteriren wollte. Der §. 9 nimmt aber ausdrücklich die Eingangs⸗, 
Ausgangs- und Durchgangs⸗Zölle, fo wie diejenigen indirekten Steuern, aus 
deren Sätze auf Uebereinkunſt mit anderen Staaten beruhen, ſteht daher im 
Widerſpruch mit dem §. 4 des Geſetzes vom 22. Mai 1815, welches der künf⸗ 
tigen Verſammlung der Landes-Repräſentanten den Beirath oder die Bei⸗ 
ſtimmung ganz allgemein, ohne Ausnahme, als Gegenſtand ihrer Wirkſam⸗ 
keit zuweiſt. Es wurde auch bei dieſer Veranlaſſung darauf hingewieſen, daß 
die Krone befugt erachtet werden müſſe, die verheißenen Rechte nach und nad): 
zu ertheilen, und darin, daß ſolches nicht mit einemmale geſchehen, noch keine 
Rechtsverletzung zu finden ſei; daß vom Standpunkte der praktiſchen Nützlich⸗ 
keit ſich große Bedenken über die Einholung des Beiraths zu allen Aus⸗ und 
Ein⸗ und Durchgangs⸗Zöllen erheben ließen; indeſſen konnte die Frage: Iſt 
die Abtheilung der Anſicht, daß den Ständen auf Grund der Verordnung 
vom 22. Mai 1815 und Artikel III. Nr. 2 des Geſetzes vom 5. Juni 1823 
das Recht zum Beirath hinſichtlich aller Steuer-Geſetze ohne Ausnahme zus 
ſtehe? nur bejaht werden, und an dieſe Frage reihete fi die zweite: Iſt die 


Abtheilung der Anſicht, daß eine Deklaration reſp. Abänderung des §. 9 des 


Geſetzes vom 3. Februar c. über Bildung des Vereinigten Landtages zu er⸗ 
bitten ſei, welche außer Zweifel ſetze, daß das Recht des ſtändiſchen Beiraths 
über alle Steuer-Geſetze dem Vereinigten Landtage zuſtehe? welche ebenfalls 
bezahlt wurde. Dies Konkluſum der Abtheilung erlaubt ſich dieſelbe der ho⸗ 
hen Verſammlung zur Anerkennung zu empfehlen. 

Marſchall: Da Niemand mehr das Wort verlangt, ſo ſtelle ich zur 
Frage, ob der Vorſchlag der Abth. angenommen werden ſoll. Er lautet alfo: 
(Der Sccretair verlieſt den Vorſchlag.) Diejenigen, welche dem Antrage bei⸗ 
treten wollen, bitte ich aufzuſtehen. Wird mit mehr als zwei Drittel der 
Stimmen angenommen. Der Herr Referent wird fortfahren. 

Referent v. d. Schulenburg (lieſt vor): Es find aber noch weiter ge⸗ 
hende Anträge der Petenten, welche auch von einem großen Theile der Abth. 
unterſtützt wurden, in Erwägung gezogen, nämlich dahin gehend: „daß den 
Ständen auch ein Recht der Steuer-Bewilligung für alle Steuern unzweifel⸗ 
haft zuſtehe.“ Die Anſicht wurde dadurch unterſtützt, daß in fafl allen Lan⸗ 
destheilen der Monarchie früher den Ständen das Steuer- Bewilligungsrecht 
zugeſtanden habe, daß ſolches überhaupt niemals aufgehoben ſei. Es wäre 
dieſes Recht in mehreren Landestheilen, namentlich in den Landen Jülich, 
Berg und Chur-Mainz bis zur franzöſiſchen Invaſton, und in der Ober⸗ 
Lauſitz faktiſch bis zum Jahre 1815 ausgeübt, von dieſem letztgenannten Lan⸗ 
destheil auch eine beſondere Proteſtation gegen die Aufhebung eingereicht, den 
integrirenden Theilen der Rheinprovinz aber durch das Beſitergreifungs⸗Pa⸗ 
tent vom 5. April 1815, worin es wörtlich heißt: „Die Steuern ſollen mit 
Eurer Zuziehung regulirt und feſtgeſtellt werden nach dem allgemeinen, auch 
für meine übrigen Staaten zu entwerfenden Plan“, ausdrücklich zugeſichert. 
Man müſſe hiernach das den Ständen durch das vom 3. Febr. 1847 verlie⸗ 
hene Steuer-Bewilligungsrecht als zu beſchränkt gegeben anſehen, indem von 
den Steuern die indirekten Steuern ausgeſchloſſen fein, den Ständen ſtehe 
aber nach dem oben allegirten Gelege unzweifelhaft das Steuerbewilligungs⸗ 
Recht für alle Steuern zu, und zwar nicht blos für neue, ſondern auch für 
die beſtehenden. Dagegen wurde von der anderen Seite und ſelbſt von einem 
Mitgliede, welches ſich auf provinzielles Steuer-Vewilligungsrecht bezogen 
halte, geltend gemacht, daß das Steuer⸗Bewilligungsrecht überall nirgends den 
Reichsſtänden verheißen oder zuerkannt ſei, daß ſämmtliche frühere Gefege 
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immer nur von Zuziehung oder Beirath der Stände ſprächen. Die Anſichten 
blieben unvereinbar und wurde daher die geſtellte Frage: „Iſt die Abth. der 
Anſicht, daß aus der älteren Geſetzgebung und Verfaſſung, ſo wie aus den 
Beſttzergreifungs⸗Patenten für die neu- und wiedererworbenen Provinzen, ein 
Recht zur Steuerbewilligung als Rechtsanſpruch hergeleitet werden kann?“ 
von acht Stimmen bejaht und von acht Stimmen verneint. Es war alſo die 
Abth. außer Stande, ein beſtimmtes Petitum vorzulegen. 

Abg. Flemming: Meine Herren! Der Gegenſtand der gegenwärtigen 
Berathung betrifft einen Antrag von mir. Unzweifelhaft iſt es, daß die mei⸗ 
ſten deutſchen Staaten das Steuerbewilligungsrecht im ausgedehnteſten Sinne 
gehabt haben. Ich will nicht zurückführen auf die Verträge, die zwiſchen Fürſt 
und Volk beſtanden. Da war es Gebrauch, daß ehe der Fürſt geduldigt wurde, 
mußte er die Rechte des Volkes beſchwören, erſt dann wurde er gehuldigt. — 
Hierauf geſtützt, erlaube ich mir der Abtheilung gegenüber folgendes Amende⸗ 
ment vorzuſchlagen: Sr. Maj. ehrfurchtsvoll die Bitte vorzutragen, daß Als 
lexhöchſtdieſelben geruhen mögen, dem Vereinigten Landtage das Steuerbewil⸗ 
ligungsrecht für alle ſowohl direkte als indirekte Steuern Allergnädigſt zu be⸗ 
willigen, ſo wie demſelben zugleich das Recht einzuräumen, eine Steuerver⸗ 
minderung zu beſchließen, im Falle die Finanzlage des Staates ſolche geſtat⸗ 
tet und die Staats-Einnahme die Bedürfniſſe deſſelben weit überſteigen. 

Marſchall: Ich frage die hohe Verſammlung: Findet das Amende- 
ment Unterſtützung? (Geſchieht hinreichend.) a 

Graf v. Schwerin: Ich habe mich meinerſeits entſchieden gegen das 
Amendement, was wir ſo eben gehört haben, erklären wollen, und zwar aus 
dem Grunde, weil ich glaube, daß wir keinesweges das Steuer-Bewilligungs⸗ 
recht herzuleiten haben aus den früheren Geſetzen, und daß daher jedenfalls 
der Gegenſtand nicht hier zu erörtern iſt, wo es ſich darum handelt, die 
Punkte näher ins Auge zu faſſen, welche eine Abweichung der früheren Ge— 
ſetze von denen des 3. Februars zu beweiſen ſcheinen. 

Abg. v. Flemming: Aus Rückſichten für den Ausſpruch der Abth. finde 
ich mich veranlaßt, auf mein Amendement zu verzichten, eine direkte Bitte an 
Se. Maß. zu richten, und der Anſicht der Abth. beizutreten, daß die Ver⸗ 
ſammlung ſich blos darüber erklären möge, ob das Steuer-Bewilligungsrecht 
uns zuſtehe. 

Referent: Im Namen der Abth. muß ich ſagen, daß ein ſolches Peti— 
tum, wie der Redner auseinandergeſetzt hat, gar nicht vorliegt, ſondern es iſt 
der Antrag geſtellt, daß Se. Maj. der König gebeten werde, das Steuer-Be⸗ 
willigungsrecht anzuerkennen. Der eine Theil der Abth. hat ſich dafür, der 
andere dagegen erklärt, und es hat alſo die Abth kein beſtimmtes Petitum 
abgeben können. Ich glaube, daß es doch einiger Anfechtung unterliegen wer⸗ 
de, daß die Verſammlung eine ſolche Anſicht dagegen oder dafür ausſpreche, 
der Zweck kann gegenwärtig nur der ſein, eine Petition einzureichen oder 
keine einzureichen; aber ein Ausſpruch allgemeiner Grundſätze iſt nicht Sache 
des hohen Landtags. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich bitte, eine Frage ſtellen zu dürfen. Der 
geehrte Abg. hat fein Amendement für den Augenblick zurückgezogen; ich weiß 
nicht was darunter zu verſtehen iſt: ob es morgen oder übermorgen wieder⸗ 
gebracht werden ſoll. (Zeichen der Verneinung von Seiten des früheren Red⸗ 
uers.) Der Ausdruck lautete: Ich will mein Amendement für den Augenblick 
zurückziehen; ich bitte mir über den Sinn dieſer Worte eine Belehrung aus. 

Abg. v. Flemming: Meine Meinung geht dahin, mein Amendement 
jetzt zurückzunehmen, um es beim nächſten Landtage wieder geltend zu machen. 
Ich bitte, meine Worte nicht falſch zu deuten. 

Landtags⸗Kommiſſar: Hiermit bin ich völlig befriedigt, übrigens 
habe ich den Sinn nicht gedeutet, ſondern ich habe blos nach demſelben gefragt. 

Marſchall: Der Herr Antragſteller hat fein Amendement zyrüdgenoms 
men, und ich habe zu fragen, ob es von der anderen Seite wieder aufgenom— 
men wird? Da dies nicht geſchieht, ſo gehen wir weiter. 

Referent (lieſt vor): J. Endlich mußte noch der Theil des §. 9 in 
der Verordn. vom 3. Febr. 1847, welche der Domainen und Regalien gedenkt, 
in Erwägung gezogen werden. Derſelbe iſt beſonders in der Petition des Abg. 
Grafen v. Schwerin als ein Gegenſtand des Bedenkens und Zweifels hinge— 
ſtellt. Petent führt an, daß die Garantie von Staatsſchulden auch weſentlich 
durch den Beſtand des Staatsvermögens bedingt ſei, und aus dieſem Grunde 
könnten auch die Verfügungen über die Einkünfte und die Subſtanz der Do⸗ 
mainen nicht gänzlich der Cognition und Mitwirkung der Stände entzogen 
werden, wie dies im Sinne des F. 9 der Verordnung über die Bildung des 
Vereinigten Landtags zu ſein ſcheine, weshalb er die Erbittung einer authen⸗ 
tiſchen Deklaration dahin dem Vereinigten Landtage anheimgebe, daß jeder 
Zweifel über das Verhältniß der Domainen unmöglich dleibe. Die Abth. konnte 
nicht verkennen, daß dieſer Theil des §. 9 allerdings nicht deutlich gefaßt ſei 
und man nicht entnehmen könne, in welcher Abſicht in dieſem Paragraphen, 
der nur von der Beſteuerung rede, der Domainen und Regalien gedacht fei. 
Sie war indeſſen der Anſicht, daß mit Rückſicht auf das Hausgeſetz vom 13. 
Auguſt 1713, das Geſetz vom 6. Nov. 1809 und das Geſetz vom 17. Jan. 
1820 über die Subſtanz und die Revenüen der Domainen nicht ohne Zuſtim— 
mung der Stände disponirt werden könne. — Wenn nun der Königl. Herr 
Landtags-Kommiſſarius ausdrücklich erklärt habe, daß die Krone in keiner 
Weiſe die Abſicht gehabt habe, durch das Geſetz vom 3. Februar 1817 irgend 
etwas zu verändern, fo ſchien es der Abth., da fie die Faſſung des §. 9 der 
Verordn. vom 3. Febr. 1847 nicht für zweifelsfrei hielt, gerathen, darüber 
eine Deklaration zu erbitten, und bejahte die demnächſt geſtellte Frage: Iſt 
die Abth. der Anſicht, Se. Majeſtät um eine Deklaration des §. 9 zu bitten, 
durch welche außer Zweifel geſteut werde, daß mit Rückſicht auf die frühere 
Geſetzgebung in den ke tlichen Verhältniſſen der Domainen und Regalien 
nichts geändert, ſo daß dit Mitwirkung der Stände, welche aus der die Do— 
mainen betreffenden früheren Geſetzgebung zu begründen, ungeſchmälert ſei? 
einſtimmig. Danach ſtellt die Abth. dem hohen Landtage die weitere Beſchluß⸗ 


nahme anheim. 
0 Jemand das Wort darüber? 


Marſchall: Verlangt l t dari 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich kann nut die frühere Erklärung wieder⸗ 
at, in Beziehung auf 


holen, daß der §. 9 durchaus nicht die Abſicht gehabt 9 
die rechtlichen Verhältniſſe der Domainen irgend eine Art von Veränderung 
herbeizuführen. (Ruf zur Abſtimmung.) x 


Marſchall: Ich werde den Antrag der Abth. zur Abſtimmung bringen; 
es iſt folgender: 

Referent (verlieſt die Frage): „Iſt die Abth. der Anſicht, Se. Mai. 
um eine Declaration des §. 9 zu bitten, durch welche außer Zweifel geſtellt 
werde, daß mit Rückſicht auf die frühere Geſetzgebung in den rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſen der Domainen und Regalien nichts geändert, ſo daß die Mitwir⸗ 
kung der Stände, welche aus der die Domainen betreffenden früheren Geſetz⸗ 
gebung zu begründen, ungeſchmälert ſei? 

Marſchall: Diejenigen, welche dem Antrage beitreten wollen, bitte ich, 
aufzuſtehen. (Der Antrag wird faſt einſtimmig angenommen.) 

Referent (verlieſt): K. Der Abg. Graf v. Schwerin hat ferner den 
Antrag geſtellt, daß Se. Majeſtät gebeten werden möge, daß, da die Wahlen 
zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen und den ſtändiſchen Deputationen für das 
Staatsſchuldenweſen nur deshalb nicht dringend geboten ſei, weil Se. Maj. 
den Landtag durch die Botſchaft vom 22. April d. J dahin beſchieden hätten, 
daß Allerhöchſtdieſelben den Vereinigten Landtag binnen vier Jahren wieder 
verſammeln wollen, von dieſen Wahlen für dieſen Landtag Allergnädigſt ab⸗ 
zuſehen. Der Antrag fand, mit Rückſicht auf die oben vorgeſchlagenen Bitten 
und in Erwägung der obwaltenden Verhältniſſe, in der Abth. vielſeitigen Ans 
klang und ergab ſich bei der Abſtimmung über die Frage: Will die Abtheil. 
vorſchlagen, Se. Majeſtät zu bitten, mit Rückſicht auf die bereits formirten 
Anträge und namentlich auf die zugeſicherte Wiederberufung des Vereinigten 
Landtages binnen vier Jahren die Wahlen zu den Vereinigten Ausſchüſſen 
und den ſtändiſchen Deputationen für das Staatsſchuldenweſen für jetzt aus⸗ 
ſetzen zu laſſen? daß ſie von 15 Stimmen bejaht und von 2 Stimmen ver⸗ 
neint wurde. N 

Marſchall: Verlangt Jemand das Wort darüber? (Es meldet ſich 
Niemand.) Da Niemand das Wort verlangt, ſo werde ich den Antrag der 
Abth., wie er verleſen iſt, zur Br 0 bringen, und ich bitte diejenigen, 
welche ihn annehmen wollen, aufzuſtehen. (Wird mit überwiegender Stim⸗ 
menmehrheit angenommen.) 

Referent: I. Endlich findet ſich in einer Petition der Antrag, den 
Ständen das Recht zur Kontrolle des Staatshaushalts zu gewähren. Dieſer 
Antrag wird in einem beſonderen Gutachten bei Gelegenheit einer anderen 
Petition feine Erledigung finden. M. Der Abg. Hirſch hat in feiner Petition 
den Antrag geſtellt, daß Se. Majeſtät gebeten werden möge, die Verfaſſungs⸗ 
geſetze ohne Zuſtimmung der Stände nicht zu ändern. Da der Antragſteller 
bei der Berathung dieſer Petition ſelbſt gegenwärtig war und ſich überezeugte, 
daß den Ständen das Recht des Beirathes in dem Gefege ausdrücklich ver⸗ 
willigt ſei und dadurch der Zweck ſeines Antrages faktiſch ſeine Erledigung 
finden werde: ſo war die Abtheilung der Anſicht, daß ein Grund auf dieſen 
Antrag näher einzugehen, nicht weiter vorliege. 

Abg. von Brünneck: Meine Herren! Im vorliegenden Falle ſcheint 
mir ein Irrthum zu Grunde zu liegen von Seiten der Abtheilung, und ich 
glaube daß der Antragſteller vollkommen Grund gehabt hat, dieſen Gegen- 
ſtand zur Sprache zu bringen. Die Abtheilung hat ſich dahin geäußert, daß 
die Zuſicherung, auf welche der Petent feinen Antrag gerichtet hat, bereits 
in dem Geſetz enthalten ſei; das iſt aber nicht der el Ich muß darauf 
aufmerkſam machen, daß in der Verordnung vom 3. Februar §. 12. aus⸗ 
drücklich geſagt iſt: „Sollten Wir Uns bewogen finden, den ſtändiſchen Bei⸗ 
rath bei ſolchen Aenderungen der ſtändiſchen Verfaſſung zu erfordern, welche 
nicht, als die Verfaſſung einer einzelnen Provinz betreffend, von dem Land⸗ 
tage dieſer Provinz zu berathen ſind, ſo werden Wir ein ſolches Gutachten 
nur von dem Vereinigten Landtage einfordern u. ſ. w“ Daraus ſcheint mir 
doch unzweifelhaft hervorzugehen, daß die gewünſchte Zuſicherung nicht be⸗ 
ſteht; in unſeren provinzialſtändiſchen Geſetzen iſt ſie enthalten in Betreff al⸗ 
ler Abänderungen, die mit der provinzialſtändiſchen Verfaſſung vorgenom⸗ 
men werden dürften, und ich glaube, daß dieſem ganz analog eine gleiche 
Abſicht auch in Vetreff unſerer gegenwärtigen allgemeinſtändiſchen Verfaſſung 
vorgewaltet hat, daher hier nur ein Redactions-Fehler vorwaltet. Ich hoffe, 
daß der Herr Königliche Kommiſſarius uns in dieſer Beziehung eine genü⸗ 
gende Erklärung geben wird. 5 

Landtags-Kommiſſar: Ich bin nicht im Stande, die Intrepre⸗ 
tation einer ſo wichtigen Frage des Geſetzes zu geben. Glaubt die hohe Ver⸗ 
ſammlung, daß darin Zweifel beſtehen, fo möge fie den Weg wählen, wel⸗ 
cher geeignet ſein könnte, dieſe Zweifel in authentiſcher Weiſe zu beſeitigen. 

Abg. Sperling: Ich will der Abtheilung durchaus keinen Vorwurf 
machen. Wenn aber das Volt der Krone gegenüber irgend als Rechts⸗ 
Subjekt gelten, wenn von einer Verfaſſung überhaupt die Rede ſein ſoll, ſo 
dürfen ſtändiſche Geſetze nicht einſeitig geändert werden; dieſer Grundſatz iſt 
in dem Geſetze vom 5. Juni 1823. ausgeſprochen. 

Marſchall: Der Antrag war von den Petenten zurückgenommen wor⸗ 
den und iſt daher von der Abtheilung nicht befürwortet. Ehe ich denſelben 
zur Verathung ſtellen kann, muß ich nach dem Reglement fragen, ob er die 
nöthige Unterſtützung in der Verſammlung findet. (Geſchieht hinreichend.) 

Abgd. Naumann: Dem Antrage, wie er in der Petition des Abge⸗ 
ordneten Hirſch entwickelt worden iſt, und wie er aus dem Abtheilungs⸗Gut⸗ 
achten hervorgeht, muß ich mich anſchließen. Allerdings beſtimmt der 2 
des Geſetzes vom 3. Februar d. J., daß der Vereinigte Landtag mit ſeinem 
Beirath gehört werden ſoll; aber die Faſſung dieſer Beſtimmung läßt offen⸗ 
bar zu, daß auch eine Veränderung in den ſtändiſchen Geſetzen eintreten könne, 
ohne Beirath der Stände. Ich bitte die Worte genau zu erwägen. Es heißt 
im Geſetz: „Sollten Wir Uns bewogen finden, ſtändiſchen Beirath über 
ſolche Aenderungen der ſtändiſchen Verfaſſung zu erfordern u. ſ. w.“ Der 
Gegenfag würde fein: Sollten wir uns nicht bewogen finden, den ſtändi⸗ 
ſchen Beirath zu fordern, fo wird fie auch nicht vom allgemeinen Landtage 
eingeholt Ob dieſer Sinn hat hineingelegt werden ſollen und hineingelegt 
werden wird, laſſe ich ganz dahingeſtellt fein ; aber wenn es ſich um Inter⸗ 
pretationen von Geſetzen handelt, dann kann die bloße Frage des Vertrauens 
nicht die entſcheidende ſein. Die Aufgabe der Geſetzgebung ſehe ich nicht als 
eine Vertrauens⸗Aufgabe an, ſondern — ich bitte, in dieſe Aeußerung nicht 
etwa einen Sinn hinein zu bringen, der mir in der That fremd iſt — die 
Aufgabe der Geſetzgebung iſt, das Mißtrauen zu befeitigen, Verlegungen 
vorzubeugen. Iſt dies aber die Aufgabe, dann müſſen auch die Geſetze ſo 
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f (JFortſetzung aus der zweiten Beilage.) 

gefaßt ſein, daß ſie einer doppelten Deutung nicht fähig ſind. Das iſt der 
eine Grund, weshalb ich mich der Petition anſchließe. Aber die Petition geht 
noch in einer anderen Beziehung weiter, ſie verlangt nicht blos ſtändiſchen 
Beirath, ſondern ſtäudiſche „Zuſtimmung.“ Inſofern ſich die Zuſtimmung 
bezieht auf die Geſetzgebung ‚vor dem 3. Februar d. J., muß ich der Peti⸗ 
tion aus den ſchon in den Geſetzen ſelbſt liegenden Gründen beiſtimmen, denn 
ich habe vorhin zu entwickeln geſucht, daß dieſe Geſetze, meiner Anſicht nach, 
nicht anders geändert werden können, als unter „Zuſtimmung“ der Stände. 
Was aber die Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. betrifft, auf welche in 
dieſer Beziehung die früheren Geſetze nicht anwendbar ſiud, ſo muß ich die 
Geſetzgebung für kompetent erachten, auch über die Bedingungen, unter wel⸗ 
chen dieſe neue Verordnungen geändert werden können, neue und andere 
Beſtimmungen zu geben, wie fie $. 12. enthält. Dagegen halte ich aus den 
vielfach entwickelten Gründen, nämlich aus Gründen der Nützlichkeit und 
Nothwendigkeit, die beantragte Petition für erforderlich. Eine ſtändiſche Ver⸗ 
ſammlung ohne das Recht, bei Abänderung oder Aufhebung der ſtändiſchen 
Geſetzgebung mit ihrem Rathe nicht blos, ſondern mit ihrer Zuſtimmung ge⸗ 
hört zu werden, kann nicht rechtlich beſtehen, nicht geſichert ſein. Denn, 
wir wollen den äußerſten Fall ſetzen, die Krone beabſichtige, die ſtändiſchen 
Körperſchaften aufzuheben; Te fragt die Stände um ihren Rath; fie erthei⸗ 
len den Beirath, und ich will den Fall ſetzen, fie ſagen nein. Der bloße 
Beirat) bindet die Krone nicht, und es wird alſo, trotz des Beiraths der 
Stände, die Krone in der Lage ſein, ſie aufzulöſen. Darum ſtimme ich auch 
6. ichung auf die Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. dem Antragſteller 
ei. N N 


Abg. von Manteuffel: Es iſt allgemeine Regel, daß ohne Beirath 
überhaupt kein Geſetz geändert wird, welches die Perſon und das Eigenthum 
betrifft. Darum ſtimme ich der Abtheilung bei. Er 

Abg. v. Maſſow: Ich habe die fefte Ueberzeugung, daß Se. Majeſtät 
nicht die Abſicht gehabt habe, ſtändiſche Geſetze ohne Beirath der Stände zu 
ändern. Ich gebe zu, daß in dem §. 12 eine Undeutlichkeit enthalten ſei, 
und ſchließe mich dem Antrage an, um Aufklärung derſelben zu bitten Der 
vorliegende Antrag enthält aber am Schluſſe den viel wichtigeren Theil, 
nämlich die Bitte, daß der Veirath der Stände verwandelt werden ſolle in 
Zustimmung, und ich trete der von dem Herrn Referenten entwickelten Mei⸗ 
nung bei. In der Geſetzgebung von 1815 bis 1847 iſt nirgend mit einem 
Wort die Rede davon, daß den Ständen eine ſolche Zuſtimmung zuſtehe, ich 
mache auf die hohe Wichtigkeit des Antrages aufmerkſam und kann nur 
dringend wünſchen, daß wir eine ſolche Aenderung nicht beantragen mögen. 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich würde dem, was die Abgeordneten aus 
Preußen und Weſtphalen geſagt, nichts hinzugefügt haben, wenn ich nicht 
durch die Acußerung des letzten Redners aus der Mark darauf gewieſen 
wäre, noch einmal darauf aufmerkſam zu machen, daß ein weſentlicher Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Verfaſſungsgeſetz und anderen Geſetzen vorhanden iſt; darin 
liegt das Weſen eines Verfaſſungsgeſetzes, daß ein gewiſſer Theil der Sou⸗ 
veränität oder ein gewiſſer Antheil an der Regierung den Ständen einge⸗ 
räumt wird. Wie würden wir unſere Bitten und Anerkennung der früheren 
uns zuſtehenden Rechte rechtfertigen können, wenn wir nicht an dem Grund⸗ 

feſthalten wollten, daß das Verfaſſungsgeſetz nur mit Zuſtimmung der 

Nde geändert werden kann, und ich ſtimme daher den Bemerkungen mei⸗ 
nes Freundes aus Preußen bei. Nur unter Feſthaltung dieſes Grundſatzes 
läßt das Patent vom 3. Februar d. J. als einen wahrhaft Königl. großen 
Akt der Geſetzgebung ſich erkennen, in dem die Königl. Machtvollkommenheit 
im Intereſſe des Thrones und des Staats ſich ſelbſt eine Schranke geſetzt hat. 

Marſchall: Da Niemand mehr das Wort verlangt, ſo ſchließe ich die 
Debatte über dieſen Gegenſtand, und frage die Verſammlung, ob der Antrag 
des Herrn Abg. Hirſch angenommen werden ſoll? 

Secrvetair: Vetlieſt die Frage: Soll Se. Maj. der König gebeten 
werden, ob an der Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. ohne Zuſtimmung der 

Stände⸗Verſammlung nichts geändert werden darf? 

Marſchall: Die dem Antrage beiſtimmen, bitte ich auſzuſtehen. (Dies 
geſchieht.) Es ſind mehr als zwei Drittel der Stimmen vorhanden, und der 
Antrag if angenommen. Hiermit würde die Berathung über den gegenwärti⸗ 
gen Gegenſtand geſchloſſen ſein, und ich bitte den Herrn Referenten, die al⸗ 
kerunterthänigfie Bitte, die wir zu ſtellen haben, baldmöglichſt abzufaſſen, da⸗ 
mit dieſelbe weiter gehen kann. Der Tagesordnung nach, folgt nunmehr das 
Gutachten über die Petition des Herrn Abg. v. Brodowski wegen Nichteinbe⸗ 
rufung des ritterſchaftlichen Abg. v. Koczorowski zum Vereinigten Landtage. 
Der Referent iſt Herr v. Münchhauſen⸗Strausfurth. Der Herr Antragſteller 
hat aber vorher noch eine Bemerkung zu machen. 

Abg v. Brodowski: Der Antrag betrifft die Verletzung des Wahl⸗ 
rechts des Koczorowski, wobei nicht ſeine Perſönlichkeit betheiligt iſt, denn er 
iſt ein perſönlich unbeſcholtener Mann, und man hat ihn zu dem Vereinigten 

Mdtage nicht einberufen deshalb, weil fein Recht als 10jähriger Grundbe⸗ 
ſitzer nicht vorhanden war, zur Aufrechterhaltung der geſetzlichen Vorſchriften 
des Prinzipes. Da nun aber der ꝛc. Koczorowski unverhofft verſtorben iſt, fo 
habe ich gegen die Majorität der Abth, daß er im feinem Rechte war, doch 

ebeten, den Antrag auf ſich beruhen zu laſſen, damit wir, die wir ihn 
den mit baben, nicht ſchmerzlich berührt werden, über einen Verſtorbenen, 
Himmel nicht mehr in unfere Mitte zurückführen können; er iſt jetzt in den 
Ta geführt worden, wo nicht, wie in dieſer hohen Verſammlung, der 
10 jährige Crundbeſiz als Hauptbedingung gelten wird. (Allgemeines Gelächter.) 

Marſchall? Wenn die Verſammlung damit einverſtanden iſt, fo kön⸗ 
nen wir weiter gehen und kommen nun zu dem Gutachten über die Petitio⸗ 
nen wegen der Nicht⸗Einberufung des Abgeordneten v. Niemojewski. Der Herr 
Referent wird das Gutachten verleien. 

Referent von Münchhaufen⸗Strausfurth verlieſt 

f Gutachten 


der 
dritten Abtheilung der Kurie der drei Stände des erſten Vereinigten Landta⸗ 
ges über die Beſchwerde des Abgeordneten v. Wegierski wegen der Nichte 
einberufung des ritterſchaftlichen Abgeordneten v. Niemojewski zum 
Vereinigten Landtage. 


das Gutachten. 


Von dem Ober⸗Präſidenten der Provinz Poſen wurde am 19. Oktober 
v. J. unter Vorlegung der Verzeichniſſe über die in dieſer Provinz ſtattge⸗ 
habten Erſatz-Wahlen für den Provinzial⸗Landtag angezeigt, daß im Adel⸗ 
nauer Kreiſe der Rittergutsbeſitzer v. Lipski zum ritterſchaftlichen Abgeordne⸗ 
ten gewählt worden ſei, daß dieſer aber wegen ſeiner Betheiligung bei dem 
beabſichtigten Aufſtande in der Provinz in Unterſuchung und Haft ſich befinde, 
und daß deshalb die Stände zugleich für den Fall, daß jene Wahl nicht beſtätigt 
werden möchte, eventuell den Rittergutsbeſitzer v. Niemojewski zum Lapdtags⸗ 
Abgeordneten gewählt hätten. Dabei wurden von dem Ober-Präſidenten auch 
in Betreff des ꝛc. v. Niemojewski mehrere Thatſachen angeführt, welche einen 
Verdacht auf denſelben warfen, daß er von dem revolutionairen Vorhaben 
Kenntniß gehabt haben müſſe. Die Wahl des in Unterſuchung und Haft 
ſich befindenden v. Lipski wurde nicht beſtätigt, dagegen aber der eventuell 
gewählte v. Niemojewski, in Betracht, daß die Immediat⸗Unterſuchungs⸗Kom⸗ 
miſſion noch keinen hinlänglichen Grund gefunden hatte, gegen ihn einzu⸗ 
ſchreiten, als Abgeordneter beſtätigt und der Ober⸗Präſtdent hiervon mittelſt 
Verfügung vom 19. December v. J. in Kenntniß geſetzt. Unter dem 15. 
Januar d. J. ging ein weiterer Bericht des Ober-Präſidenten ein, mit wel⸗ 
chem derſelbe ein Schreiben der Königl. Immediat⸗Unterſuchungs⸗Kommiſſton 
vom 11. Januar d. J. einreichte, Inhalts deſſen dieſe ihm die Mittheilung 
gemacht hatte, daß fie gegen den ꝛc. v. Niemojewski wegen Verdachts der 
Theilnahme an den hoch-, reſp. landesverrätheriſchen Umtrieben mit der ge⸗ 
richtlichen Vorunterſuchung verfahren werde. Hierauf wurde der Ober⸗Prä⸗ 
ſident mittelſt Verfügung vom Aten Februar cur. dahin beſchieden, daß 
nunmehr der Stellvertreter zum Landtage einzuberufen ſein werde, falls nicht 
bis zur Eröffnung des Landtages der ꝛc. v. Niemojewski von der Anklage 
entbunden ſei. In einem ferneren Berichte vom 10. März d. J. zeigte der 
Ober⸗Präſident an, daß er ſich wegen des ꝛc. v. Niemojewski noch weiter mit der 
Königl. Immediat-Unterſuchungs-Kommiſſion und dem Staats-Anwalte in 
Communication geſetzt und der Letztere ihm am 6. März d. J. geantwortet 
habe, daß er wegen der gegen den ꝛc. v. Niemojewski erhobenen Verdachtsgründe 
bei der Königl. Immediat⸗Unterſuchungs⸗Kommiſſion eine Vernehmung extra⸗ 
hirt und, nachdem ihm die Verhandlung vorgelegt worden, bei dem Königl. 
Kammergerichte am 4. März d. J. eine gerichtliche Vorunterſuchung gegen 
den ꝛc. v. Niemojewski beantragt habe. Auf dieſe Anzeige wurde dem Ober⸗ 
Präſidenten mittelſt Verfügung vom 18. März d. J. eröffnet, daß der ꝛc. 
v. Niemojewski, da gegen denſelben eine gerichtliche Vorunterſuchung bean⸗ 
tragt ſet, als Landtags⸗Abgeordneter nicht einberufen werden könne, deſſen 
Einberufung zum Vereinigten Landtage vielmehr ſuspendirt bleiben müſſe 
und ſtatt feiner der erſte Stellvertreter, Rittergutsbeſitzer v. Wegierski ein⸗ 
zuberufen ſei. In Folge deſſen hat der Ober- Präſident von Poſen den ꝛc. 
v. Wegierski mittelſt Schreibens vom 22. März c. zum Vereinigten Land⸗ 
tage einberufen. Der ꝛc. v. Wegierski iſt zwar dieſer Aufforderung nachge⸗ 
kommen und hat ſeither als einberufener Stellvertreter dem Vereinigten Land⸗ 
tage beigewohnt; derſelbe hält aber die Nicht⸗Einberufung des ꝛc. v. Niemo⸗ 
jewski und ſeine eigene Einberufung an deſſen Stelle aus dem Grunde für nicht 
gerechtfertigt, weil weder das Geſetz wegen Anordnung der Provinzialſtände 
für das Großherzogthum Poſen voch 27. März 1824, noch irgend ein ande⸗ 
res ſtändiſches Geſetz beſtimme, daß mit der bloßen Einleitung einer gerichtli⸗ 
chen Unterſuchung die als Bedingung der Wählbarkeit zum Abgeordneten 
vorgeſchriebene Unbeſcholtenheit aufhöre, und hat deshalb in einer Eingabe 
vom 29ſten. v. M. über dieſes Verfahren mit dem Antrage Beſchwerde ge⸗ 
führt, die Aufrechthaltung der Wahl des ꝛc. Niemojewski und deſſen nach⸗ 
trägliche Einberufung zum Vereinigten Landtage auf dem geeigneten Wege 
herbeizuführen. Die Abtheilung glaubt, dieſen Antrag nicht befürworten zu 
können. Wenn es uämlich gleich richtig iſt, daß in dem Geſetze wegen An⸗ 
ordnung der ProvinzialsStände für das Großherzogthum Poſen eben fo we⸗ 
nig, als in den übrigen ſtändiſchen Geſetzen, ſpezielle Kriterien über die Ve⸗ 
ſcholtenheit der Abgeordneten aufgeſtellt find und überhaupt in Betreff der 
gänzlichen oder zeitweiſen Ausſchließung beſcholtener Perſonen aus den Pro⸗ 
vinzial⸗Ständen ein beſtimmtes Verfahren zur Zeit nirgends vorgeſchrieben 
iſt, und wenn ſich auch auf der anderen Seite nicht verkennen läßt, daß die 
Einleitung einer Kriminal-Unterſuchung nach den Vorſchriften der Kriminal⸗ 
Ordnung vom 11. December 1805 an ſich eine andere Bedeutung und ans 
dere Folgen hat, als die durch das Geſetz vom 17. Juli 1846 eingeführte 
Vorunterſuchung, indem jene die bereits erfolgte Fefiftellung des Thatbeſtan⸗ 
des oder doch wenigſtens die Wahrſcheinlichkeit der Exiſtens eines Verbrechens 
und die richterliche Prüfung der wider eine beſtimmte Perſon obwaltenden 
Verdachtsgründe vorausſetzt, dieſe dagegen auf den Antrag des Staats-An⸗ 
waltes, welcher durch fie zunächſt nur das Material zu feiner förmlichen Ans. 
klage gewinnen will, erfolgt, nach jener auch der Angeſchuldigte von dem 
wider ihn erhobenen Verdachte nur durch ein Erkenntniß gereinigt werden 
kann, nach dieſer es aber noch von dem Staats-Anwalte abhängt, entweder 
die Sache fallen zu laſſen oder die förmliche Anklage zu erheben, und erſt 
auf dieſen Antrag von dem Gerichte über die Verſetzung des Beſchuldigten in 
den Anklageſtand entſchieden wird, ſo iſt die Abtheilung doch aus dem Grunde 
der Anſicht, daß ſich die Behörde im vorliegenden Falle ganz innerhalb der 
Grenzen der bestehenden Gefege bewegt hat, weil nach der Beſtimmung des 
§. 27 des allegirten Provinzial⸗Stände⸗Geſetes wonach, in Uebereinſtim⸗ 
mung mit den übrigen ſtändiſchen Geſetzen, der Wahl⸗Kommiſſarlus zu prü⸗ 
fen hat, „ob die Wahlen in der Form und nach den Eigenſchaſten der Ab⸗ 
geordneten, der Vorſchrift gemäß, geſchehen find“, es auschließlich in die 
Beurtheilung der mit der Ausführung und Aufrechthaltung der ſtändiſchen 
Geſetze beauftragten Behörde geſtellt iſt, ob bei dem Gewählten der volle Be⸗ 
ſiz der im F. 5. No. 4. ibid. als Bedingung der Provinzial⸗Standſchaft vor⸗ 
geſchriebenen Eigenſchaft anzunehmen iſt oder nicht, Se. Majeſtät der König 
auch überdies wiederholt und namentlich in dem letzten Allerhöchſten Land⸗ 
tags⸗Abſchiede für die Provinz Weſtphalen im Wege der authentiſchen Inter⸗ 
pretation ausdrücklich zu erklären geruht haben, daß die hinſichtlich der Wahl 
vorgeſchriebeue Prüfung das Recht zur Verwerfung oder Anerkennung in ſich 
ſchliche. Muß man aber anerkennen, daß die landesherrliche Behörde nach 
der zur Zeit gültigen Geſetzgebung die Beſugniß hat, nach ihrer ſubjektiven 
Ueberzeugung über das Vorhandenſein der Wahl-Qualiſicatton zu entſcheiden, 
fo kann ihr auch kein Vorwurf daraus gemacht werden, daß ſie, nachdem ihr 
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vor Eröffnung des Vereinigten Landtages von der Königl. Immediat⸗Unter⸗ 
ſuchungs⸗Kommiſſion, reſp. vom Staats⸗Anwalte, angezeigt worden, daß ge⸗ 
gen den für den Adelnauer Kreis erwählten und beſtätigten ritterſchaftlichen 


Abgeordneten v. Niemojewski die gerichtliche Vorunterſuchung wegen Verdachts 


der Theilnahme an hoch- und landesverrätheriſchen Umtrieben beantragt wor⸗ 
den ſei, die Einberufung deſſelben ausgeſetzt und deſſen Stellvertreter, den 
Beſchwerdeführer v. Wegierski, einberufen hat. Abgeſehen von dem Ange⸗ 
führten, erſcheint der Abth. die nachträgliche Einberufung des ꝛc. v. Niemo⸗ 
jewski zur Zeit aber auch noch aus dem Grunde unzuläjftg, weil es Grund⸗ 
ſatz iſt, daß, wenn ein Stellvertreter einmal einberufen worden, er Mitglied 
des Landtages für deſſen ganze Dauer bleibt — ein Grundſatz, welcher aus⸗ 
drücklich in dem Allerhöchſten an die Provinzialſtände des Königreichs Preu⸗ 
ßen erlaſſenen Landtags⸗Abſchiede vom 17. März 1828 ausgeſprochen und 
mehrfach zur Geltung gekommen iſt. f 

Marſchall: Der Antrag iſt von der Verſammlung nicht befürwortet 
worden. Bevor ich ihn zur Berathung ſtellen kann, muß ich fragen, ob er 
hier Unterſtützung findet. Er iſt ausreichend unterſtützt. 

Abg. Schumann: Meine Herren! Die vorliegende Petition giebt ei⸗ 
nen ueuen Belag dazu, wohin die den Verwaltungs-Behörden eingeräumte 
Befugniß, über die Be- und Unbeſcholtenheit eines Staatsbürgers zu ent⸗ 
ſcheiden — eigentlich abzuſprechen — führen kann. So wiſſen wir aus den 
öffentlichen Blättern, daß der Mann, von dem unlängſt an dieſem Orte die 
Rede war, und welchen der betreffende Verwaltungs-Beamte als beſcholten 
angeſehen, deſſenungeachtet von der gegen ihn erhobenen Anklage freigeſpro⸗ 
chen, und dennoch iſt dieſer durch Urtel und Recht für unbeſcholten er⸗ 
klärte Mann für die ganze Wahlperiode um ſein ſtändiſches Recht gebracht 
worden. Wohl weiß ich, daß die Geſetze da find, um gehandhabt zu wers 
den, und ich werde es nicht in Abrede ſtellen, daß dem im §. 27. des Geſez⸗ 
zes für Poſen vom 27. März 1824 genannten Verwaltungs-Beamten die 
Befugniß zuſteht, die geſchehene Wahl eines Landtags Abgeordneten in der 
Form und nach den Eigenſchaften des Gewählten zu prüfen und, wenn er in 
dieſer Beziehung Mängel findet, eine andere Wahl zu verlangen. Nach dem 
uns vorliegenden Gutachten iſt anzunehmen, daß nur die gegen den gültig 
gewählten und gültig beſtätigten von Niemojewski eingeleitete Vorunterſuchung 
die Verwaltungs-Behörde zur Ausſchließung deſſelben von der ſtändiſchen 
Thätigkeit veranlaßt hat Es iſt alſo ganz eingentlich von der im § 5. des 
ſtändiſchen Geſetzes bei Nr. 4. gedachten Eigenſchaft des unbeſcholtenen Rufes 
die Rede. Wenn es ein allen Rechten nach nicht zu beſtreitender Grundſatz 
iſt, daß Jedermann die Vermuthung der Unbeſcholtenheit zur Seite ſtehe, fo 
muß dieſe Vermuthung ganz beſonders demjenigen zu ſtatten kommen, den 
eine ſtändiſche Verſammlung gewählt hat, indem nicht anzunehmen iſt, daß 
ſie abſichtlich einen Unwürdigen wählen würde und man bei ihr die vollſtän⸗ 
dige Kenntniß der Würdigkeit des Gewählten, wie billig, vorausſetzen muß. 
In Betracht dieſer Jedermann zu ſtatten kommenden Vermuthung der Unbe⸗ 
ſcholtenheit kann ich es keinesweges zugeben, daß ſelbſt die Einleitung einer 
Unterſuchung den Angeklagten in den Zuſtand der Beſcholtenheit verſetzen 
könne. Jene Vermuthung kann durch keine Vermuthung, ſondern nur durch 
poſitiven Beweis, d. h. durch rechtskräftiges Erkenntniß, wantend gemacht 
werden. Es würde uns zu weit führen, wenn ich erlebte Fälle anführen 
wollte, in welchen der Angeklagte in ſchwere Leibes- und Ehrenſtrafen in er⸗ 
ſter Inſtanz verurtheilt, in der folgenden freigeſprochen wurde. Es iſt aber 
in dem vorliegenden Falle von der Einleitung einer Unterſuchung gar keine 
Rede; das Gutachten ſagt, daß der Staatsanwalt nach Materialien zu einer 
förmlichen Klage ſuche und es dann von ihm abhängen werde, entweder die 
Sache fallen zu laſſen oder die förmliche Anklage zu erheben, und daß erſt 
auf dieſen Antrag das Gericht über die Verſetzung des Beſchuldigten in den 
Anklageſtand zu beſtimmen habe. Alſo, weil der Staatsanwalt, auch Ver- 
waltungsbeamter, vermuthet, daß er vielleicht Materialien zu einer Anklage 
finden werde, darum alſo ſoll eine geſetzliche Vermuthung der Unſchuld — 
Unbeſcholtenheit — über den Haufen fallen? Ich für meinen Theil bin völ⸗ 
lig überzeugt, daß, wenn die bekannte Immediat-Unterſuchungs-Kommiſſion 
in Poſen ſeit 16 Monaten ihrer Thätigkeit und Wirkſamkeit keinen Stoff, 
zur Anklage und Unterſuchung gegen den von Niemojewski gefunden, derſelbe 
in jeder Beziehung ein unbeſcholtener Mann fein muß. Die bloße Vermu— 
thung des Gegentheils ſeitens eines Verwaltungsbeamten kann ihm keineswe⸗ 
ges dieſe Eigenfhaft entziehen, und wohin würde es führen, wenn ein Ver- 
waltungsbeamter Jemanden um Ruf und Ehre bringen könnte, blos darum, 
weil ein anderer Verwaltungsbeamter Materialien ſammelt, um die Sache 
entweder fallen zu laſſen oder eine förmliche Anklage zu erheben. Beides iſt 
möglich; aber gerade darum, weil auch das Erſtere — das Fallenlaſſen — 
möglich iſt, iſt und bleibt es Unrecht, eine Veſcholtenheit zu präſumiren, wo 
nur Unbeſcholtenheit vermuthet werden kann und muß. Was den am Schluſſe 
des Gutachtens angeführten Grund betrifft, daß die nachträgliche Einberufung 
des von Niemojewski zur Zeit noch aus dem Grunde unzuläſſig ſei, weil es 
Grundſatz iſt, daß, wenn ein Stellvertreter einmal einberufen worden, er 
Mitglied des Landtags für deſſen ganze Dauer bleibe, fo hat mich das Gut: 
achten von der Gerechtigkeit dieſes Grundſatzes nicht überzeugt. Es gilt die 
Ehre eines von ſeinen Standesgenoſſen gewählten ſtändiſchen Mitgliedes! 
Der Landtag iſt noch nicht am Ende; der Stellvertreter des Gewählten iſt 
der Petent Velo, der durch feinen Antrag bereit iſt, ſein Recht aufzuheben. 
Der Verwaltungbeamte hat meiner Anſicht nach die ihm gegebene Befugniß 
überſchritten, indem er einen Mann als beſcholten anſieht und ausſchließt, 
der vile gewählt und beftärige worden, den die Immediat⸗Kommiſſion in Po- 
ſen und der Staatsanwalt allhier noch nicht in Anklageſtand zu verſetzen für 
gut befunden haben Nach allem dieſen und in Erwägung 1) daß der von 
Niemojewski förmlich gültig gewählt, ja — wie das Gutachten bezeugt — 
mittelſt Verfügung der betreffenden Behörde vom 19. December beſtätigt wor⸗ 
den; 2) daß alſo die Verwaltungs⸗Behörde nicht mehr befugt war, einem ge⸗ 
wählten und beſtätigten Mitgliede des Landtags ſeine aus der Wahl und der 
Beſtätigung entſprungene Berechtigung zu entziehen, daß, wenn ſelbſt der be⸗ 
treffende Verwaltungs⸗Beamte in Pole, als befugt anzufehen wäre, nach ge⸗ 
ſchehener Wahl und Beſtätigung die Eigenſchaft des unbeſcholtenen Rufes zu 
prüfen, er bei diefer Prüfung nicht gehörig verfahren er alſo auch die Ver⸗ 
antwortlichkeit dafür übernehmen müſſe, daß er nach Allem, was vorliegt, 
und insbeſoneere, da weder vom Staatsanwalt eine Anklage angebracht, noch 


eine Unterſuchung gegen den von Niemojewsi eingeleitet worden, dieſer alſo 
allen Rechten nach als unbeſcholten daſteht, jener alſo ſeine Befugniß über⸗ 
ſchritten hat, wenn er dem von Niemojewski ein Recht entzog, um welches 
derſelbe nur durch Urtel und Recht zu bringen iſt, hiernach alſo die Petition 
als wohl begründet erſcheint, trage ich daher darauf an: daß die hohe Ver⸗ 
ſammlung die Anträge der Petition Allerhöchſten Orts befürworten möge. 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich kann mich dem Antrage, den der geehrte 
Redner geſtellt hat, auch nur vollkdmmen anſchließen. Ich erinnere an das, 
was ich mir erlaubt habe, bei der Angelegenheit des Grafen Reichenbach vor⸗ 
zutragen, — daß mir eines Theils der betreffende Provinzial-Landtags⸗Kom⸗ 
miſſar nicht die Befugniß zu beſitzen ſcheint, die Beſcholtenheit feſtzuſtellen, 
die Eigenſchaft der Beſcholtenheit Jemanden beizulegen, ſondern er hat nur 
die Beſcholtenheit anzuerkennen, die bereits auf anderem Wege eingetreten iſt. 
Auch bin ich keinesweges der Anſicht, daß eine bloße Unterſuchung ſchon die 
Beſcholtenheit herbeiführt, fie könnte nur in Folge eines Geſetzes eintreten, 
und ein ſolches exiſtirt nicht. Es iſt überdies der vorliegende Fall in zwei we⸗ 
ſentlichen Beziehungen von dem des Grafen Reichenbach verſchieden. Erſtens“ 
darin, daß bereits eine Beſtätigung erfolgt war. Dies iſt der erſte Punkt. Der 
zweite Punkt iſt, daß gar keine Unterſuchung eingeleitet worden iſt. Es find 
die Beſtimmungen des neuen Geſetzes vom I7ten Juli 1846 von denen der 
Kriminal⸗Ordnung weſentlich verſchieden. Erſt wenn das Gericht erkannt, 
den Antrag des Staats-Anwalts für begründet befunden und die Einleitung 
der Unterſuchung beſchloſſen hat, dann iſt die Unterſuchung da. Dies hier 
iſt nur eine hiſtoriſche Erörterung, welche den Staats-Anwalt zum Antrage 
auf Einleitung der Unterſuchung vielleicht in den Stand ſetzt. Ich finde 
darin, daß man in dieſer Weiſe die Beſcholtenheit feſtſtellen will, ſchon einen 
Uebergang der Geſetzgebung von den juriſtiſchen Grundſätzen in theologiſche. 
Der Fall, daß die Einberufung des Stellvertreters den Abgeordneten aus⸗ 
ſchließt, findet nur dann Anwendung, wenn Jemand aus individuellen Grün⸗ 
den verhindert worden, den Landtag zu beſuchen, wo dann der Stellvertreter 
für die ganze Zeit der Wahlperiode eintritt. Dies iſt aber nirgends behaup⸗ 
tet worden. Der Herr v. Niemojewski iſt durch einen Akt der Behörden an 
ſeinem Erſcheinen verhindert worden; deshalb muß er nachträglich einberufen 
werden. 

Landtags-Kommiſſar: Der geehrte Redner hat hervorgehoben, daß 
der Fall des Herrn v. Niemojewski ein anderer fei, als der des Grafen 
v. Reichenbach. Einestheils ſei die Wahl des von Reichenbach nicht rite be⸗ 
ſtätigt geweſen, wohl aber die des v. Niemojewski; anderentheils ſei gegen 
den v. Reichenbach Kriminal-Unterſuchung erkannt geweſen, gegen den v. 
Niemojeweki noch nicht. Beides iſt vollkommen richtig. Aber Herr v. Nie⸗ 
mojewski ift auch ganz anders behandelt worden; ihm iſt feine Eigenſchaft 
als Deputirter nicht genommen, er iſt nur nicht einberufen worden. Ob in 
dieſer Beziehung nach den beſtehenden Geſetzen verfahren ſei oder nicht, dar⸗ 
auf braucht hier nicht tiefer eingegangen zu werden. Vielmehr glaube ich 
mich nur darauf berufen zu dürfen, daß hier derſelbe Fall vorliegt, welcher 
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Zeit, wo von der Anklagekammer noch nicht gegen ihn erkannt worden war. 
In demſelben Falle iſt Herr v. Niemojewski, da der Staatsanwalt, wie das 
Gutachten der Abtheilung ergiebt, allerdings eine gerichtliche Vorunterſuchung 
gegen ihn bei dem Kammergericht beantragt hat. Wenn nun bei jenem Falle 
des Königs Majeſtät entſchieden haben, daß der Ober-Präſident den Depu⸗ 
tirten bei ſchwebender Unterſuchung mit Recht nicht einzuberufen habe, wie 
hier ganz und gar derſelbe Fall vorliegt, mit dem einzigen Unterſchied, daß 
das Verbrechen, deſſen der Herr v. Niemojewski bezüchtigt wurde, ein viel 
ſchwereres iſt, als dasjenige, deſſen der Deputirte der Rheinprovinz angeklagt 
war, und die Königl. ſtändiſche Immediat-Kommiſſton unter dieſen Umſtän⸗ 
den dahin entſchieden hat, daß, fo lange die Anklage dauere, Herr v. Nies 
mojewski nicht einberufen werden dürfe, vielmehr ſein Stellvertreter einzube⸗ 
rufen ſei, ſo hat ſich dieſelbe ganz genau an die in dem Rheiniſchen Land⸗ 
tags⸗Abſchiede ertheilte Allerhöchſte Entſcheidung gehalten. a 
Abg. v. Bardeleben: Bei dieſer Gelegenheit kann ich nicht unbemerkt 
laſſen, daß das Verfahren des Ober-Präſidenten der Provinz Poſen ein ganz 
verſchiedenes von dem Verfahren des Ober-Präſidenten der Provinz Schleſten 
geweſen iſt, obwohl beide Fälle, den Herrn v. Niemojewsti und den Grafen 
v. Reichenbach betreffend, völlig gleich find. Der Ober-Prädent von Poſen 
hat, wie mir es ſcheint, allein geſetzlich gehandelt, indem er der Immediat⸗ 
Kommiſſion die Sache zur Entſcheidung vorlegte, in deren Folge die Wahl 
dieſes Abgeordneten nicht annullirt, ſondern die Einberufung deſſelben nur 
ſuspendirt worden iſt, während der Ober-Präſident von Schleſien die geſche⸗ 
hene Wahl des Grafen Reichenbach eigenmächtig aufgehoben hat. Ich muß 
bekennen, daß mir dieſes Verfahren nicht geſetzmäßig erſcheint. (Von mehre⸗ 
ren Seiten der Ruf: Sehr richtig!) 

Graf von Schwerin: Der Fall, der uns gegenwärtig zur Beurthei⸗ 
lung vorliegt, iſt von dem des Grafen Reichenbach ganz verſchieden, wie von 
mehreren Seiten hervorgehoben und auch von dem Herrn Landtags-Kommiſ⸗ 
ſar anerkannt worden iſt, und es iſt daher die Lage in der ich mich be nde, 
ſchon vollſtändig gerechtfertigt. Ich bin nämlich noch heute der Meinung, 
daß die Entſcheidung der hohen Verſammlung in Bezug auf den Grafen von 
Reichenbach eine richtige war, aber trotzdem bin ich der Meinung, daß der 
gegenwärtige Antrag vollſtändig gerechtfertigt erſcheint. Ich glaube daher, 
daß der Wunſch des verehrten Abgeordneten, der die Petition geſtellt hat, 
5 711 in Erfüllung gehen könnte, ohne daß es deshalb einer Petition 

edürfe. f EN, 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Er iſt noch nicht von der Anklage entbunden! 
Ich darf mich nicht weiter über die Sache ausſprechen und kann nur ſagen, 
daß die Anklagekammer noch nicht darüber entſchieden, ob die Unterſuchung 
einzuleiten ſei oder nicht. : 

Abg. Graf von Schwerin: Dann bin ich allerdings im Irrthum; 
es iſt jedoch noch keine Unterſuchung eingeleitet. 

Juſtizj⸗Miniſter UÜhden: Die Unterſuchung kann nach dem neuen Ver⸗ 
fahren nur dann als eingeleitet erachtet werden, wenn die Anklagekammer 
darauf erkannt hat. (Ruf zur Abstimmung) 5 a 

(Schluß folgt.) 


